
Probe 15 - BM für Bildung, Wissenschaft und Forschung - Pressespiegel

Inhaltsverzeichnis

Heinz Faßmann
Vertagte Bestellung, besorgte Universitäten

Der Standard vom 15.02.2018 (Seite 8)
Seite 5

Unis und VfGH: Ringen um freiheitliche Kandidaten
Kurier vom 15.02.2018 (Seite 5)

Seite 7

Grüner Ärger über türkis-blauen Schulbesuch: "Inszenierung"
Kurier vom 15.02.2018 (Seite 21)

Seite 9

"Jedes Kind hat ein Recht auf individuelle Förderung"
Österreichische BauernZeitung vom 15.02.2018 (Seite 13)

Seite 11

SPÖ kritisiert "Strafpädagogik"
Die Furche vom 15.02.2018 (Seite 16)

Seite 13

Lob und Tadel für FPÖ-Kommission
Neues Volksblatt vom 15.02.2018 (Seite 3)

Seite 15

Chefin im Expertenrat für Integration von der JKU
Neues Volksblatt vom 14.02.2018 (Seite 5)

Seite 17

Stifter-Schule: Wirbel um Integrationsklassen
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 20)

Seite 18

Alles neu am Ball der Bälle
Seitenblicke vom 15.02.2018 (Seite 6-9)

Seite 20

Bildungsministerium
Bleistift und iPad harmonisch in Koexistenz

Tiroler Tageszeitung vom 15.02.2018 (Seite 33)
Seite 26

Die Saat ging auf
Börsen-Kurier vom 15.02.2018 (Seite 22)

Seite 28

Bangen um I-Klassen
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 10)

Seite 31

Schulsport-Gütesiegel in Gold für die Musiker
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 13)

Seite 33

Fast 500 Frauen suchten Hilfe
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 19)

Seite 35

Bildung beginnt schon im Kindergarten
Salzburger Woche vom 15.02.2018 (Seite 6)

Seite 37

Erfolgsprojekt droht das Aus
Tips vom 14.02.2018 (Seite 6)

Seite 39

Bildungspolitik
„Österreich macht es uns unnötig schwer“

Wiener Zeitung vom 15.02.2018 (Seite 10)
Seite 41

„Man sollte nicht zusätzliche Hürden auferlegen“
Wiener Zeitung vom 15.02.2018 (Seite 11)

Seite 46

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 1



Probe 15 - BM für Bildung, Wissenschaft und Forschung - Pressespiegel

Bildung: Bei der Sache bleiben
Vorarlberger Nachrichten vom 15.02.2018 (Seite B6)

Seite 49

Leitfaden für Flüchtlinge
Heute vom 15.02.2018 (Seite 27)

Seite 51

Fragen kostet ja nichts
Heute vom 15.02.2018 (Seite 28)

Seite 55

Kustura: "Bin klar gegen die Studiengebühren"
Heute vom 15.02.2018 (Seite 16-17)

Seite 57

Gegen die weiße Wand
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15.02.2018 (Seite 9)

Seite 60

Pflichtgebet im Putzkammerl?
Die Furche vom 15.02.2018 (Seite 15)

Seite 64

Leserbriefe: Da wedelt eindeutig der Schwanz mit dem Hund
Die Furche vom 15.02.2018 (Seite 16)

Seite 67

Leonding blickt voraus
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 11)

Seite 69

Am Sportcampus 11 wird es jetzt digital
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 12)

Seite 71

Sehnsucht nach AHS-Technikern
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 33)

Seite 74

Universität Wien: Kreuz muss weg
Rupertusblatt Salzburg vom 15.02.2018 (Seite 18)

Seite 76

LESERBRIEF: Wo spart Schwarz-Blau?
Tips vom 14.02.2018 (Seite 12)

Seite 78

"Mehr Geld für die Fachhochschulen"
Wiener Wirtschaft vom 15.02.2018 (Seite 11)

Seite 80

Schulen
Gute Basis für Lehrausbildung

Kleine Zeitung vom 15.02.2018 (Seite 27)
Seite 82

„Vorteile für Schüler und Firmen“
Kleine Zeitung vom 15.02.2018 (Seite 26-27)

Seite 84

Stimmung gegen gemeinsame Schule
Vorarlberger Nachrichten vom 15.02.2018 (Seite B6)

Seite 87

Religiöse Vielfalt, leicht VERDAULICH
Die Furche vom 15.02.2018 (Seite 14-15)

Seite 89

Bewegung macht Schule im Bezirk
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 2)

Seite 94

ISZ: Politik wird aktiv
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 4)

Seite 97

25 iPads übergeben
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 7)

Seite 99

Um Schlichtung bemüht
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 13)

Seite 101

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 2



Probe 15 - BM für Bildung, Wissenschaft und Forschung - Pressespiegel

Kräftige Veränderungen bei den oö. Berufsschulen
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 29)

Seite 103

AHS-Absolventen für Technik gefragt
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 33)

Seite 105

Entlastung für Schulleiter darf nichts kosten
Salzburger Woche vom 15.02.2018 (Seite 4)

Seite 107

Assistentin entlastet die Schulleiter
Salzburger Woche vom 15.02.2018 (Seite 8)

Seite 110

Wie geht es unseren Religionslehrern?
Der Sonntag (Wien) vom 15.02.2018 (Seite 22-23)

Seite 113

Hilft das Tablet in der Schule?
TT Kompakt vom 15.02.2018 (Seite 22)

Seite 117

" Alle hängen an ihrem SMART-TROTTEL"
Woman vom 15.02.2018 (Seite 40-41)

Seite 119

Forschung
Offener kommunizieren ...

Neues Volksblatt vom 14.02.2018 (Seite 16)
Seite 124

Elementarpädagogik
Kindergärten auch am Wochenende?

Salzburger Nachrichten vom 15.02.2018 (Seite L3)
Seite 125

Neue Gesetze können auch Tücken haben
Vorarlberger Nachrichten vom 15.02.2018 (Seite A7)

Seite 127

Einschnitte in Qualität der Betreuung befürchtet
Neue Vorarlberger Tageszeitung vom 15.02.2018 (Seite 23)

Seite 129

Lösen Gebühren Abmeldewelle aus?
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 2)

Seite 131

Kindergartengebühr: Neuhofen überrascht
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 6)

Seite 134

Für Bildung wichtig
Bezirksrundschau Oberösterreich vom 15.02.2018 (Seite 13)

Seite 136

Zu wenig Plätze für flexible Betreuung
Salzburger Woche vom 15.02.2018 (Seite 4)

Seite 138

Kindergarten-Gebühren sorgen im Bezirk für Aufregung und zahlreiche Reaktionen
Tips vom 14.02.2018 (Seite 12)

Seite 141

Bildungsthemen Ausland
Änderung der Studienzulassung für Medizin per Staatsvertrag

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 15.02.2018 (Seite 4)
Seite 143

Ein unnötiges und unehrliches Störmanöver
Neue Zürcher Zeitung vom 15.02.2018 (Seite 17)

Seite 145

Das bringt der neue Lehrplan in Zürich
Neue Zürcher Zeitung vom 15.02.2018 (Seite 29)

Seite 147

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 3



Probe 15 - BM für Bildung, Wissenschaft und Forschung - Pressespiegel

Zürich macht sich für den Lehrplan 21 fit
Neue Zürcher Zeitung vom 15.02.2018 (Seite 29)

Seite 149

Europas ärmste Unis // In vielen Ländern sind die Folgen der Finanzkrise für die
Hochschulen bis heute nicht überwunden

Der Tagesspiegel vom 15.02.2018 (Seite 30)

Seite 152

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 4



Probe 15 - BM für Bildung, Wissenschaft und Forschung - Pressespiegel

Heinz Faßmann

"Der Standard" vom 15.02.2018 Seite: 8 Ressort: Inland Von: Karin Riss Bundesland Abend, Bundesland

Vertagte Bestellung, besorgte Universitäten
Kickl: „Kein Junktim“ von Uni-Räten mit Bestellung von Höchstrichtern

Wien – Rektor Reinhard Kannonier hat Erfahrung mit unliebsamen Uni-Räten. Wurde ihm an
der Kunstuni Linz doch 2003 einer in das universitäre Aufsichtsratsgremium gesetzt, über den er
damals aufgrund seiner Nähe zu rechtem Gedankengut entsetzt war.

Rückblickend habe die fachliche Zusammenarbeit mit dem umstrittenen Uni-Rat „ganz gut
funktioniert“, sagt Kannonier heute. Dass sich ÖVP und FPÖ im Ministerrat am Mittwoch aufgrund
von Differenzen wegen drei von den Freiheitlichen nominierten Kandidaten nicht auf die von der
Regierung zu bestellenden 60 Uni-Räte einigen konnten, ist für ihn folglich „keine Katastrophe“,
aber auch „kein gutes Zeichen“.

Es gehe auch um Symbolik: „Unis verkörpern Weltoffenheit“, da seien Personen mit
rechter Gesinnung wenig hilfreich. Außerdem sorgt sich Kannonier um die anstehenden
Leistungsvereinbarungen und die Neubestellungen diverser Rektorsposten – alles Aufgaben, für
die es einen funktionierenden Uni-Rat brauche.

Ähnlich formuliert es Elisabeth Freismuth, Rektorin der Kunstuniversität Graz. Und sie erinnert
auch daran, dass die Rektoren bereits
bei ihrem Antrittsbesuch beim Bildungsminister klare Worte zur „fachlichen und personellen
Qualifikation von Uni-Rats-Mitgliedern und deren „moralischer Integrität“ gefunden hätten.

Innenminister Herbert Kickl (FPÖ) dementierte am Mittwoch, dass es einen Zusammenhang
zwischen der Besetzung der Uni-Räte und der Bestellung von drei Verfassungsrichtern gibt: „Es
gibt kein Junktim.“

Noch-Uni-Rat und Ex-ÖVP-Parteichef Erhard Busek (Med-Uni Wien) will das nicht ganz glauben.
Er sagt: „Die Schwierigkeiten waren zu erwarten“, die Freiheitlichen würden ihre Leute eben
vielfach aus den Reihen der schlagenden Burschenschafter rekrutieren.

Sonja Hammerschmid kennt den Bestellvorgang aus mehreren Perspektiven. Dass die Unis,
wenn die „Aufsichtsräte“ nicht eiligst nominiert werden, „handlungsunfähig“ seien, hält die
Exbildungsministerin (SPÖ) und frühere Uniko-Chefin für problematisch.

Gemeinsame Liste

Die Funktionsperiode der aktuellen Uni-Räte endet am 28. Februar, laut Hammerschmid hatte
die rot-schwarze Vorgängerregierung bereits im August eine gemeinsame Nominierungsliste
akkordiert. Beschlossen wurde diese nie. An die neue Regierung adressiert Hammerschmid:
„Schlagende Burschenschafter haben an Unis nichts verloren!“

Bild: Kunstuni-Rektor Kannonier sorgt sich um Weltoffenheit.

Bild: Foto: Kunstuni Linz
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"Kurier" vom 15.02.2018 Seite: 5 Ressort: Außenpolitik Abend, Abend, Länder

regierungspersonal

Unis und VfGH: Ringen um freiheitliche Kandidaten
Koalition. Personalpaket vorerst verschoben

Die Regierung macht es bei den Neubesetzungen im Verfassungsgerichtshof (VfGH) und in
den Universitätsräten spannend: Am Mittwoch hätte im Ministerrat neues Personal abgesegnet
werden sollen, offenbar gibt es zwischen Türkis und Blau aber noch Abstimmungsprobleme.

Insbesondere bei der Besetzung im VfGH, wo drei Richter-Posten nachzubesetzen sind, fehlt die
endgültige Entscheidung.

So gilt es zwar als ausgemacht, dass VfGH-Vizepräsidentin Brigitte Bierlein Präsidentin und
Christoph Grabenwarter ihr Stellvertreter wird. Auch die Bestellung des Linzer Uni-Professors
Andreas Hauer und von Ex-Minister Wolfgang Brandstetter gilt als vergleichsweise sicher.

Beim dritten freien Posten, der von der FPÖ nominiert werden soll, spießt es sich aber offenbar.
Denn neben Michael Rohregger und Rüdiger Schender kursieren zudem die Namen Tassilo
Wallentin und Michael Rami. Insbesondere Wallentin, der in seinen Krone -Kolumnen migrations-
und EU-kritische Positionen vertritt, sorgt in der ÖVP für Skepsis - und nicht nur dort. Dem
Vernehmen nach hat der Bundespräsident durchblicken lassen, dass er Wallentin eher nicht
angeloben würde.

Lenkt FPÖ bei Unis ein? Auch bei den Neubesetzungen in den Uni-Räten hat die ÖVP ihre liebe
Not mit dem blauen Personal: Die Regierung darf 60 Kandidaten für die 22 Unis vorschlagen,
drei Namen auf FPÖ-Seite soll die Volkspartei abgelehnt haben. Die ÖVP soll sich beim
Tauziehen um die Kandidaten auf ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs berufen haben,
wonach bereits 2008 der FPÖ-Kandidat Gerhard Pendl wegen seiner "unkritischen Haltung zum
Nationalsozialismus" abberufen worden war.

Bei der FPÖ gibt es angeblich ein Einlenken: Aus Regierungskreisen ist zu hören, besagte drei
Kandidaten würden voraussichtlich doch nicht bestellt werden. Die Uni-Senate haben ihre 60
Kandidaten längst gesetzt, die 60 der Regierung sollen am 21. Februar fixiert werden. Einigen
sich ÖVP und FPÖ bis dahin nicht, gehen die Amtsgeschäfte ab 1. März auf Bildungsminister
Heinz Faßmann über.

C. Böhmer, R. Lindorfer
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"Kurier" vom 15.02.2018 Seite: 21 Ressort: Chronik Abend, Abend, Länder

Steiermark

Grüner Ärger über türkis-blauen Schulbesuch:
"Inszenierung"

Graz. Kanzler, Vizekanzler und Bildungsminister, steirischer Landeshauptmann und die
Bildungsdirektorin: Groß war der Politiker-Aufmarsch vor drei Wochen in der Volksschule Graz-
Murfeld. Die steirischen Grünen bringen das in den steirischen Landtag: Sie wollen durch eine
Anfrage an SPÖ-Bildungslandesrätin Ursula Lackner erfahren, ob der türkis-blaue Schulbesuch
zulässig war.

"Das war reine Inszenierung und ein Marketing-Gag", ärgert sich Landtagsabgeordnete Lara
Köck. Der Termin Ende Jänner kam kurzfristig zustande, die Bundesregierung wollte ihre Pläne
für Deutschklassen präzisieren. Die Grünen sehen darin aber eine "Schulshow": Sie wollen
wissen, ob die Eltern informiert und einverstanden waren. Außerdem sei fraglich, ob der Besuch
nicht gegen selbstauferlegte Regeln verstoßen habe: Parteipolitische Werbung an Schulen sei
unzulässig, mahnt Köck und meint das Verteilen von Autogrammkarten oder Fotos mit den
Kindern.

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 9
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"Österr. BauernZeitung" Nr. 07/2018 vom 15.02.2018 Seite 13 Ressort: OBERÖSTERREICH OÖ

"Jedes Kind hat ein Recht auf individuelle Förderung"

"Es ist normal, verschieden zu sein" - Unter diesem Motto werden in der Adalbert-Stifter-Schule
in Ried Kinder mit Beeinträchtigungen in Integrationsklassen erfolgreich unterrichtet. "Was hier
geleistet wird, verdient Respekt und Anerkennung", stellte ÖVP-Abgeordneter Manfred Hofinger
fest. Da es sich bei den Integrationsklassen um einen Schulversuch handelt, sollen diese ab
kommenden Schuljahr in anderer Form weitergeführt werden. "Die Verunsicherung ist im Moment
jedoch groß", betonte Direktorin Maria Wageneder. Hofinger sicherte seine Unterstützung zu,
damit erfolgreiche Integrationsmaßnahmen in Sonderschulen auch weiterhin gefördert werden:
"In meiner Funktion als Abgeordneter im Unterrichtsund Wissenschaftsausschuss werde ich
diesbezüglich mit Bildungsminister Faßmann das Gespräch suchen."

Hofinger und Wageneder

FOTO: PRIVAT
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"Furche" Nr. 07/2018 vom 15.02.2018 Seite 16 Ressort: Kompass in Kürze

BILDUNG

SPÖ kritisiert "Strafpädagogik"

Kritik an der geplanten Neuregelung der Maßnahmen gegen das Schulschwänzen äußert die
ehemalige Bildungsministerin Sonja Hammerschmid (SPÖ). Laut dem Gesetzesentwurf des
derzeitigen Bildungsministers Heinz Faßmann (ÖVP) sollen künftig Verfahren, schon ab vier
Tagen ungerechtfertigten Fernbleibens, von der Schule eingeleitet und eine Mindeststrafe von
110 Euro eingeführt werden. Getroffen würden davon besonders jene Familien mit sozialen
Schwierigkeiten. Außerdem sei eine Verwaltungsstrafe keine Lösung. Es handle sich hierbei um
eine einfallslose "Strafpädagogik", so Hammerschmid. Begrüßt werden die neuen Regelungen
hingegen von der Lehrergewerkschaft. Der Gesetzgeber habe nicht umsonst eine Schulpflicht
eingeführt, so der Vorsitzende der ARGE Lehrer in der GÖD (Gewerkschaft Öffentlicher Dienst),
Paul Kimberger.

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 13
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"Neues Volksblatt" vom 15.02.2018 Ressort: Innenpolitik Linz

Lob und Tadel für FPÖ-Kommission

Bundeskanzler Sebastian Kurz (ÖVP) begrüßt die geplante Historiker-Kommission der FPÖ.
Gerade im Gedenkjahr sei es notwendig, sich auch mit der eigenen Geschichte zu beschäftigen
und diese aufzuarbeiten, erklärte Kurz vor dem Ministerrat. Die ÖVP habe dies schon getan, und
es sei gut, wenn es auch die anderen Parteien und die FPÖ machen. Dass bei der Aufarbeitung
auch das DÖW eine Rolle spielen solle, findet Kurz „sehr positiv“. Heftige Kritik an der Historiker-
Kommission der FPÖ übte hingegen SPÖ-Vorsitzender Christian Kern. Deren Zusammensetzung
ist für ihn „eine Farce“. Kern kritisiert, dass in der Leitungsgruppe fast ausschließlich schlagende
Burschenschafter und Rechtsaußenvertreter sitzen. „Dass sich diese nun selbst Unbedenklichkeit
testieren sollen, ist extrem unglaubwürdig.“

Wilhelm Brauneder als Leiter der Kommission ist für Kern „völlig ungeeignet“. „Im Vergleich zu
dieser Historikerkommission ist der Dackel, der auf die Wurst aufpasst, eine sichere Bank.“ Die
FPÖ hat nach Ansicht Kerns „mindestens so sehr ein Gegenwarts- wie ein historisches Problem“.
Er erinnerte an die drei von der FPÖ vorgeschlagenen Universitätsräte Werner Kuich, Alois Gruber
sowie Philipp Raich, die vom Bildungsminister nicht akzeptiert würden.
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"Neues Volksblatt" vom 14.02.2018 Ressort: Innenpolitik Linz

Chefin im Expertenrat für Integration von der JKU

Der im Außenministerium angesiedelte Expertenrat für Integration hat eine neue Vorsitzende:
Katharina Pabel übernimmt diese Funktion von Bildungsminister Heinz Faßmann (ÖVP).
Die in Bonn geborene Rechtswissenschaftlerin ist bereits langjähriges Mitglied des
Expertenrats. Außerdem ist sie Dekanin der Rechtswissenschaftlichen Fakultät an der Johannes
Kepler Universität Linz. Zu ihren akademischen Schwerpunkten zählen Öffentliches Recht
sowie Menschenrechtsschutz. Zudem ist sie Mitglied des Beratenden Ausschusses des
Menschenrechtsrates der Vereinten Nationen. Öffentlich in Erscheinung getreten ist Pabel zuletzt
etwa als von der ÖVP nominierte Expertin bei einem Hearing zum Integrationsgesetz 2017.

Foto: JKU
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"Bezirksrundschau" Nr. 7 vom 15.02.2018 Seite: 20 Ressort: Mein Bezirk Ried BezirksRundschau Ried

Stifter-Schule: Wirbel um Integrationsklassen

RIED. (ebe) Seit 25 Jahren läuft es unter "Schulversuch" – die Führung der Integrationsklassen
in der Adalbert-Stifter-Schule in Ried. Würde die Weisung des Ministeriums, nur noch fünf
Prozent aller Sonderschulklassen integrativ zu führen, umgesetzt, hat das Folgen für die Schule.
"Das kann und darf nicht passieren. Die Integrationsklassen müssen erhalten bleiben. Das
Bildungsministerium muss hier einlenken“, fordert Grüne-Bundesrat David Stögmüller und setzt
im Landtag nun auf eine Initiative. Auch ÖVP-Abgeordneter Manfred Hofinger sichert der Schule
seine Unterstützung zu. "Was hier geleistet wird, verdient Respekt und Anerkennung. Ich werde
mit Bildungsminister Faßmann das Gespräch suchen."

Weiterbestand gefordert

"In einer Integrationsklasse sind etwa 15 Volksschulkinder und fünf bis sechs Kindern mit
Beeinträchtigung. Die Integrationsklasse im Herbst wird starten", versichert Schulleiterin Maria
Wageneder. "Es gibt einen rechtlichen Bypass der ermöglicht, dass Kinder auf dem Papier in
einer anderen Rieder Volksschule eingeschrieben sind, allerdings die Klasse in der Stifterschule
besuchen." Die Direktorin fordert so schnell wie möglich eine gute rechtliche Verankerung
des Weiterbestehens der Integrationsklassen. Nicht nur die Schule, auch Eltern haben bereits
Unterschriftenaktionen gestartet. Ab März soll auch im Internet die Petition unterzeichnet werden
können. "Wir müssen uns gemeinsam für das Weiterführen der Integrationsklassen einsetzen.
Es ist wichtig, dass nicht schwerstbeeinträchtigte Kinder an unserer Schule zurückbleiben.
Gerade klassenübergreifende Verbände ermöglichen es unseren 119 Schülern unterschiedliche
Erfahrungen zu sammeln und voneinander zu lernen", so die Direktorin. Rund die Hälfte der Kinder
hat einen sonderpädagogischen Förderbedarf.

Umbau nicht betroffen

Der geplante Schulumbau, der laut Bürgermeister im Frühjahr starten soll, ist von diesem Wirbel
nicht betroffen. "Das haben wir auch diese Woche von Vizebürgermeisterin Gabriele Luschner
zugesichert bekommen", so Wageneder.

Bild: M. Hofinger mit Schulleiterin M. Wageneder.
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"Seitenblicke" vom 15.02.2018 Seite 6,7,8,9 Ressort: OPernball Spezial Von: DANIELA SCHIMKE

Opernball 2018

Alles neu am Ball der Bälle
Von Kanzler Kurz bis Kristall-Star Victoria Swarovski -so viele DebütantInnen gab's beim
Opernball noch nie.

Nicht nur die Herzen der 288 Jungdamen und -herren schlugen letzte Woche hoch, als sie den 62.
Wiener Opernball eröffneten. Auf der Feststiege und in der Mittelloge konnte man die Anspannung
förmlich spüren, feierten dort doch eine ganze Menge an Leuten ihr großes Debüt am Ball der
Bälle. Allen voran Bundeskanzler Sebastian Kurz, der -obwohl er erst eine Woche zuvor sein
Kommen zugesagt hatte -das alljährliche Event der High Society zur großen Kurz-Show machte.
Wenngleich er mit Lebensgefährtin Susanne Thier (in einem "Needle and Thread"-Kleid von der
Stange, siehe Robencheck ab S. 14) keinen Fuß auf das Tanzparkett des schönsten Ballsaals
der Welt setzte. Lieber kümmerte sich Kurz um seine Gäste, darunter Menschenrechtsaktivistin
Waris Dirie. Die "Wüstenblume"-Autorin genoss zunächst das rege Treiben in der Mittelloge, in der
auch Kanzlerminister Gernot Blümel (mit Freundin Clivia Treidl), Außenministerin Karin Kneissl,
Wirtschaftsministerin Margarete Schramböck, Finanzminister Hartwig Löger, Bildungsminister
Heinz Faßmann und Nachhaltigkeitsministerin Elisabeth Köstinger debütierten. Letztere sorgte
mit ihrem Babybäuchlein, das sie keineswegs versteckte, für Entzücken. Zurück zu Topmodel
Dirie: Sie ergriff trotz aller Freude bereits um 23 Uhr die Flucht - der Medienrummel trotz
Polizeimauer vor der Mittelloge überforderte sie.

lugner versus Hallmann. Das kann Richard Lugner freilich nicht passieren, wenngleich er heuer
etwas geschwächt wirkte. "Ich war eine Woche im Spital und muss wieder hinein", verriet er im
Seitenblicke-Gespräch, wollte aber ausnahmsweise nicht ins Detail gehen. Vielmehr genoss er,
dass sich sein Star-Gast Melanie Griffith als unkapriziös erwies. "Unkomplizierter als du", zischte
Lugner, als ihn seine Ex-Frau Cathy Lugner, für oe24.TV am Ball, fragte, wie der Hollywood-
Star denn sei. Einer der wenigen Eklats auf dem diesjährigen Opernball, sehr zur Freude von
Organisatorin Maria Großbauer, die nur einen kurzen Schockmoment auf dem Red Carpet
zu verdauen hatte: den Auftritt der barbusigen Femen-Aktivistin, die gegen den ukrainischen
Staatschef Petro Poroschenko als Ballgast demonstrierte (s. S. 11).

Für Society-Glamour sorgte Immo-Millionär Klemens Hallmann, der mit seiner Freundin,
Topmodel Barbara Meier, u. a. Schauspiel-Star Lily James in seiner Loge begrüßte. "Sie ist sehr
lustig", berichtete Meier beim Seitenblicke-Besuch in ihrer Loge -während James mit Starfotograf
Michel Comte tanzte. Ein Glück, das Barbara Meier verwehrt blieb. "Klemens tanzt leider nicht so
gerne", verriet sie. Umso mehr freut sie sich auf ihren Auftritt bei der RTL-Show "Let's Dance",
über den sie auch gleich mit Freundin und Neo-Moderatorin Victoria Swarovski plaudern konnte.
Sie feierte übrigens auch ihr Opernball-Debüt und dankte es ihrem Ehemann Werner Mürz, der
zuletzt als Teenager mit seinem Vater beim Ball war, mit einem liebevollen Küsschen.

Großes Debüt ohne Walzer

Politik Bundeskanzler Sebastian Kurz beehrte mit seiner Lebensgefährtin Susanne Thier zum
ersten Mal den Wiener Opernball. Aber: "Ich bin ein ganz schlechter Tänzer", so der 31-Jährige,
der nicht das Tanzparkett stürmte.

Neue Gesichter in der Loge

Für ein neues Bild der Mittelloge sorgten (v. l. n. r.) in der ersten Reihe Clivia Treidl
mit Kanzlerminister Gernot Blümel, die Präsidentengattinnen Maryna Poroschenko und Doris
Schmidauer, der ukrainische Präsident Petro Poroschenko, BP Alexander Van der Bellen,
Sebastian Kurz mit Freundin Susanne Thier, der irische Ministerpräsident Leo Varadkar und
Menschenrechtsaktivistin Waris Dirie als erster Mittelloge-Gast, der keiner Regierung angehört.

Chefin überraschte alle
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Maria Großbauer erschien -entgegen aller Erwartungen -nicht in Dolce & Gabbana, die auch die
Tiara der Debütantinnen designten, sondern in einem rosa Abendkleid von Austro-Designerin
Anelia Peschev. Nach der Eröffnung zeigte sie sich glücklich und erleichtert.

Schlagabtausch mit seiner Ex

Hoppala Während mit seinem Stargast Melanie Griffith ausnahmsweise alles glatt lief ("Alles ist
problemlos gelaufen, sie ist auch überpünktlich"), war die Begegnung mit seiner Ex Cathy nicht so
harmonisch. Auf die Frage, ob Griffith pflegeleicht sei, entgegnete Richard Lugner: "Pflegeleichter
als du sogar!"

Er macht Lugner Konkurrenz

Für Star-Gäste am Opernball sorgte heuer auch Austro-Millionär Klemens Hallmann, der
neben dem Schweizer Star-Fotografen Michael Comte das Schauspieler-Paar Viktoria &Heiner
Lauterbach und "Cinderella"-Star Lily James in seine Loge lud. "Sie sind alle Freunde von
Klemens", erklärte seine Freundin, Topmodel Barbara Meier.

BABY AM BALL Ministerin Elisabeth Köstinger (mit Lebensgefährte Thomas) zeigte stolz ihr Bäuchlein.

LOGEN-STARS Sebastian Kurz mit seiner Freundin Susanne Thier und Kanzler-Gast, "Wüstenblume" Waris Dirie.

STAATSTRAGEND Bundespräsident Alexander Van der Bellen mit seiner Frau Doris Schmidauer und Opernball-
Lady Maria Großbauer.

KRIEG Cathy Lugner war für oe24.TV am Opernball und blitzte bei Richard ab.

DEN HUT zog der Baumeister vor Melanie Griffith, die sich als unkomplizierter Gast entpuppte.

GLaMouRpaaR Barbara Meier und Klemens Hallmann sorgten wieder für Blitzlichtgewitter.

LoGen-GäSte Schauspieler Heiner Lauterbach kam mit seiner Frau Viktoria.

HoLLywood-StaR Lily James ließ es sich nicht nehmen, das Tanzparkett mit Michel Comte zu stürmen.
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Bildungsministerium

"Tiroler Tageszeitung" vom 15.02.2018 Seite 33 Ressort: ImstLokal Von: Hubert Daum Ausgabe Imst

Bleistift und iPad harmonisch in Koexistenz
Die NMS Mieming gilt als Vorreiter im "E-Learning".Mit "digi4everyone" setzt man neue
Maßstäbe im zeitgemäßen Lernen, der Lehrer wird zum Coach.

Mieming-"Das Lernen hat sich verändert. Ein Frontalunterricht ist seltener geworden",weiß die
Direktorin der Neuen Mittelschule (NMS) Mieming, Andrea Schönherr. Für die Pädagogen ist dies
allerdings nur ein Aspekt eines Gesamtunterrichtskonzeptes, das tirolweit neue Maßstäbe setzt.
Das digitale Lernen hielt bereits Einzug in die Klassenzimmer der Pilotschule.

"Wir müssen die Chancen der Neuen Medien frühzeitig aufgreifen und in den Schulalltag
implementieren", ist Stefan Pult, einer der beiden Projektleiter, überzeugt. Überzeugt davon
ist der NMS-Lehrkörper schon längst: Nach diversen Testphasen und Pilotprojekten gelang
bereits im Schuljahr 2015/16 der Einstieg ins "mobil-digitale Klassenzimmer".Die infrastrukturelle
Voraussetzung dafür bot ein mit 20 Geräten bestückter "iPad-Koffer",der vom Bundesministerium
für Bildung zur Verfügung gestellt wurde.

Nun standen viele Schulungen, Seminare, schulische Fortbildungen und praktische Übungstage
für Lehrer und Lehrerinnen an. Schönherr: "Die Schüler nahmen die iPads mit großer
Begeisterung an. Und uns allen war klar, dass das neue Konzept eine komplette Umorientierung
im didaktisch-pädagogischen sowie im praktisch-technischen Bereich erfordert." Nun folgte ein
Meilenstein: Für das Schuljahr 2016/17 erhielt man vom Ministerium das Zertifikat "eEducation.
Expert.School".

20 schuleigene Geräte wurden angekauft. Die Projektleiter dachten eigene iPad-Klassen an,
die ab dem heurigen Schuljahr tatsächlich im Projekt "digi4everyone" umgesetzt wurden. 74
Schüler der ersten und zweiten Klassen arbeiten aktuell mit Tablets, die von den Eltern finanziert
wurden. "Die iPads bieten hervorragende Möglichkeiten, den Unterricht in allen Fächern zu
unterstützen. Sie dienen als Werkzeug",zeigt sich Projektleiter Clemens Krabacher stolz. Bleistift
und Schulbücher haben nicht ausgedient, Aufgaben werden auch weiterhin handschriftlich
erledigt. Der Erfolg zieht bereits Kreise: Die Volksschulen Barwies und Stams wurden "digital
angesteckt".

Usus in den Klassen: Das iPad begleitet den Lernprozess.

Eigene, von den Eltern finanzierte iPads sind in der NMS Mieming aus dem Schulalltag nicht mehr wegzudenken.

Fotos: Daum
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"Börsen-Kurier" Nr. 07/2018 vom 15.02.2018 Seite 22 Ressort: FINANCE & ETHICS

Western Union unterstützt Chancengerechtigkeit

Die Saat ging auf
Das SEED-Programm fördert seit einem Jahr 21 innovative Projekte für Kinder und
Jugendliche aus benachteiligten Communities in Wien. Die Themenvielfalt umfasst
Bereiche wie Schule, Integration und Technik.

"Unsere Lebenswege sind sehr stark durch Bildung beeinflusst und leider sind die Möglichkeiten
zum Bildungserwerb oft nicht gerecht verteilt. Mit SEED möchten wir daran arbeiten, Chancen für
Kinder und Jugendliche zu schaffen, die sie sonst vielleicht nicht bekommen hätten", so Teresa
Torzicky, Programmmanagerin von SEED. "Ich freue mich, dass SEED speziell jene Schülerinnen
und Schüler unterstützt, die unter schwierigeren Bedingungen ihre Bildungslaufbahn meistern."
Dank der finanziellen und inhaltlichen Unterstützung von SEED können benachteiligten Kindern
und Jugendlichen vermehrt Möglichkeiten in allen Lebensbereichen eröffnet werden.

Hochkarätige Partner Das SEED-Programm wird vom Teach For Austria Alumni Verein getragen,
aus Mitteln der Western Union Foundation, des ÖAMTC und Zusammen: Österreich finanziert
und vom Bundesministerium für Bildung unterstützt. "Mit SEED fördern wir innovative Projekte
im Bereich Bildung und Erwerb von Arbeitsmarkt-Qualifikation für junge Menschen und reagieren
damit auf die neuen Herausforderungen im Bildungssektor und bei der Vorbereitung auf den
Arbeitsmarkt", zeigt sich Peter Bucher, CEO von Western Union International Bank, zufrieden
über das große öffentliche Interesse am Thema Chancengerechtigkeit. "Zehntausende Kinder
und junge Erwachsene flüchteten in den vergangenen drei Jahren aus Kriegsgebieten zu uns. Wir
sind stolz, mithilfe von Lehrkräften und Ehrenamtlichen für mehr als 5.000 junge Menschen etwas
bewirkt zu haben. Wir von Western Union sind davon überzeugt, dass wir umso erfolgreicher
sind, je höher wir unsere ethischen Standards setzen und dabei die sozialen Bedürfnisse und
das Wohlergehen unserer Kunden und ihrer Lebenswelten im Auge behalten. Sie dürfen nicht
vergessen, dass unser Service weltweit auf die Bedürfnisse von Kundinnen und Kunden in meist
sozialund ökonomisch benachteiligten Communities ausgerichtet ist. Unser Ziel ist es, Menschen
dabei zu helfen, die ökonomische Leiter ein Stück weit höher hinaufzuklettern. Und genau diese
Haltung findet auch im SEED-Programm ihren Ausdruck."

Praxisnähe Einen besonderen Fokus legt SEED bei der Auswahl förderungswürdiger Projekte auf
die Bereiche Bildung, Arbeitsmarktqualifikationen, Integration und Inklusion. Initiativen dieser Art
werden durch das SEED-Programm nicht nur finanziell unterstützt, sondern zusätzlich durch das
eigens auf die Bedürfnisse der Teilnehmenden zugeschnittene Begleitprogramm (Workshops,
Coachings etc.) mit Know-how versorgt und relevanten Kontakten vernetzt. Bewerben können
sich Privatpersonen, Vereine und Organisationen aus Wien und Umgebung. Eines der geförderten
Projekte heißt "Einfach mehr Deutsch"(EMD), entwickelt von Lehrerinnen und Lehrern für Kinder
und Jugendliche mit Migrationshintergrund. Standardisierte Lehrpläne berücksichtigen zu wenig
das autodidaktische Erlernen der Sprache. So wurde EMD zu einem beliebten Tool, mit bereits
an die 600 Downloads und einem Versand an rund 1.500 Lehrkräfte in den Neuen Mittelschulen.
Standen anfangs einige Lehrer EMD noch etwas skeptisch gegenüber, trafen schon bald nach
den ersten Erfahrungen in der praktischen Anwendung viele begeisterte Rückmeldung bei den
Organisatoren ein; vor allen Dingen von Lehrkräften mit einem sehr hohen Anteil an ausländischen
Schülern in ihren Klassen, so die Initiatoren.

Jury entscheidet

Die Auswahl der geförderten Projekte erfolgt durch eine Jury, die sich aus Expertinnen und
Experten aus den verschiedensten Organisationen wie dem Bundesministerium für Bildung,
der Universität Wien, dem Verein für Wirtschaft und Integration, sowie den SEED-Partnern
zusammensetzt.
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Auch die Zielgruppe ist in der Jury mit einer Schülerin und einem Studenten
vertreten. Gefragt nach einem persönlichen SEED-Lieblingsprojekt, verweist Bucher auf ein
wirtschaftlich wie arbeitsmarkttechnisch sehr relevantes Thema namens "Refugees(code)" https://
www.refugeescode.at, ein maßgeschneidertes Training für Migranten mit IT-Background und dem
Ziel, sie so schnell wie möglich fit für den Arbeitsmarkt zu machen. Eine erste Gruppe absolviert
bereits das Halbjahresprogramm, um vorhandene IT-Kenntnisse aufzufrischen und neues Wissen
zu erlernen.

Bucher schätzt die Praxisnähe der Ausbildung: "IT-Profis sind in Österreich sehr gesucht, deshalb
sind hier die Chancen für eine Integration ins Berufsleben hoch. Außerdem ist das Projekt eines
unserer erfolgreichsten, mit guter Medienresonanz und öffentlicher Wahrnehmung. Aus einer
Initiative junger IT-Profis wurde eine NGO, die bereits mehrere Auszeichnungen gewonnen hat,
wie den Social Impact Award, HR Award -Newcomer of the year. Außerdem repräsentiert die
Gruppe Österreich in der Finalrunde der 'Ideas from Europe' social start-up competition." Helmut
Berg

CEO Peter Bucher vor Ort mit Kindern einer Wiener Schulklasse
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"Bezirksrundschau" Nr. 7 vom 15.02.2018 Seite: 10 Ressort: Mein Grieskirchen & Eferding BezirksRundschau
Grieskirchen/Eferding

Bangen um I-Klassen

Sonderschulen sollen künftig keine Integrationsklassen erhalten. Eltern starteten bereits
Petitionen.

PEUERBACH, ALKOVEN (jmi). In Sonderschulen waren in den vergangenen Jahren
Integrationsklassen (I-Klassen) eingerichtet worden, um beeinträchtigte und nicht beeinträchtigte
Kinder gemeinsam zu unterrichten. Da dies in der Sonderschule nicht vorgesehen ist, mussten
Schulversuche beantragt werden. Ab Herbst will das Bildungsministerium nur noch fünf Prozent
aller Schulen pro Bundesland einen Schulversuch gewähren – #+ein Schock für Lehrer und Eltern
in den elf Sonderschulen Oberösterreichs.

Kinderlärm – Zukunftsmusik

Verstehen kann das Karl Schmidhuber, Direktor der Martin-Buber-Landesschule in Alkoven,
nicht. "Unsere Schule war vor dem Einziehen der Kinder in inklusive Klassen ein sehr leises
Haus. Jetzt gilt auch bei uns: Kinderlärm ist Zukunftsmusik", erklärt er. Seit es an der Schule
Integrationsklassen gibt, kommen auch Kinder mit weniger starken Einschränkungen. Gerade
die Mischung zwischen Kindern mit und ohne Beeinträchtigung fördere die Entwicklung. Und:
Sie lernen, sich an Strukturen im Bereich der "Normalität" zu gewöhnen. Mit der neuen Weisung
fürchtet Schmidhuber "Strukturen wie vor 20 Jahren – #+auf dem Weg zu einer sogenannten
Restschule". Heißt: eine Schule ausschließlich für Kinder mit starken Einschränkungen.
Integrationsklassen zeigen ein gutes Zusammenwachsen zwischen den Kindern, bei denen auch
Freundschaften entstehen. Dass die Zusammenarbeit zwischen den Schülern in der Johann-
Eisterer-Landesschule Steegen funktioniert, zeigte etwa das Schulfest zum 60. Jubiläum. "Bei
Schülern, Eltern und Mitarbeitern besteht Trauer und Sorge um das inklusive gemeinsame Lernen,
Lachen und Feiern an der Schule", erklärt Schulleiterin Margarita Prokoph. "Allen ist wichtig,
für die nächsten Jahre eine dauerhafte Lösung, eine gesetzliche Basis für diese inklusiven
Kompetenzzentren oder Modellschulen, wie es die Johann-Eisterer-Landesschule ist, zu finden."

Alternative erschwert Arbeit

Als Alternative schlägt das Land OÖ eine Kooperationsklasse mit der jeweiligen Volksschule vor.
Diese Klasse wird in den Räumen der Sonderschule integriert, verwaltet wird sie aber von der
Volksschule. Der Vorschlag findet bei den Schulleitern keinen Anklang. "Dies wäre nur für auf
den ersten Blick eine Alternative. Die Arbeit dadurch würde aber für alle Beteiligten schwerer
gemacht", so Schmidhuber. Dennoch ist der Alkovner Schulleiter zuversichtlich: "Ich bin mir
sicher, dass sich eine Lösung finden wird, die für alle passt."

Petition von Eltern

Die betroffenen Eltern in Steegen und Alkoven organisierten sich bereits, um Unterschriften für
das Weiterbestehen der inklusiven Klassen zu sammeln. Online auf openpetition.eu/at/petition/
online/johann-eisterer-schule-droht-das- aus und openpetition.eu/at/petition/online/wir-fordern-
die-uebernahme-d-schu lversuchs-inklusive-klassen-an-sonderschulen-ins-regelschulsystem

Unterschriftenaktion der Eltern in Alkoven: openpetition.eu/at/petition/online/wir-fordern-die-
uebernahme-d-schu lversuchs-inklusive-klassen-an-sonderschulen-ins-regelschulsystem

und in Steegen: openpetition.eu/at/petition/online/johann-eisterer-schule-droht-das- aus

Bild: Karl Schmidhuber, Sonderschulleiter, Alkoven.

Bild: Wie gute Zusammenarbeit von Kindern mit und ohne Beeinträchtigung funktioniert, zeigte das Schulfest in
Steegen.
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"Bezirksrundschau" Nr. 7 vom 15.02.2018 Seite: 13 Ressort: Mein Bezirk Perg BezirksRundschau Perg

Schulsport-Gütesiegel in Gold für die Musiker

SAXEN. Mit dem Schulsport-Gütesiegel in Gold des Bundesministeriums für Bildung wurde
die Neue Musik-Mittelschule ausgezeichnet. Diese Ehrung wurde von Pflichtschulinspektorin
Notburga Astleiter an Direktorin Maria Reindl überreicht. Zusätzlich zum regulären Sport-
Unterricht werden Laufen, Fußball und Tanz angeboten. Die Teilnahme an den diversen
Meisterschaften ist selbstverständlich. Zehn Lehrpersonen haben sportliche Zusatzqualifikationen
erworben. In der Früh, am Vormittag und zu Mittag werden „bewegte Pausen“ angeboten und
zahlreich genutzt. Zusätzlich können die Kinder Skaterpark und Sportwiese benützen.

Bild: Notburga Astleitner und Maria Reindl, rechts.
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"Bezirksrundschau" Nr. 7 vom 15.02.2018 Seite: 19 Ressort: Mein Bezirk Ried BezirksRundschau Ried

Fast 500 Frauen suchten Hilfe

Frauennetzwerk 3-Beraterinnen hatten vergangenes Jahr viel zu tun

Zur Sache

RIED. Viel zu tun gab es für den Verein Frauennetzwerk 3 im Jahr 2017: 498 Frauen
nahmen das Angebot des Vereins in den drei Standorten Grieskirchen, Ried und Schärding
in Anspruch. In insgesamt 707 Beratungsgesprächen – 329 in Ried, 182 in Schärding, 196
in Grieskirchen – wurde zu Beruf und Familie, zu Bildung und Karriereplanung sowie zu
psychosozialen Themen informiert. Weitere Schwerpunkte sind Mehrfachbelastung, Trennung
und Scheidung, Lebensplanung und Frauengesundheit. Das kostenlose Dienstleistungsangebot
können Frauen ab 16 Jahren in Anspruch nehmen. Was bei der Unterstützung der Frauen
wichtig ist, erklärt Vorstandsmitglied Elisabeth Marschalek: „Frauenberatung orientiert sich an
verbindlichen Qualitätsstandards – dazu zählen ein vertraulicher und geschützter Rahmen,
fachliches Know-how der Beraterinnen und die Akzeptanz unterschiedlichster Lebensentwürfe."
Finanziert wird der Verein vom Frauenreferat des Landes OÖ, dem Bundesministerium für
Bildung und Frauen, den Sozialhilfeverbänden, Stadtamt Ried, Stadtgemeinde Schärding und
Vereinsmitgliedern.

Das Frauennetzwerk 3 ist hier zu erreichen:

Schärding: Mi 9 bis 16 Uhr, Alfred-Kubin-Straße 9 b, Tel. 0664/8588033

Ried: Mo-Do 8 bis17 Uhr, Johannesgasse 3, Tel. 0664/5178530 und 0664/8588033

Bild: Vorstandsteam: Gabriele Luschner, Angelika Podgorschek, Maria Wageneder, Elisabeth Marschalek, Doris
Streicher, Anna Pucher.

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 35



Bezirksrundschau Oberösterreich / BezirksRundschau Ried

Fast 500 Frauen suchten Hilfe

Seite 19 / 15.02.2018
Druckauflage: 21.499 | Reichweite: 26.767

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 36

http://probe15.psp.apa.at/PSP5/img/Img.act?src=print-logo.gifdlBZblpZMXBINlZXaDdBY0JmblYzeml4dHdNS0lOTC9URVg3MXhIcUZjbXlxNGRDZG1qcU9MNHNraDM0ZzlsTS96Zi95MVhtbUcybApEbFNaaE93cm5BPT0=


Probe 15 - BM für Bildung, Wissenschaft und Forschung - Pressespiegel

"Salzburger Woche" Nr. 7 vom 15.02.2018 Seite: 6 Ressort: gemeinde Lungauer Nachrichten

Bildung beginnt schon im Kindergarten

Frühere Förderung würde die Sprachkompetenz der Kinder stärken und Bildungswege
verbessern.

Tamsweg Mit dem Vorurteil, dass Sprachförderung im Kindergarten nur ein Thema für Mädchen
und Buben mit Migrationshintergrund ist, räumt Pflichtschulinspektor Andreas Egger im „Lungauer
Nachrichten“-Gespräch auf.

Aussagen der neuen Regierung deuten auf das Bemühen hin, Bildung und Ausbildung als einen
lebenslangen Prozess zu verstehen, in dem gelingenden Nahtstellen eine besondere Bedeutung
zukommt: Kindergarten, Vor- und Volksschule, Sekundarstufe 1 – und danach Ausbildungspflicht
bis 18 …

Dabei spielen auch zugeordnete Zuständigkeiten eine wesentliche Rolle, die es zu klären
gilt. So ist Schule letztverantwortlich Bundes-, Kindergarten Landesangelegenheit. Kindergarten
ist Familien-, Schule ist Bildungsministerium. In einigen Monaten wird im Zuge der
Schulverwaltungsreform die „Landesbildungsdirektion“ stehen.

Derzeit ist der St. Johanner für den Pongau und (vertretend) für den Lungau zuständig. Egger:
„Die Absicherung der Schulqualität und Anstöße zur Qualitätsentwicklung über den Standort
hinaus – dafür ist schwer Zeit, wenn Behördenverfahren, Krisen- und Beschwerdemanagement,
Schüler- und Elternberatung, Bescheidwesen für 75 Schulstandorte in den beiden Bezirken auf
dem persönlichen Arbeitsprogramm stehen.“

Wie die konkrete Aufteilung und Zuweisung der Aufgaben an die Schulaufsicht in der
Bildungsdirektion sein wird, ist noch offen. Mit der Qualitätsentwicklung in den Pflichtschulen in
der Region ist Egger zufrieden: „Es wird sehr engagiert gearbeitet. Die größte Herausforderung
ist und bleibt der altersadäquate Spracherwerb für alle.“

Immer wichtiger jedenfalls wird, dass die individuellen Bildungsbahnen den Bedürfnissen der
Kinder und Jugendlichen besser entsprechen, das starre Regulativ der Jahrgangsklassen
entspricht dieser Herausforderung nicht.

Am „Lungauer System“ mit sehr vielen kleinen Schulen lobt Egger die hohe Identifikation
und das Engagement eines Ortes mit der eigenen Schule. Durch die geringe Personaldecke
sind Krankenstände und dergleichen schwer auszugleichen. Abzuwarten bleibe, wie sinkende
Geburtenzahlen in manchen Gemeinden das System „gefährden“.

Michael Hoffmann
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"Tips" vom 14.02.2018 Seite 6 Ressort: Land & Leute Steyr

STEYRDORFSCHULE

Erfolgsprojekt droht das Aus
STEYR. Seit 25 Jahren werden in der Steyrdorfschule am Tabor Kinder mit und ohne
Behinderung gemeinsam unterrichtet. Nun soll der erfolgreiche Schulversuch der
Inklusionsklassen beendet werden.

I-Klassen an Allgemeinen Sonderschulen (ASO) sieht der Gesetzgeber nicht vor. An der
ASO am Tabor gibt es sie dennoch seit 25 Jahren. Möglich macht das ein sogenannter
Schulversuch. Eine gängige Lösung in Oberösterreich. Ein Erlass des Bundesministeriums
besagt nun aber, dass maximal fünf Prozent der Schulen mit Schulversuch geführt werden
dürfen. Heißt für Oberösterreich: Neun von zehn ASO müssen ihre erfolgreichen I-Klassen
beenden. "Die Weisung des Bildungsministeriums ist völlig inakzeptabel und ein Bruch der UN-
Behindertenrechtskonvention", sagt Gunther Trübswasser, Sprecher von SOS-Menschenrechte.

Ungewisse Zukunft An der Steyrdorfschule in der Industriestraße herrscht Entsetzen, hat man
doch für die Arbeit der letzten 25 Jahre von allen Seiten Lob bekommen. Die Schule genießt
einen hervorragenden Ruf, für das Schuljahr 2018/19 gibt es 35 Anmeldungen für die I-
Klasse. Nun stehen aber sowohl Lehrer als auch die künftigen Volksschüler und ihre Eltern
vor einer ungewissen Zukunft. Derzeit wird mit Landesschulratspräsident Fritz Enzenhofer
eine Übergangslösung geprüft. Bei dieser soll eine Regel-Volksschule am Papier die I-Klasse
übernehmen, diese dann aber an der Steyrdorfschule unterrichtet werden. Weil diese Variante
viele Fragen aufwirft, zeigen sich die, die es betrifft, skeptisch.

Unterschriften-Aktion "Unser Ziel ist eine dauerhafte Lösung für I-Klassen an Sonderschulen, weil
dort alle Kinder mit und ohne Beeinträchtigung eine ausgezeichnete Schulbildung erhalten", sagt
Barbara Hofer, deren Sohn ab Herbst die Steyrdorfschule besuchen soll. Gemeinsam mit anderen
Eltern wurde eine Unterschriftenaktion gestartet. Ziel sind 5000 Unterstützer, bereits in den ersten
Tagen haben über 2500 Menschen unterschrieben. -r.h.

Online-Petition unterschreiben: www.tips.at/n/416800

Aktuell besuchen 107 Kinder die Steyrdorfschule, 66 davon in I-Klassen.
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Bildungspolitik

"Wiener Zeitung" Nr. 032 vom 15.02.2018 Seite: 10 Ressort: Österreich Von: Bettina Figl Wiener Zeitung

„Österreich macht es uns unnötig schwer“
Drei Viertel der Absolventen aus Nicht-EU-Ländern, die hier den Doktor gemacht haben,
verlassen das Land. Die bürokratischen Hürden sind hoch, am Arbeitsmarkt Fuß zu
fassen gelingt selbst Hochqualifizierten nicht.

Wien. Sobald das Gesprächsthema komplexer wird, zeichnet Gizem Yildirim ihre Gedankengänge
auf ein Blatt Papier. Das ist gut so. Denn die Gedanken der quirligen Mathematikerin sind noch
flinker als ihre Zunge. Die 34-Jährige hat im Juli 2017 an der Technischen Universität (TU) Wien
promoviert. Davor hat sie das Masterstudium der Volkswirtschaftslehre an der Universität Wien
abgeschlossen.

Sie ist also bestens ausgebildet und verfügt über jene Fähigkeiten, von denen Arbeitgeber
träumen. Vor kurzem hat sie einen Arbeitsplatz bei einer Firma in Wien gefunden. Bis vor kurzem
wusste sie nicht, ob sie den Job als Datenwissenschafterin antreten darf oder nicht.

„Einen Job zu finden war nicht das Problem“

Das hat mehrere Gründe. Der eine ist ihre Nationalität, der andere die Bürokratie. Yildirim kommt
aus der Türkei, einem Nicht-EU-Land. Deshalb darf sie nur mit Rot-Weiß-Rot-Karte in Österreich
arbeiten. „Einen Job zu finden war nicht das Problem“, sagt Yildirim. Doch die begehrte Karte zu
bekommen, ist auch für hochqualifizierte Menschen nicht einfach. Dass Yildirim seit neun Jahren
in Österreich lebt und hier Steuern zahlt, spielt keine Rolle. Zwar darf die Verfahrensdauer laut
Gesetz nicht länger als acht Wochen dauern, doch in Wien wartet man auf die Rot-Weiß-Rot-
Karte im Schnitt zwei bis drei Monate.

„Ich verstehe, dass Unternehmen nicht drei Monate auf mich warten wollen“, sagt Yildirim
und erzählt von dem zermürbenden bürokratischen Spießroutenlauf. Immer wieder würde die
Magistratsabteilung für Einwanderung und Staatsbürgerschaft (MA 35) nach Dokumenten fragen,
die sie bereits eingereicht habe. „Manchmal werde ich richtig wütend. Österreich macht es
ausländischen Absolventen unnötig schwer.“

Sie erzählt von einem befreundeten US-Amerikaner, der das Studium der Wirtschaftsinformatik
an der Universität Wien abgeschlossen hat und dann in die Niederlande ging, wo er sofort Zugang
zum Arbeitsmarkt bekommen hat. „Er hat mir gesagt, ich sei ein Idiot, dass ich in Österreich
bleibe“, sagt Yildirim.

In den Niederlanden haben es die besten Absolventen leichter

Wer in den Niederlanden einen Doktor- oder Masterabschluss an einer der 200 bestgereihten
Universitäten der Welt vorweisen kann (von den österreichischen Universitäten ist nur die
Uni Wien unter ihnen), bekommt ein Jahr lang automatisch Zugang zum Arbeitsmarkt. Da
der Arbeitgeber in so einem Fall nicht um Arbeitserlaubnis beantragen muss, ist es für die
Absolventen einfacher, einen Job zu finden. Innerhalb dieser einjährigen „Orientierungsphase“
müssen die Absolventen einen Job mit einem Mindestgehalt von 2228 Euro finden, mit dem sie
ihre Aufenthaltserlaubnis als Fachkraft erlangen.

Wer zu wenig verdient, hat kein Anrecht auf die RWR-Karte

In Österreich haben ausländische Studienabsolventen erst ab einem Mindestgehalt von
2308 Euro pro Monat Anrecht auf eine Rot-Weiß-Rot-Karte. Von diesem Gehalt können
Berufseinsteiger oft nur träumen. So erging es Evrim Inan (Name von der Redaktion geändert).
Sie ist Absolventin der Universität für Bodenkultur in Wien, wollte ebendort eine Postdoc-Stelle
antreten und dafür eine Rot-Weiß-Rot-Karte beantragen. Doch ihr Verdienst war zu gering.
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Inzwischen arbeitet Inan nicht mehr an der Uni, sondern als Lebensmitteltechnologin in einer
Firma in Linz.

Laut Innenministerium wurden im Vorjahr 222 Rot-Weiß-Rot-Karten an Studienabsolventen aus
Drittstaaten erteilt. Im Studienjahr 2015/16 haben 3143 Nicht-EU-Bürger ihr Studium in Österreich
abgeschlossen (inklusive Bachelor- und Masterstudien). Doch nur acht Prozent haben die Rot-
Weiß-Rot-Karte beantragt.

Je höher die Bildung, desto stärker der „Brain Drain“

Generell gilt: Je höher der Bildungsgrad, desto eher verlassen Menschen das Land. Große
Unterschiede gibt es auch bei der Nationalität. Fast drei Viertel bzw. 72 Prozent der 279
Absolventen mit Doktortitel aus Nicht-EU-Ländern verlassen innerhalb von drei Jahren, nachdem
sie ihren Abschluss in Österreich gemacht haben, das Land (Zahlen aus 2015/2016).

Mehr als die Hälfte der Deutschen, die in Österreich ihren Doktortitel verliehen bekommen,
ziehen in diesem Zeitraum wieder weg. Bei den österreichischen Doktoranden sind es knapp acht
Prozent, die das Land verlassen, und hier überwiegen die Naturwissenschaften.

Eklatant ist der Unterschied auch bei den Medizinern: Drei Jahre nach dem Studienabschluss
gehen 8,4 Prozent der österreichischen Medizin-Absolventen ins Ausland, bei den Studierenden
aus Deutschland sind es 84 Prozent. Hier spricht sich Konrad Pesendorfer, Chef der Statistik
Austria, gegenüber der „Wiener Zeitung“ für eine „europäische Lösung“ aus (siehe rechts).

Regierung will RWR-Karte entbürokratisieren

Ob in Österreich erworbene Bildungsabschlüsse auch dem heimischen Arbeitsmarkt
zugutekommen oder die Hochqualifizierten vermehrt ins Ausland abwandern, ist aus
gesellschaftspolitischer Sicht von zentraler Bedeutung“, heißt es auch im Bericht „Bildung in
Zahlen“, der Universitätenkonferenz. Die Abwanderung hochqualifizierter Menschen ins Ausland
ist ein bekanntes Problem und die Zahlen zeigen, dass nicht-österreichische Studienabsolventen
das Land besonders oft verlassen.

Die Frage ist, was die Politik tun wird, um diesem „Brain Drain“ Einhalt zu gebieten. Die Regierung
hat angekündigt, sie wolle die Rot-Weiß-Rot-Karte „weiterentwickeln und entbürokratisieren“.

Zwölf statt sechs Monate Zeit, um einen Job zu finden

Das Antragsverfahren soll digitalisiert und die Senkung der Gehaltsgrenze soll geprüft werden,
heißt es im Regierungsprogramm. „Näheres kann dazu nicht gesagt werden“, so ein Sprecher
aus dem Innenministerium auf Anfrage der „Wiener Zeitung“.

Leichte Verbesserungen brachte eine Gesetzesnovelle im Vorjahr: Seit Oktober 2017 haben
Studienabsolventen zwölf anstatt sechs Monate Zeit, um einen Job zu finden und die Bürokratie zu
bewältigen. Ohne diese Änderung hätte Yildirim das Land bereits verlassen müssen. So bleiben
ihr noch wenige Monate Zeit. Deutschland gewährt seinen Absolventen aus Nicht-EU-Ländern 18
Monate Zeit, um einen Job zu finden.

Auch während des Studiums gibt es bürokratische Hürden

Einen Nebenjob zu finden, ist für Menschen aus Nicht-EU-Ländern auch während des Studiums
nicht immer leicht. Zwar dürfen Nicht-EU-Bürger während des Studiums 20 Stunden pro Woche
arbeiten. Der Arbeitgeber muss aber zuerst um eine Beschäftigungsbewilligung beim AMS
ansuchen. Yildirim erzählt, sie habe sich während ihrer Studienzeit für mehr als 100 Jobs
beworben. Doch egal ob Fast-Food-Restaurant, Supermarkt-Kette oder höherqualifizierte Jobs:
„Die Antwort war immer dieselbe. Sie wollten nicht die bürokratischen Hürden auf sich nehmen
und um eine Arbeitsbewilligung ansuchen.“ Schließlich hat sie, über eine Bekannte, einen Job als
freie Dienstnehmerin gefunden. Sie visualisiert seither Daten für die Nationalbank.

„Manche umgehen die Bürokratie, indem sie heiraten“, erzählt Yildirim. Doch die Scheinehe war
für sie nie Option. Anders als Inan, die fließend Deutsch spricht, weigert sich Yildirim, Deutsch
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zu lernen. Wieso das? Anfangs habe sie es versucht, aber als Türkin sah sie sich so sehr mit
Klischees und Vorurteilen konfrontiert, dass sie es bleiben ließ.

„Mit der türkischen Community nichts gemeinsam“

„Ich bin keine Gastarbeiterin. Mit der türkischen Community in Wien habe ich nichts gemeinsam.
Außer vielleicht der Sprache, aber nicht mal die.“ Privat und beruflich unterhält sie sich
meist auf Englisch, Deutsch braucht sie lediglich für Behördenwege. „Meinen Steuerausgleich
mache ich immer auf Deutsch“, erklärt Yildirim. „Eines meiner ersten erlernten Wörter war
‚Unbedenklichkeitsbescheinigung‘“.

Yildirim kam als Austauschstudentin nach Österreich, um im Land ihres großen mathematischen
Vorbilds Kurt Gödel zu studieren. Sie ist länger geblieben als geplant, hatte aber immer vor,
nach dem Studium in die Türkei zurückkehren. Erst mit der jetzigen politischen Situation in ihrem
Heimatland sei das keine Option mehr.

Da es dauern kann, bis der Antrag auf die Rot-Weiß-Rot-Karte durch ist, beginnt Yildirim fürs
Erste nur auf 20-Stunden-Basis. Dieser Vorschlag ging von ihrem neuen Arbeitgeber aus, der
für diese temporäre Beschäftigungsbewilligung beim AMS angesucht hat. Parallel will Yildirim die
Rot-Weiß-Rot-Karte beantragen und dann auf 40 Stunden aufstocken – sofern sie einen positiven
Bescheid der MA 35 erhält. Denn trotz der langen Wartezeit weiß man nie, wie die Behörden
entscheiden werden.

Viele zieht es ins Ausland – etwa den Genetiker Penninger

Kürzlich hat der Genetiker Josef Penninger erklärt, dass er nach Kanada gehen wird, um
eine Stelle als Leiter des Life Sciences Institutes in Vancouver anzutreten. Er ist allerdings
Spitzenwissenschafter. Im Falle eines negativen Bescheids würde auch Yildirim Konsequenzen
ziehen: „Sollte es nicht klappen, gehe ich in die Niederlande, nach Schweden, Island, Australien
oder Kanada.“ Kein Wunder, denn diese Länder empfangen exzellent ausgebildete Menschen –
anders als Österreich – mit offenen Armen.

Nur 8 Prozent der Absolventen beantragen die Rot-Weiß-Rot-Karte.

„Ich verstehe, dass Unternehmen nicht drei Monate auf mich warten wollen.“

Gizem Yildirim

Bild: Luiza Puiu
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"Wiener Zeitung" Nr. 032 vom 15.02.2018 Seite: 11 Ressort: Österreich Von: Bettina Figl Wiener Zeitung

„Man sollte nicht zusätzliche Hürden auferlegen“
Statistik-Austria-Chef Pesendorfer: „Volkswirtschaftlich problematisch“, wenn Uni-
Absolventen das Land in großem Ausmaß verlassen.

„Wiener Zeitung“: Wie viele Menschen, die in Österreich ihren Doktor gemacht haben, verlassen
das Land nach Studienabschluss wieder?

Konrad Pesendofer: Es gibt große Unterschiede in der Mobilität je nach Staatsangehörigkeit: Drei
Jahre nach dem Studium sind knapp 56 Prozent der Doktoranden aus Deutschland nicht mehr im
Land, bei Nicht-EU-Bürgern sind es fast drei Viertel. Unter den Österreichern ist die Mobilität drei
Jahre nach Studienabschluss relativ gering; nur 7,9 Prozent der österreichischen Doktoranden
gehen nach dem Studienabschluss ins Ausland.

Wie erklären Sie sich diese geringe Mobilität bei Österreichern?

Das liegt wahrscheinlich an der Verwurzelung der einzelnen Personen im eigenen Land.
Das sieht man an der geringen Quote an abwandernden Österreichern selbst im höchsten
Bildungssegment.

Bachelorabsolventen sind weniger mobil als Doktoranden, und es gibt Unterschiede je nach
Studienrichtung. Wandern Naturwissenschafter besonders oft aus?

Betrachtet man alle abgewanderten Österreicher, ziehen Personen mit einer Ausbildung im
Feld Naturwissenschaften mit 6,6 Prozent am häufigsten weg. Unter den Hochschulabsolventen
weisen Personen mit Abschluss im Gesundheits- und Sozialwesen die höchste Mobilitätsrate
auf, gefolgt von Naturwissenschaften, Mathematik und Informatik, danach Kunst und
Geisteswissenschaften. Bei den nicht-österreichischen Studienabsolventen sind es die Agrar- und
Veterinärmediziner, die am mobilsten sind: Drei Viertel von ihnen zogen spätestens drei Jahre
nach dem Studium ins Ausland – wobei wir hier mit 137 Personen im Jahr 2010/2011 eine geringe
Fallzahl haben.

Auch im Medizinstudium gibt es sehr große Unterschiede in der Mobilität der Absolventen je nach
Nationalität. Wie drückt sich das in Zahlen aus?

Drei Jahre nach dem Studienabschluss gehen 8,4 Prozent der österreichischen Medizin-
Absolventen ins Ausland, bei den Studierenden aus Deutschland sind es 84 Prozent. Das zeigt:
Ihr Hauptmotiv, nach Österreich zu kommen, ist das Studium.

Sie sprechen sich für eine europaweite Lösung aus. Wie könnte eine solche aussehen?

Aufgrund des Numerus clausus in Deutschland kommen junge Menschen nach Österreich, um
hier zu studieren. Zugangsregelungen zum Hochschulstudium in einem EU-Land haben daher
Auswirkungen auf die Inanspruchnahme von Bildungseinrichtungen in einem anderen EU-Land
– da bräuchte es EU-weite Lösungen. Die bestehende Quotenregelung in Medizin bekämpft hier
nur Symptome, nicht aber die Ursache des Problems.

Es ist auch volkswirtschaftlich problematisch, wenn öffentlich finanzierte Universitäten in einem
Staat Bildungsleistungen anbieten, die Menschen dann aber nach Abschluss der Ausbildung das
Land in großem Ausmaß wieder verlassen.

Bei der Mobilität zeigt sich auch ein Gender-Gap. Wie ist das zu erklären?

Frauen mit akademischem Abschluss sind mobiler, bevor sie Kinder bekommen. Der
Mobilitätsrückfall ist bei Männern nach Familiengründung geringer, was auf unterschiedliche
Rollenaufteilung bei der Kinderbetreuung zurückzuführen ist. Bei vielen Akademikerinnen zeigt
sich, dass sie mit der Familienplanung warten – nicht nur, bis sie mit dem Studium fertig sind,
sondern sie steigen auch zuerst in den Beruf ein. Ein weiterer Grund ist die Studienwahl, die bei
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Frauen und Männern unterschiedlich ist – und die daraus resultierenden Berufsbilder weisen oft
auch unterschiedliche Mobilitätsbereitschaft auf. Der größte Unterschied zeigt sich bei Menschen
mit niedrigem Bildungsgrad.

Bei jungen Akademikern gibt es kaum geschlechtsspezifische Unterschiede in der Mobilität.

Finden Sie es schade, wenn ein Mensch aus einem Nicht-EU-Land hier promoviert, einen Job
findet und dann wieder geht, weil er oder sie zu lange auf die Rot-Weiß-Rot-Karte warten muss?

Da bin ich ganz bei Ihnen. Österreich bedient sich nicht jener Möglichkeiten, die es hätte. Es wäre
wertvoll, wenn Personen mit guter Qualifikation Eingang in den Arbeitsmarkt fänden und man
ihnen nicht zusätzliche Hürden auferlegt. Das ist eine politische Frage: Soll man hochgebildete,
leicht integrierbare Nicht-EU-Bürger bevorzugen? Diese selektive Migrationspolitik wäre eine
Überlegung wert.

Zur Person

Konrad Pesendorfer

(49), Chef der Statistik Austria, ist Doktor der Wirtschaftswissenschaften. Er arbeitete u.a. bei der
Nationalbank und bei der Europäischen Zentralbank (EZB) in Frankfurt. Statistik Austria

„Wir bedienen uns in Österreich nicht der Möglichkeiten, die wir hätten.“
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"Vorarlberger Nachrichten" vom 15.02.2018 Ressort: VN-B

Bildung: Bei der Sache bleiben

Leserbriefspalten eignen sich nicht gerade für eine konstruktive Auseinandersetzung. Dies
zeigt sich aktuell in einer konzentrierten Aktion der Vorarlberger ÖAAB-Lehrergilde. Anlass
war ein Leserbrief von Peter Fischer, in dem er dem Obmann der ÖAAB-Lehrer reaktionäre
Bildungsvorstellungen zuschreibt. Gleich rücken mehrere verdiente ÖAAB-Mitglieder/Funktionäre
(natürlich privat) gegen Fischer aus. Ursprung der polemischen Auseinandersetzung war das
unkritische Bejubeln der angekündigten blau-schwarzen Bildungsmaßnahmen durch den ÖAAB-
Obmann Türtscher. Tatsache ist aber auch, dass Hunderte Universitätsangehörige gegen eine
radikale Segregation von Schüler/innen in sogenannten Deutschklassen protestiert haben. Es ist
belegt, dass eine substanzielle, in der Analyse detaillierte, verbale Beurteilung der Persönlichkeit
und den Leistungen eines Kindes wesentlich näher kommt als eine Ziffernnote. Ziffernbenotung
ist genauso subjektiv wie verbale Beurteilung, sie streut bei ein- und derselben Arbeit von 1
bis 5 (!), versucht darüber hinaus allerdings auch noch Objektivität vorzutäuschen. Neben aller
übrigen Unkenntnis, verbale Beurteilung mit dem Vergeben von Smileys zu vergleichen, zeigt, wie
wenig Sachwissen hier vorhanden ist. Die Erfolge Finnlands bei internationalen Tests auf „lange
zuvor gesäte“ Faktoren zurückzuführen, ist ein weiteres Beispiel für die fehlende Sachkenntnis.
Wir laden die ÖAAB-Lehrer/innen zum öffentlichen Podium, „Wie kann eine bessere Schule
gelingen?“, ein und freuen uns auf eine konstruktive Diskussion.

Dr. Gerhard Pušnik, Obmann VLI, Brühlstraße, Ludesch
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"Heute" vom 15.02.2018 Seite 27 Ressort: BildungHeute Heute Hauptausgabe, Heute Niederösterreich, Heute
Oberösterreich

Gratis-Broschüre in Wien

Leitfaden für Flüchtlinge

Das UNHCR Österreich hat mit Experten den Bildungswegweiser "Einfach erklärt! Schule und
Ausbildung in Österreich" entwickelt. www.unhcr.org
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"Heute" vom 15.02.2018 Seite 28 Ressort: BildungHeute Heute Hauptausgabe

Berufsberatung

Fragen kostet ja nichts

Die Bildungsberatung in Wien bietet kostenlose und neutrale Bildungs-und Berufsberatung für
Erwachsene. www. bildungsberatung-wien.at
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"Heute" vom 15.02.2018 Seite 16,17 Ressort: BildungHeute Heute Oberösterreich

Der neu gewählte ÖH-Vorsitzende spricht im großen Interview

Kustura: "Bin klar gegen die Studiengebühren"
Am 23. Jänner wurde Edin Kustura zum neuen Vorstand der österreichischen
Hochschülerschaft (ÖH) an der JKU gewählt. Er ist gegen die Studiengebühren, fordert
Kurse in den Sommermonaten.

"Heute": Herr Kustura, Sie sind seit gut drei Wochen Vorsitzender der ÖH. Haben Sie sich an Ihre
neue Rolle schon gewöhnt?

Edin Kustura: Derzeit stehen viele Antrittsreden und Termine auf dem Programm. Der
Terminkalender ist gut gefüllt. Es ist schon etwas stressiger als zuvor.

"Heute": Sie sind zudem bei der Freiwilligen Feuerwehr, Fußball-Schiedsrichter, im Gemeinderat
und studieren Jus. Wie bringen Sie alles unter einen Hut?

Kustura: Priorität haben jetzt meine Aufgaben an der Uni. Doch an den Wochenenden kann ich
am Fußballplatz und bei der Feuerwehr perfekt abschalten.

"Heute": Sie sprechen für 20.000 Studenten an der JKU. Was ist ihr größtes Anliegen?

Kustura: Prüfungen sollen besser auf das Jahr verteilt werden. Es wäre für alle einfacher, würden
im Sommer Kurse angeboten werden. Diese Maßnahme würde die Studienzeit beschleunigen,
ein wahrer Turbo.

"Heute": 81 Prozent der Linzer Studenten sind laut einer Umfrage gegen die Wiedereinführung
der Studiengebühren!

Kustura: Die Umfrage bestätigt unsere Position eindeutig. Wir sind klar gegen die Einführung von
Studiengebühren.

"Heute": Entgegen anderer Unis will die JKU Berufstätigen weiter die Gebühren erlassen. Erfreut?

Kustura: Wir sind froh, dass die JKU in diesem Bereich eine Vorreiterrolle einnimmt

Edin Kustura ist der neue Vorsitzende der ÖH an der Linzer Uni.

Foto: ÖH
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"Frankfurter Allgemeine Zeitung" Nr. 39 vom 15.02.2018 Seite: 9 Ressort: Feuilleton

Gegen die weiße Wand
Ein leicht laizistisches Gefälle: In Wien sollen die Theologen künftig in Hörsälen ohne
Kreuz lehren. Ist das richtig?

Von Jan-Heiner Tück

WIEN, im Februar

Im Wintersemester 2017/18 haben die Professorinnen und Professoren der Katholisch-
Theologischen Fakultät Wien zum letzten Mal ihre Vorlesungen in den Hörsälen gehalten, die seit
1884, dem Datum der Fertigstellung des Hauptgebäudes der Universität an der Ringstraße, der
Theologie zugewiesen waren. Die Säle im imperialen Prachtbau, der seinerzeit vom Architekten
Heinrich von Ferstel im Stil der italienischen Hochrenaissance geschaffen wurde, sind hoch und
hell, sie bieten ideale Rahmenbedingungen für die Lehre. Gleichwohl hat das Rektorat wegen
verschärfter Brandschutzbestimmungen und erhöhten Bürobedarfs entschieden, diese Hörsäle
im zweiten Obergeschoss aufzugeben und baulich umzuwidmen.

Vom kommenden Sommersemester an soll der Lehrbetrieb der katholischen Theologie daher
im Tiefparterre der Universität wieder aufgenommen werden. Manche bedauern dies und sehen
in dem Vorgang auch eine symbolische Degradierung. Eine solche Lesart aber ist maliziös.
Sie ignoriert die Argumente der Universitätsleitung, lässt unbeachtet, dass auch andere Fächer
von der Regelung betroffen sind, und vergisst, dass die Theologie keine Privilegien bei der
Hörsaalzuweisung geltend machen kann.

Hellhörig macht hingegen der Hinweis, dass im Rahmen der Hörsaalverlegung auch die
religionssymbolischen Markierungen - will sagen: die Kruzifixe - von den Wänden verschwinden
werden. Die Sache ist umso misslicher, als dazu kein entsprechender inneruniversitärer
Konsultations- oder Meinungsbildungsprozess stattgefunden hat. Das Argument des Rektorats
lautet: Die Nutzung der neuen Hörsäle soll zentral verwaltet und fächerübergreifend geregelt
werden, um eine optimale Raumauslastung zu erzielen. Man legt Wert auf die Feststellung, dass
die Universität Wien nicht die Kreuze aus den Hörsälen verschwinden lässt, sondern dass es
künftig keine Hörsäle für die Theologie mehr geben wird. Das ist ein subtiler Unterschied, der
beachtet sein will. Das Ergebnis ist dennoch das Gleiche: Kreuze wird es an den Wänden keine
mehr geben.

Der Vorgang ist religionspolitisch delikat und kommentierungsbedürftig. Kirchendistanzierte
Kreise vertreten schon länger die Auffassung, dass in einer säkularen Universität religiöse
Symbole nichts zu suchen haben. Sie halten es für einen überfälligen Akt, die Kruzifixe als Relikte
einer problematischen Symbiose von Staat und Kirche zu entfernen. Ihre Forderung nach einem
Abschied vom Kreuz entspricht dem schleichenden Akzeptanzverlust des Christentums in den
spätmodernen Gesellschaften. Auch ist klar, dass Lehrende und Studierende an der Universität
Wien unterschiedliche religiöse Überzeugungen und weltanschauliche Orientierungen mitbringen.
Manche dürften Schwierigkeiten mit dem Kreuz haben. Eine historisch sensibilisierte Theologie
wird überdies nicht bestreiten, dass für Juden, aber auch für Muslime das Kreuz ein hoch
ambivalentes Symbol ist. Die Position der Universitätsleitung, gegenüber allen Religionen und
Weltanschauungen eine Haltung der Äquidistanz einzunehmen, erscheint daher nachvollziehbar.

Dennoch bleibt Unbehagen. Das Kreuz ist das zentrale Symbol des Christentums, es hat die Kultur
und Geschichte Österreichs jahrhundertelang geprägt. Die in einigen europäischen Ländern
kontrovers diskutierte Frage, ob Kreuze in Klassenzimmern angebracht werden dürfen oder nicht,
hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte im März 2011 dem Ermessensspielraum
des jeweiligen Unterzeichnerstaates der Europäischen Menschenrechtskonvention überlassen,
dabei aber festgestellt, das Kreuz sei "ein passives Symbol". Juristen mögen beurteilen, ob sich
dieses Urteil analog auf Hörsäle an staatlichen Universitäten übertragen lässt. Das Prinzip der
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Religionsfreiheit müsste in jedem Fall gewahrt bleiben. Es kann nicht die staatliche Autorität
sein, die einen Raum mit christlichen Symbolen ausstattet. Aber es liegt in ihrem Ermessen, der
Theologie diese Möglichkeit zu gewähren. Dies würde der Freundschaftsklausel im Artikel 22 des
Konkordats zwischen dem Heiligen Stuhl und der Republik Österreich entsprechen, die vorsieht,
solche Details einvernehmlich zu klären.

Allerdings ist theologisch Wachsamkeit geboten, wenn das Kreuz zum Kultursymbol
heruntergestuft und sein Provokationspotential verharmlost wird. Es ist und bleibt ein Skandal,
das Sterben eines unschuldigen Menschen sichtbar zu machen, von dem Christen öffentlich
bekennen, dass er der Christus und der Sohn Gottes ist. Das Kreuz bringt ans Licht, was gerne in
der Grauzone gehalten, abgedrängt und vergessen wird: Es erinnert an die Verwundbarkeit und
Fehlbarkeit menschlichen Lebens, es spiegelt Erlösungsbedürftigkeit und Sterblichkeit. Gerade in
Zeiten, in denen die zunehmende Ökonomisierung des Wissens das bedrohte Humanum mitunter
aus dem Blick verliert und Transhumanisten unverblümt ausrufen, den Menschen digital und
biotechnisch unverwundbar, ja, unsterblich zu machen, ist das Kreuz ein Mahnzeichen, das die
wissenschaftliche Vernunft vor Hybris und Selbstüberschätzung warnen kann.

Hinzu kommt in Wien ein historischer Aspekt, der das Unbehagen verstärkt: Mutmaßlich hängen
seit 1384, dem Gründungsjahr der ältesten Katholisch-Theologischen Fakultät im deutschen
Sprachraum, Kruzifixe in den Hörsälen. Ihre Größe und ihre Plastizität mögen manchen verstört
haben. Sie im Jahre 2018 im Namen einer fächerübergreifenden neuen Raumnutzung zu
entfernen ist ein symbolpolitischer Einschnitt von historischer Tragweite. Man stelle sich nur
für einen Augenblick vor, alle Professoren, die im Laufe von mehr als sechs Jahrhunderten an
der Theologischen Fakultät gelehrt haben, träten zu einer imaginären Versammlung im Großen
Festsaal der Universität zusammen und würden über den Entschluss des Rektorats beraten.
Dem Votum der Toten unter modernen Bedingungen Gehör zu schenken heißt, die Tradition als
Gegengewicht gegen scheinbar alternativlose Entwicklungen der Gegenwart preiszugeben.

Neben der historischen Zäsur wirft der Vorgang die grundsätzliche Frage auf, welches
Verständnis von Religionsfreiheit im Hintergrund steht, wenn die Universitätsleitung in den neuen
Hörsälen ausnahmslos keine religiösen Symbole mehr zulässt. Selbstverständlich kann man
die Maßnahme im Namen der weltanschaulichen Neutralität des Staates rechtfertigen. Die
Neutralisierung religiöser Symbole in den Hörsälen lässt allerdings ein leicht laizistisches Gefälle
erkennen und provoziert die Anschlussfrage, wie das entstehende symbolische Vakuum gefüllt
wird. Bleibt die weiße Wand wirklich leer?

Wenn man gewollt hätte, wären wohl auch andere Wege gangbar gewesen. Das kooperative
Staat-Kirche-Verhältnis in Österreich hätte jedenfalls Spielraum geboten, abweichend von
der fächerübergreifenden Hörsaalvergabe in wenigstens einem der Räume das Kreuz zu
belassen. Dieser Kompromiss, der an der Universität Innsbruck nach einem dramatischen
Ringen zwischen Universitätsleitung und Theologischer Fakultät erzielt wurde, hätte auch in
Wien ein Erinnerungszeichen dafür gesetzt, dass die europäischen Universitäten im Mittelalter
aus den Kathedralschulen hervorgegangen sind. Außerdem hätte eine solche Lösung dem
Umstand entsprochen, dass sich der weltanschaulich neutrale Staat Universitäten leistet, in
deren Fächerkanon Religionsforschung nicht nur aus der Beobachter-, sondern auch aus der
Teilnehmerperspektive betrieben wird. Neben der vergleichsweise jungen Religionswissenschaft
gehören bekenntnisgebundene Theologien von Anfang an zur universitas litterarum. Das
Ringen um immer neue Synthesen von Glaube und Vernunft dient spätestens seit Anselm
von Canterburys Programm fides quaerens intellectum (Glaube, der nach Einsicht sucht)
der reflexiven Selbstverständigung des Glaubens im Austausch mit anderen Wissenschaften.
Es verhindert zugleich ein Abdriften frommer Akteure in fideistische Gegenwelten mit
Sondergruppensemantiken.

Der Abschied von den Kreuzen aus den Hörsälen der Universität stimmt nachdenklich. Muss
die Achtung vor der Andersheit Andersdenkender und Andersgläubiger so weit gehen, dass das
Eigene der Theologie keinen sichtbaren Ort mehr hat in den Hörsälen der Universität Wien? Wer
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Augen hat zu sehen, kann an der Ringstraße allerdings eine erstaunliche Entdeckung machen:
Das, was im Souterrain verschwindet, ist oben auf der Fassade des Universitätsgebäudes nach
wie vor da. Dort thront die Figur der sacra theologia mit einem langstieligen Kreuz. Für die einen
mag das nicht mehr als ein historistisches Zitat sein, das Ferstels Prachtbau ziert. Andere erinnert
die denkmalgeschützte Statue daran, dass die Reflexion über Gott unter dem Dach der Universität
von alters her einen Ort hat. Für die Theologie aber hält sie den Anstoß bereit, die Anstößigkeit
des Kreuzes nicht zu vergessen und die Frage zu stellen: Was fehlt, wenn das Kreuz fehlt?

Jan-Heiner Tück ist Professor für Dogmatik an der Katholisch-Theologischen Fakultät der
Universität Wien.
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"Furche" Nr. 07/2018 vom 15.02.2018 Seite 15 Ressort: Bildung Von: | Von Doris Helmberger

An der KPH Wien/Krems hilft ein interreligiöses Beratungsteam bei Problemen. In Graz fordert man indes endlich
eine Ausbildung für islamische Religionspädagogen.

Pflichtgebet im Putzkammerl?

Direktoren brauchen Feingefühl, weil es oft Graubereiche gibt: Sie müssen Gebet in der Schule
nicht erlauben, dürfen es aber auch nicht verbieten. (U. Kowanda)

Man stelle sich vor: Muslimische Schülerinnen und Schüler haben soeben von ihrem Islamlehrer
erfahren, wie man das Pflichtgebet verrichtet. In der Pause wollen sie es gleich im Klassenzimmer
ausprobieren, doch als ein anderer Lehrer den Raum betritt, ist er entsetzt und verbietet das
Gebet. Was bleibt, ist Empörung auf allen Seiten.

Religiöse Vielfalt kann bereichernd sein, sie kann Schüler, Lehrkräfte und Schulleiter aber
auch überfordern. Um Hilfe zu finden, wurde 2013 das "Beratungszentrum für interreligiöse
und interkulturelle Fragen" gegründet -als Kooperationsprojekt zwischen der Kirchlichen
Pädagogischen Hochschule Wien/Krems (KPH) und der IRPA, dem damals noch eigenständigen
privaten Studiengang für das Lehramt für Islamische Religion an Pflichtschulen, der mittlerweile
als eigenes Institut in die KPH eingegliedert wurde. Koordiniert wird das Zentrum vom
evangelischen Theologen Alfred Garcia Sobreira-Majer und der islamischen Religionspädagogin
Ursula (Fatima) Kowanda-Yassin. "Die meisten Anfragen betreffen den Islam", weiß Garcia
Sobreira-Majer. "Oft geht es um religiöse Praxis, um Fasten oder Gebet in der Schule, eine
zeitlang war auch Extremismusprävention sehr gefragt. Aber es gibt auch Anfragen, wie man
eine schöne Weihnachtsfeier gestalten kann, die auch auf religiöse Differenz Rücksicht nimmt."
Meist würden sich Religionspädagogen an das Beratungszentrum wenden, man selbst könne
mit Materialien und einem Literaturkoffer helfen, aber auch interreligiöse Fortbildungen für Lehrer
oder ganze Schulen sind möglich. "Wichtig ist jedenfalls, herauszufinden, worum es im Einzelfall
wirklich geht", betont der Theologe. Oft würden Konflikte nämlich "vorschnell religionisiert und
kulturalisiert". So manche Weigerung von Eltern, ihr Kind an Ausflügen teilnehmen zu lassen,
habe nichts mit Religion, aber viel mit fehlendem Geld zu tun. Zentral sei auch, den betroffenen
Schüler und auch den islamischen Religionslehrer miteinzubeziehen.

Als Beispiel nennt Garcia Sobreira-Majer den Fall eines Volksschulkindes, das sich vorgenommen
hatte, zu fasten. "Die Klassenlehrerin hat es dann leider gezwungen, Wasser zu trinken, und das
Kind damit vor den Kopf gestoßen. Wenn die Islamlehrerin ihm gesagt hätte: 'Du brauchst als
Kind noch gar nicht zu fasten. Und wenn du es versuchen willst, musst du darauf achten, dass es
dir dabei gut geht', dann wäre das etwas Anderes gewesen."

Herausforderung für Schulleiter

Ins Gespräch zu kommen ist auch für Ursula Kowanda-Yassin der Schlüssel. "Es braucht hier
aber viel Feingefühl, weil es sich oft um rechtliche Graubereiche handelt, bei denen man keine
direkten Vorgaben machen kann", sagt sie. Direktoren müssten etwa das Gebet in der Schule
nicht erlauben, dürften es aber auch nicht verbieten. "Als Notlösung bieten manche Schulen
ihr Putzkammerl an." Insgesamt sei es aber nötig, mehr Räume für interreligiöse Begegnung
zu schaffen, so Kowanda-Yassin. Schon in diesem Sommersemester sollen an zwei Wiener
Gymnasien zeitlich befristete Projekte starten, an denen ein gesamter Jahrgang teilnimmt.
Praktisch möglich ist das freilich nur an Standorten, wo es einen Ethikunterricht für Kinder gibt, die
keinen Religionsunterricht besuchen. Umso mehr fordern Kowanda-Yassin und Garcia Sobreira-
Majer endlich die Verankerung eines solchen Ethikunterrichts. Ein Fach "Ethik und Religionen"
zu etablieren und den konfessionellen Unterricht aufzulösen, lehnen sie hingegen ab. "Es braucht
Bildung in der eigenen Religion, bevor ich überhaupt in einen interreligiösen Austausch gehen
kann", so Kowanda-Yassin.
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Eine Forderung, die man in Graz nur unterstreichen kann - auch und besonders im Hinblick auf die
Ausbildung islamischer Religionslehrer. Anders als in Wien oder Innsbruck gibt es im Süden noch
immer kein adäquates Ausbildungsangebot -obwohl in der Steiermark und Kärnten bereits an über
200 Schulen islamischer Religionsunterricht erteilt wird. Wie es um die Qualität dieses Unterrichts
bestellt ist, haben die katholische Theologin Monika Prettenthaler und die muslimische Theologin
Mevlida Mesanovic vom Institut für Katechetik und Religionspädagogik der Uni Graz empirisch
erhoben, Ergebnisse gibt es am 22. März. In Kooperation mit Fachinspektoren für islamischen
Religionsunterricht plant das Institut einstweilen ab Herbst 2018 ein Fortbildungsangebot für
bereits tätige islamische Religionslehrer. "Das ist aber nur ein Tropfen auf den heißen Stein, es
bräuchte dringend ein eigenes Bachelor-und Masterstudium für islamischen Religionsunterricht
in Graz", erklärt der katholische Religionspädagoge Wolfgang Weirer. Auch die Islamische
Glaubensgemeinschaft würde laut Schulamts-Leiterin Carla Amina Baghajati ein eigenes
Ausbildungsangebot im Süden begrüßen -auch im Sinne der Qualitätssicherung.

Lehrer ohne Bildung?

Anders als in Innsbruck und Wien gibt es in Graz keine eigene Ausbildung für angehende islamische
Religionspädagogen. Und das, obwohl an über 200 Schulen entsprechender Unterricht angeboten wird.

Foto: APA /Frank Rumpenhorst /dpa

Religiöse Beratung

Ursula (Fatima) Kowanda-Yassin und Alfred Garcia Sobreira-Majer koodinieren das interreligiöse
Beratungszentrum der KPH Wien/Krems. (Mails: interreligioese-beratung@ kphvie.ac.at)

Foto: Dar Salma (1); ÖRF (1)
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"Furche" Nr. 07/2018 vom 15.02.2018 Seite 16 Ressort: Forum

Leserbriefe: Da wedelt eindeutig der Schwanz mit dem
Hund
Leserbriefe bitte an leserbriefe@furche.at |

"Man darf die Lehrer nicht im Stich lassen" Interview mit Eva Vetter Nr. 4, Seite 15

Mit Interesse habe ich Ihr Interview mit Eva Vetter gelesen -und mich gewundert: Welches
Demokratieverständnis hat Frau Vetter als Vorsitzende des "Verbands für angewandte Linguistik",
wenn sie scharf gegen etwas protestiert, bevor überhaupt konkrete Vorschläge vom zuständigen
Minister vorgelegt werden?

Der zweite Punkt, der mich an den Aussagen von Frau Vetter stört, ist die Forderung,
dass besonders im Kindergarten die entsprechende Sprachförderung (in Deutsch?) erfolgen
soll. Tatsache ist, dass trotz des verpflichtenden Kindergartenjahres viele Kinder mit
nichtdeutscher Muttersprache nur sporadisch in diese Bildungseinrichtungen geschickt werden
(die vorgesehenen Sanktionen gegenüber den Obsorgeberechtigten sind zahnlos) und daher eine
Einübung der deutschen Sprache kaum möglich ist.

Zuletzt fordert Frau Vetter noch, dass alle Lehrerinnen und Lehrer zu DAZ-Experten ("Deutsch
als Zweitsprache") werden sollen. Da wedelt eindeutig der Schwanz mit dem Hund. Zuwanderer
haben sich Österreich (aus welchen Gründen auch immer) als Zielland ausgesucht -und ich bin
sehr dafür, dass ihnen möglichst große Unterstützung geboten wird, die Landessprache möglichst
gut zu lernen und sich damit auch auf dem Arbeitsmarkt (mit entsprechenden Aufstiegschancen)
behaupten zu können. Aber deshalb das gesamte System umzukehren (und damit Deutsch als
Unterrichtssprache in Frage zu stellen), schießt weit über das Ziel hinaus.

Mag. Johann Brandstötter via Mail
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"Bezirksrundschau" Nr. 7 vom 15.02.2018 Seite: 11 Ressort: Mein Bezirk Linz-Land BezirksRundschau Linz Land

Leonding blickt voraus

Unter dem Stichwort "Leonding 2030" hat die Stadt eine Entwicklungsstrategie ausgearbeitet.

LEONDING (red). Miteinbezogen bei der strategischen Stadtentwicklung sind neben der Politik
auch regionale Vertreter aus Wirtschaft, Bildung und Kultur. Ziel ist es, Leonding als aktive Stadt
der Zukunft zu positionieren. Im Fokus stehen dabei die Schwerpunkte Bildung, Mobilität und
Konferenzen.

"2017 wurde viel gemeinsam gedacht, entwickelt und geplant. Das passierte in einem völlig neuen,
sehr offenen Prozess der Zusammenarbeit mit allen Fraktionen, Akteuren aus Kultur und Bildung,
sowie wesentlichen Wirtschaftskräften in der Stadt", erklärt Bürgermeister Walter Brunner.

"Wir brauchen junge, top-qualifizierte Facharbeiter, um auch in Zukunft erfolgreich sein zu
können. Durch den nationalen und internationalen Druck sind wir gewzungen, Innovationen
voranzutreieben. Daher begrüßen wir jeden Schritt, der Leonding attraktiv für junge motivierte
Facharbeiter macht", erklärt Wolfgang Lux, Geschäftsführer von Poloplast.

Drei Säulen

Im Frühjahr 2017 wurden die drei Entwicklungsschwerpunkte Bildung, Mobilität und Konferenzen
definiert, die Leonding die kommenden 15 Jahre beschäftigen werden. Noch 2018 sollen
erste konkrete Maßnahmen entwickelt und im Stadrat diskutiert werden. In Sachen Bildung
soll ein angedachter Bildungscampus in der Stadt Raum für alle Bildungsniveaus, angefangen
bei der Fachkräfteausbildung bis hin zum Hochschulniveau schaffen. Eine Erweiterung
des Schulzentrums Hart zählt genauso zu möglichen Ideen wie die Ausweitung des
Tagesschulangebots oder die Etablierung privater Bildungseinrichtungen – auch in Kooperation
mit den regionalen Unternehmen. Bei einem der wesentlichen Zukunftsthemen, der Mobilität,
hat sich Leonding mit Wilhering, Pasching, Kirchberg-Thening, Oftering und Linz-Süd zur
Modellregion "Smart Region" zusammengetan. Unter der Projektleitung von Leonding soll diese
Mobilitätskonzepte für die Zukunft entwicklen. Neben einer Stärkung des öffentlichen Verkehrs
gehen die Überlegungen Richtung E-Mobilität und Sharing-Modelle.

Als dritte Säule der Leondinger Zukunftsvision soll die Stadt zukünftig als Konferenz- und
Tagungsort etabliert werden. Hierfür ist ein prestigeträchtiger Bau an der Meixnerkreuzung
geplant, welcher auch als städtebauliches Wahrzeichen von Leonding über die Stadtgrenze
hinaus wirken soll.

Einhausung wesentlich

Um die Entwicklungsstrategie der Stadt umsetzen zu können, ist laut Bürgermeister Brunner die
Einhausung der Westbahnstrecke im Gemeindegebiet von Leonding Vorraussetzung.

Bild: Bürgermeister Walter Brunnermit Susanne Steckerl, Wolfgang Holzner und Wolfgang Lux.

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 69



Bezirksrundschau Oberösterreich / BezirksRundschau Linz Land

Leonding blickt voraus

Seite 11 / 15.02.2018
Druckauflage: 41.479 | Reichweite: 51.642

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 70

http://probe15.psp.apa.at/PSP5/img/Img.act?src=print-logo.gifdlBZblpZMXBINlZXaDdBY0JmblYzeml4dHdNS0lOTC9URVg3MXhIcUZjbXlxNGRDZG1qcU9CQ0poMG5ScnRPZ2FsZmVaVVJMRFNPZwo5NnRWSGFXWHRRPT0=


Probe 15 - BM für Bildung, Wissenschaft und Forschung - Pressespiegel

"Bezirksrundschau" Nr. 7 vom 15.02.2018 Seite: 12 Ressort: Mein Bezirk Rohrbach BezirksRundschau Rohrbach

Am Sportcampus 11 wird es jetzt digital

Die größte Schule des Bezirks, die Sportmittelschule Niederwaldkirchen, setzt auf digitale
Kompetenz.

Zur Sache

NIEDERWALDKIRCHEN (bayr). "Der wichtigste Schwerpunkt an unserer Schule ist und bleibt
der Sport. Wir möchten unseren SchülerInnen und Schülern aber auch digitale Kompetenz
vermitteln", sagt Direktor Thomas Baumgartner. Da an der Schule keine Informatikstunden
vorgesehen sind, wurde der Lehrplan soweit gestrafft, damit die Kinder in vier Jahren
Schulzeit 3,5 Stunden pro Woche an ihrer sozialen Kompetenz arbeiten können. "Es geht
dabei um Grundkenntnisse von Betriebssystemen und Computerprogrammen, Bildbearbeitung,
Homepageprogrammierung, digitale Fußabdrücke, Cyber-#+mobbing und soziale Netzwerke",
berichtet der Direktor. "Je früher die Kinder dazu aufgeklärt werden, desto besser", sagt
Baumgartner.

Inseln digitaler Kompetenz

Damit dieser Unterricht auch bestmöglich abgehalten werden kann, werden bauliche Maßnahmen
gesetzt. "Etwa 700.000 Euro werden in den Umbau von modernen Lernräumen, Inseln für
digitale Kompetenz, investiert", sagt Baumgartner. Die Förderungen dafür sind gesichert. Im
Frühjahr soll gestartet werden. Die Digitalisierung macht auch vor den Eltern nicht halt. So
gibt es in Niederwaldkirchen die Möglichkeit bzw. die Verpflichtung für Erziehungsberechtigte,
kranke Kinder über die Schulhomepage digital krankzumelden. "Das ist ein großer Vorteil. Vor
allem, weil es mit ein paar Klicks einfach geht, auch übers Handy. Die Eltern kommen so auch
regelmäßig auf die Homepage und können sich dort über Aktuelles in der Schule informieren",
sagt Elternvereinsobfrau Sieglinde Füreder.

Digitales Zeitalter für Lehrer

Auch für die Lehrer ist dieses System rasch und einfach überschaubar. Daniel Rad von der
Firma Powerflash hat die Homepage entwickelt und dieses einzigartige System im Bezirk
ermöglicht. "Die Fehlstunden und Entschuldigungen der Schüler werden einmal pro Semester
gesammelt ausgedruckt und von den Eltern unterschrieben", erklärt Rad den Wegfall der
Zettelwirtschaft. Auch die Lehrer sind im digitalen Zeitalter angekommen. Via Lehrer-App erfahren
sie Supplierpläne oder bekommen Informationen von Kollegen aufs Handy. "Das heißt für uns,
wir müssen auch am späten Abend noch aufs Handy schauen", sagt Pädagogin Ulrike Trunez.
Sie sieht im digitalen System aber viele Vorteile. Eine neue Orientierungshilfe für Schüler und
Besucher ist der Infoscreen im Foyer, der von der örtlichen Raiffeisenbank und Powerflash
gesponsert wurde.

Digitales schwarzes Brett

Am digitalen "schwarzen Brett" sind relevante organisatorische Informationen wie Supplierpläne
tagesaktuell und ständig präsent. Thomas Baumgartner will auch, dass die Schüler in
Niederwaldkirchen am Ende der Pflichtschulzeit alle Grundkompetenzen beherrschen. "Gut lesen,
gut schreiben und gut rechnen sind wichtig. Wir fordern und fördern die Schüler", sagt er. So
werden in den vierten Klassen – je nach Interesse der Schüler – gewisse Schwerpunkte gesetzt.
Die Beliebtheit seiner Schule in der Region freut ihn, sie bringt aber auch Probleme mit sich:
"Leider mussten wir heuer einige Bewerber ablehnen", sagt Baumgartner.

• 270 Schüler in 12 Klassen besuchen den Schulcampus 11. 40 Lehrer unterrichten dort.

• Kürzlich wurde ein neues Logo entwickelt. Die Schule tritt nun als "Schulcampus 11" auf – 11
deshalb, weil sie in der Schallenbergstraße 11 liegt. Details: shs-nwk.at.
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Bild: Die Sponsoren Daniel Rad und Christian Reiter, Elternvereinsobfrau Sieglinde Füreder, Pädagogin Ulrike
Trunez und Direktor Thomas Baumgartner, v. l. vor dem neuen Infoscreen im Foyer.
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"Bezirksrundschau" Nr. 7 vom 15.02.2018 Seite: 33 Ressort: Wirtschaft & Beruf BezirksRundschau Kirchdorf

Sehnsucht nach AHS-Technikern

OÖ. Obwohl in Oberösterreich immer mehr AHS-Absolventen ein technisches Studium
beginnen, wünschen sich Vertreter der Industrie weiter Zuwächse bei den Studienanfängern.
"Industriebetriebe schätzen sehr, dass AHS-Schüler nicht nur über technisches Wissen, sondern
auch über eine umfassende Allgemeinbildung verfügen", so Rudolf Mark, Bildungssprecher
der Sparte Industrie in der Wirtschaftskammer OÖ. Das belegen auch Befragungen von
Industrieunternehmen. Im Wintersemester 2012/13 haben laut WKOÖ 183 AHS-Absolventen ein
technisches Studium an der FH OÖ begonnen. Im WS 2017/18 waren es bereits 252. Auch an der
Johannes Kepler Universität habe die Zahl der Technikstudenten mit AHS-Abschluss seit 2014
zugenommen.
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"Rupertusblatt" Nr. 07/2018 vom 15.02.2018 Seite 18 Ressort: Kirche

Universität Wien: Kreuz muss weg
Das Rektorat der Uni-versität Wien untersagt nach räumlichen Veränderungenan der
Katholisch-Theologischen Fakultät die Anbringung von Kreuzen in den neuen Hörsälen.

Wien. Welchen Ort hat das Kreuz in der Öffentlichkeit? Eine Entscheidung der Universität Wien
dürfte dieser Diskussion neuen Zündstoff bieten: Künftig wird es nämlich keine Hörsäle mehr mit
einem Kreuz an der Wand in der Universität geben. Hintergrund ist die Schließung der seit 1884
von der Katholisch-Theologischen Fakultät im Hauptgebäude der Universität genutzten Hörsäle,
die alle ein Kreuz an der Wand hatten. Sie wurden aus Brandschutzgründen umgewidmet. Künftig
werden theologische Lehrveranstaltungen in anderen Hörsälen im Tiefparterre stattfinden -und
zwar ohne Kreuz.

Eine Sprecherin der Universität Wien verweist darauf, dass diese Räume nun auch von
anderen Fakultäten genutzt werden und daher eine religiöse Konnotation in Form eines Kreuzes
problematisch sei. Erlaubt sei das Anbringen von Kreuzen weiterhin in Büros oder in den
Räumen der Katholisch-Theologischen Fakultät. Tatsächlich würden die drei Kruzifixe derzeit
im Dekanat der Fakultät verwahrt, schreibt die Katholisch-Theologische Fakultät auf ihrer
Facebook-Seite. "Zwei werden vermutlich in der Schenkenstraße ein neues Zuhause finden,
eines soll in ein Kunstprojekt eingebunden werden." Kritik an der Entscheidung äußerte der
Vizedekan der Fakultät, Dogmatik-Professor Jan-Heiner Tück. Die Entfernung der Kreuze sei "ein
symbolpolitischer Einschnitt von historischer Tragweite", hingen doch seit Gründung der Wiener
Katholisch-Theologischen Fakultät im Jahr 1384 Kreuze in deren Hörsälen, so Tück. Zwar könne
er die Position der Universitätsleitung nachvollziehen, die im Verhältnis zu den Religionen und
Weltanschauungen auf eine Haltung der "Äquidistanz" poche -zugleich aber orte er ein in der
Entscheidung bedenkliches "laizistisches Gefälle", denn wenn man gewollt hätte, so hätte es auch
Alternativen oder eine Kompromisslösung gegeben. Mit dem Kreuz verschwinde nicht nur ein
zentrales Symbol des Christentums aus der Universität, sondern ein Symbol, das "die Kultur und
Geschichte Österreichs" und im Speziellen auch die Geschichte der Universität Wien geprägt
habe, kritisierte Tück. kap

Geschichtsvergessenheit wirft Professor Tück der Universität Wien vor, die aus drei Hörsälen das Kreuz entfernt
hat. Foto: Pixabay
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"Tips" vom 14.02.2018 Seite 12 Ressort: Wirtschaft & Politik Steyr

LESERBRIEF: Wo spart Schwarz-Blau?

In Steyr wurden mit 1. Februar 170 Kinder von der Nachmittagsbetreuung abgemeldet, denn
seit diesem Zeitpunkt ist sie nicht mehr gratis. In der letzten Sitzung des Gemeinderates
wurde zwar beschlossen, zumindest Menschen mit einem Familieneinkommen unter 1120 Euro
den Mindestbetrag von 42 Euro pro Monat zu erlassen, dennoch kam es zu derartig vielen
Abmeldungen.

Die Frage stellt sich, wen treffen diese Einsparungen. Österreich ist ein Land, das bei der
Chancengleichheit im Bereich Bildung nach wie vor sehr schlechte Werte hat. Frühförderung wäre
ein Mittel, gerade Kindern, die zuhause nicht so gefördert werden und Kindern mit mangelnden
Deutschkenntnissen einen guten bzw. besseren Start in der Schule zu ermöglichen. Je früher es
uns gelingt, Menschen mit schlechteren Startbedingungen zu ermächtigen, desto größer wird die
Chance, dass sie später gut auf eigenen Füßen stehen können. Außerdem trifft es natürlich auch
viele Alleinerziehende, für die es wieder etwas schwieriger bzw. teurer wird.

Ich sehe das ganz klar als eine Maßnahme gegen Chancengleichheit und es ist ein Beispiel, wie
Schwarz-Blau am sozialen Netz sägt.

von Maria Lindinger, Gemeinderätin der Grünen Steyr

Senden Sie Ihren Leserbrief per E-Mail an: redaktion-steyr@tips.at oder per Post an Tips,
Brucknerplatz 1, 4400 Steyr
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"Wiener Wirtschaft" Nr. 07/2018 vom 15.02.2018 Seite 11 Ressort: Aus der Wirtschaftskammer Von: (WKÖ)

"Mehr Geld für die Fachhochschulen"

"Mehr Geld für die Fachhochschulen bedeutet mehr qualifizierte Fachkräfte für unsere
Unternehmen. Einschnitte bei den Fördersätzen des Bundes für die FH-Studienplätze würden
den akuten Fachkräftemangel verschärfen. Die Fachhochschulen warten daher auf Zusagen,
um die Planung für die kommenden Jahre entsprechend vornehmen zu können", betonen
Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ)-Bildungsexperte Michael Landertshammer und der
Bildungssprecher der Industrie, Christoph Hinteregger, in Hinblick auf die Finanzierung der
heimischen Fachhochschulen.

Landertshammer unterstreicht den hohen Anteil an berufsbegleitenden Studiengängen: "Die
FHs haben Pionierarbeit im Bereich der dualen Studiengänge geleistet, Absolventen der FH-
Studiengänge sind besonders attraktiv für die Wirtschaft." Aus Sicht der Industrie liegt der Wert
der Fachhochschulen in der praxisorientierten Berufsausbildung.
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Schulen

"Kleine Zeitung" vom 15.02.2018 Seite: 26 Ressort: Murtal Von: Michaela Egger michaela.egger@kleinezeitung.at
Murtal

Kommentar

Gute Basis für Lehrausbildung

Wird von Schulen gesprochen, sind in der Regel Volksschulen, Neue Mittelschulen, Gymnasien
oder Höhere Schulen gemeint. „Von der Polytechnischen Schule ist selten die Rede“, bekrittelt
Gottfried Klemmer, Leiter der PTS Judenburg. Und das nicht zu unrecht. Der Schultyp genießt
bei manchen Menschen nach wie vor nicht den besten Ruf – selbst bei jenen, die keine Ahnung
haben, was in diesen Schulen überhaupt geleistet wird. Die Schüler haben unter anderem
ausreichend Möglichkeiten, in verschiedene Berufswelten zu schnuppern, den für sie geeigneten
Beruf zu finden.

Auf der anderen Seite hört man ständig vom Fachkräftemangel. Der Großteil der Absolventen der
PTS in Judenburg verlässt die Schule mit einem Ausbildungsplatz in der Tasche.

Die Schule ist eine gute Basis für eine Lehrausbildung – es wäre wünschenswert, wenn das in
den Köpfen der Menschen auch ankommen würde.
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"Kleine Zeitung" vom 15.02.2018 Seite: 26 Ressort: Murtal Murtal

„Vorteile für Schüler und Firmen“
Gottfried Klemmer, Leiter der PTS Judenburg, ärgert der teils immer noch schlechte Ruf
dieses Schultyps. Er zeigt Möglichkeiten auf, die die Polytechnische Schule bietet.

Von Michaela Egger

Wenn jemand eine Lehre absolvieren will, ist er bei uns richtig. Wir stellen die Verbindung zu den
Firmen her und es gibt viele Möglichkeiten, in verschiedene Berufe zu schnuppern“, so Gottfried
Klemmer, der seit rund einem Jahr als provisorischer Leiter der Polytechnischen Schule (PTS)
Judenburg im Einsatz ist. Und als solcher nach außen tragen will, dass der Schultyp seinen zum
Teil noch immer schlechten Ruf nicht verdiene.

Dieser stammt laut Klemmer noch aus der Vergangenheit, die „Polytechnische Schule“ sei
einst als „typisch österreichische Lösung eingeführt worden“. Dem umgangssprachlich als „Poly“
bezeichneten Schultyp wird zum Teil heute noch nachgesagt, dass er nur von „schwachen
Schülern“ besucht werde. Klemmer: „Es ist aber viel passiert und das geht in der Öffentlichkeit
leider unter.“

An der Schule habe man neben den Pflichtgegenständen die Möglichkeit verschiedene
Fachbereiche kennenzulernen: Dienstleistung-Tourismus, Metall-Elektro, Handel-Büro und Holz-
Bau. Außerdem stehe man mit zahlreichen Firmen in enger Verbindung: „Der Vorteil für die
Schüler ist, sie können direkt in den Firmen schnuppern. Der Vorteil für die Firmen ist, sie lernen
potenzielle Lehrlinge kennen.“

Zudem kommen Firmenvertreter regelmäßig an die Schule, um diverse Berufe vorzustellen.
„Unsere guten Schüler können sich die Lehrplätze aussuchen“, so Gottfried Klemmer. Und rund 80
Prozent der Jugendlichen würden zumindest eine Lehrstelle angeboten bekommen. Allein bei den
berufspraktischen Wochen arbeitet man mit rund 30 Betrieben aus der Region zusammen. Laut
Klemmer achtet man auch auf Benehmen, einen vernünftigen Umgang miteinander. „Funktioniert
das nicht, werden sofort Maßnahmen gesetzt.“

Mehr über die Schule erfahren Sie auf der Internetseite www.pts-judenburg.at. Einschreibungen
sind nach den Semesterferien jederzeit möglich, telefonisch ist die Schule unter Tel. (0 35 72)
82 131 erreichbar.
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"Vorarlberger Nachrichten" vom 15.02.2018 Ressort: VN-B

Stimmung gegen gemeinsame Schule

Da machen einige wieder Stimmung gegen die gemeinsame Schule. Die Gymnasiallehrer und
„ach so Gebildeten“ sollten vielleicht wirklich mal eine Neue Mittelschule besuchen, um einen
Einblick in die neuen Lehrmethoden zu bekommen. Momentan erlebe ich wieder eine Sternstunde
als Lehrer. FIT-Tage: Wie lerne ich nachschlagen? Wie glaubwürdig sind Internet-News? Wie
kann ich mit Respekt und Anstand mit meinen Mitschülern umgehen? Wie visualisiere ich
Element, chemische Verbindung, Gemisch? Wie debattiere ich sachlich, höre zu, bilde meine
Meinung? Die Schüler sind begeistert. Wunderbar, wie wir miteinander lernen. Frau Schöbi-Fink,
bitte unterstützen Sie die Modellregion Vorarlberg. Und ja: Schön, Lehrer zu sein!

Dieter Längle, Naflastraße, Feldkirch
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"Furche" Nr. 07/2018 vom 15.02.2018 Seite 14,15 Ressort: Bildung Von: | Von Doris Helmberger

Was essen Christen und Muslime an Festtagen? Und wann fasten sie? Die VBS Floridsdorf macht ihren Schülern
Appetit auf interreligiösen Dialog.

Religiöse Vielfalt, leicht VERDAULICH

Was wäre besser geeignet, sich zusammenzusetzen und das Verbindende in den Vordergrund
zu stellen, als ein Tisch?(Dietmar Müller)

Man fastet im Ramadan von der Morgendämmerung bis zum Sonnenuntergang, also nichts
essen, nichts trinken, kein Streit und keine sexuellen Aktivitäten. (Ein muslimischer Schüler)

Wenn ich die Fülle mit Minze und Kreuzkümmel würze, ist es orientalisches Börek, und wenn ich
Paprika und Majoran reingebe, ist es ein österreichischer Strudel. (Koch Christoph Fink)

Vor einigen Wochen hat jemand vorgeschlagen, dass man manche Menschen einfach am
Stadtrand unterbringen sollte. Wir dagegen sind der Meinung, dass es besser ist, wenn wir uns
zusammensetzen und das Verbindende in den Vordergrund stellen. Und was wäre dazu besser
geeignet als ein Tisch?"

Dietmar Müller ist ein Freund klarer Ansagen. Vor allem aber ist er ein Freund konkreter
Aktionen. Seit mittlerweile 20 Jahren unterrichtet er als katholischer Religionsund Deutschlehrer
an der Vienna Business School Floridsdorf, einer (privaten) Handelsakademie und Handelsschule
des Fonds der Wiener Kaufmannschaft. Wie in fast allen Schulen hat auch hier die religiöse
Vielfalt deutlich zugenommen: Viele der rund 700 Schülerinnen und Schüler, insbesondere in der
Handelsschule, sind muslimisch oder ohne Bekenntnis - wobei es eher bildungsaffine Eltern sind,
die ihre Kinder hierher schicken und dafür Schulgeld bezahlen. Probleme auf Grund der religiösen
Diversität habe es bislang keine gegeben, erzählt Dietmar Müller. Aber das "Nebeneinanderher"
im Schulalltag habe ihm dennoch zunehmend missfallen.

Zwischen Klasse und Vinothek

Als Schulleiterin Susanne Neuner nach einer Idee für ein Sozialprojekt fragte, war er folglich leicht
zu gewinnen. Es sollte um einen interreligiösen Projekttag gehen, um die bewusste Begegnung
mit eigenen und fremden Glaubensinhalten, Ritualen und Bräuchen. Mit dem Thema "Essen
und Trinken" zu beginnen, war dabei naheliegend: Nicht nur, weil das zu den menschlichen
Grundvollzügen gehört und man eben leicht an einem Tisch zusammenkommt, wie Müller gleich
zu Beginn im Festsaal vor den Jugendlichen betont hat; sondern auch, weil er selbst Geschmacks-
Experte ist. Neben seiner halben Lehrverpflichtung steht er zwei Mal pro Woche ab 16 Uhr
in seiner kleinen, aber feinen Vinothek "Rudolf Polifka et Fils" in Rudolfsheim-Fünfhaus. Zu
kaufen sind hier österreichische und französische Bio-Weine von "Winzerinnen und Winzern, die
sich ihrem kulturellen Erbe mehr verpflichtet fühlen als internationalen Trends", wie es auf der
Homepage heißt.

Um "kulturelles Erbe" - freilich in einem existenzielleren Sinn als beim Weinanbau -soll es an
diesem Donnerstag auch an Müllers Schule gehen. Anhand von fünf Stationen sollen die Schüler
in gemischt-religiösen Gruppen verschiedenste Dimensionen des Essens, Trinkens und Feierns
kennenlernen -vom Thema "Nahrungsmittel versus Industrienahrung" bis zum "Essen und Trinken
in Heiligen Schriften". Christliche und muslimische Schüler stellen sich hier gegenseitig Texte aus
der Bibel bzw. Verse aus dem Koran vor, versuchen Parallelen zu ziehen und wagen ihre eigenen
Interpretationen. Besonders viel Spannung verspricht die Station "Multireligiöser Festkalender",
bei der es um die eigene Feierpraxis der Schüler und ihrer Familien geht. Für die christlichen
Jugendlichen und jene ohne religiöses Bekenntnis hat die katholische Religionslehrerin, Karin
Kamper, eine Flipchart vorbereitet, auf die man bunte Sticker kleben kann. Kein einziger Schüler
zeigt an, dass es bei ihm zuhause Adventsingen gebe, nur zwei lesen das Weihnachtsevangelium.
Das Feiern in der Familie ist freilich für die meisten zentral -und im Zweifel wichtiger als
Geschenke. Überraschungen gibt es auch rund um die Fastenzeit: An erster Stelle bei den
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Fastenvorsätzen rangiert der Verzicht auf Zigaretten und Süßigkeiten, jener auf Fleisch spielt
hingegen kaum eine Rolle -schließlich sind einige Schüler auch Vegetarier. Immerhin drei geben
an, eine "Aschenkreuzsegnung" zu kennen, vier nahmen bereits an Palmweihen teil.

Beim anschließenden Frage-Antwort-Spiel kommen christliche und muslimische Schülerinnen
und Schüler schließlich direkt ins Gespräch: Was essen Christen zu Weihnachten? Oder: Wie
lange dauert die Fastenzeit?"Ich habe gar nicht gewusst, dass auch die Christen fasten", wird
später ein Mädchen erklären. Aber auch die muslimischen Schüler müssen Fragen zu ihren
religiösen Bräuchen beantworten. "Man fastet im Ramadan von der Morgendämmerung bis zum
Sonnenuntergang, also nichts essen, nichts trinken, kein Streit und keine sexuellen Aktivitäten",
erklärt ein Schüler neben der islamischen Religionslehrerin, Derya Öztürk Bibars. Ob es in den
Sommermonaten nicht ungesund sei, den ganzen Tag über nichts zu trinken, fragt eine Schülerin?
"Es kann schon zum Problem werden", antwortet die Lehrerin, "aber wenn man rechtzeitig aufsteht
und noch vor Sonnenaufgang eine Kleinigkeit isst und trinkt, ist es kein Problem." Das Mädchen
ist damit zufrieden.

"Höchste Eisenbahn" für Ethikunterricht

Miteinander ins Gespräch kommen, sich überraschen lassen -aber notfalls auch das eine
oder andere hinterfragen: All das ist bei interreligiösem Begegnungslernen möglich. Das
Risiko (pseudo)religiöser Missverständnisse und Konflikte (siehe Artikel rechts) wird durch
Dialog vermutlich nicht beseitigt, aber wahrscheinlich doch geringer. Umso mehr würde sich
Dietmar Müller wünschen, dass auch andere Schulen öfter solche Projekte lancieren. Langfristig
müsse man sich aber wohl neue Konzepte für die religiöse Bildung überlegen. "Ich denke,
das zukünftige Modell muss zweispurig sein", erklärt er im FURCHE-Gespräch, während die
Schülerinnen und Schüler einen Stock höher schon am Mittagessen werken. "Vorerst muss
gewährleistet sein, dass der konfessionelle Religionsunterricht nicht weiter ausgedünnt und
organisatorisch an den Rand gedrängt wird", meint Müller -weshalb es auch "höchste Eisenbahn"
sei, endlich einen alternativen Ethikunterricht zu verankern. Als Lehrer kämpfe er jedenfalls für
den bekenntnisorientierten Unterricht, "weil hier klar ist, von welchem Standpunkt aus gesprochen
wird", so Müller. Parallel dazu müsse es freilich auch grundsätzliche Überlegungen zu einem
konfessions- und religionsübergreifenden Unterricht samt Ethik geben -"weil die Demographie in
diese Richtung geht". Bloßes Lamentieren ist aber seine Sache nicht: weder darüber, dass es
immer weniger katholische Schüler gibt, noch darüber, dass diese Jugendlichen immer weniger
Einstandsvoraussetzungen in religiösen Dingen mitbringen. "Man muss mit den Jugendlichen
arbeiten, die da sind", sagt Müller.

Und gearbeitet wird viel an diesem Tag: Die letzte Schülergruppe finalisiert mit den Köchen
Christoph Fink und Christian Mezera von "eins &eins deluxe" gerade das Menü für das große
Abschluss-Essen. Gemüsesuppe, Blechkuchen, Liptauer und Tsatsiki, Ayran und Orangensaft
sowie Börek und Strudel werden im Festsaal aufgetischt. Letztere beiden haben fast dieselben
Zutaten, erklärt Christoph Fink: "Aber wenn ich die Fülle mit Minze und Kreuzkümmel würze, ist
es orientalisch, und wenn ich Paprika und Majoran reingebe, ist es österreichisch."

Den Schülerinnen und Schülern schmeckt zum Glück alles. Und auch die Lehrer sind satt und
zufrieden. "Es hat von allen sehr positives Feedback gegeben", wird Dietmar Müller später sagen.
Spätestens im nächsten Schuljahr soll der interreligiöse Dialog an der Schule weiter fortgesetzt
werden. Geschlechterrollen, heilige Schriften oder auch Fundamentalismus kämen als Themen
in Frage. Nicht ganz so schmackhaft wie Essen und Trinken - aber Religion ist eben nicht immer
leicht verdaulich.

WIENER VERHÄLTNISSE

Volksschule

"Mehr Muslime als Katholiken in Wiener Pflichtschulen", lautete eine Schlagzeile. Tatsächlich
sind 48 %der Wiener Volksschüler Christen (31 % Katholiken), 28 %Muslime. 17 %sind ohne
Bekenntnis.
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Mittelschule

Etwas anders sieht es laut Wiener Stadtschulrat an den Neuen Mittelschulen aus. Hier sind 40 %
muslimisch, 45 %christlich (davon 25 % katholisch) und nur elf % ohne religiöses Bekenntnis.

AHS-Unterstufe

Für diesen Bereich hat nur das Wiener Erzbischöfliche Schulamt Zahlen. Demnach sind hier
48,3 % Katholiken, 18,5 % ohne religiöses Bekenntnis, 33,2 % andere (muslimisch, orthodox,
evangelisch).

Foto: APA /Schneider

Foto: APA /Neubauer

Foto: APA /Pfarrhofer

Letzter Check Christoph Fink (2. von re.) und Christian Mezera (Mitte mit Bart) von "eins & eins deluxe" erklären
den Schülern die interreligiöse und -kulturelle Menüfolge. Foto: Doris Helmberger (6) Profis am Werk Lehrer
und Sommelier Dietmar Müller (zweiter von rechts im Anzug) mit den Köchen Christoph Fink (ganz rechts) und
Christian Mezera (ganz links) beim Zubereiten des letzten Ganges. Kosten und lernen Links die katholische
Religionslehrerin Karin Kamper, rechts (neben Blechkuchen und mitgebrachten türkischen Spezialitäten) ihre
islamische Kollegin Derya Öztürk Bibars (mit Kopftuch).
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"Bezirksrundschau" Nr. 7 vom 15.02.2018 Seite: 2 Ressort: Thema der Woche BezirksRundschau Urfahr-
Umgebung

Bewegung macht Schule im Bezirk

Seit diesem Schuljahr steht an sechzehn Urfahraner Schulen tägliche Bewegung auf dem
Stundenplan.

BEZIRK (vom). "Die Bedeutung von Bewegung für Kinder und Jugendliche ist unumstritten.
Ausreichend Bewegung und Sport wirken sich positiv auf die Konzentration und die Lernfähigkeit
der Kinder aus", weiß Edith Steffan, Direktorin der Volksschule Schenkenfelden. Darum startete
die Schule mit fünfzehn weiteren Urfahraner Bildungseinrichtungen in diesem Schuljahr die
Projektinitiative „Tägliche Bewegungs- und Sporteinheit“ (TBuS). Vor allem für Volksschulen, die
bislang in den ersten zwei Jahrgängen drei, danach zwei Turnstunden pro Woche haben, ist
das Konzept interessant. "Neben den normalen Turnstunden kommt einmal in der Woche ein
ausgebildeter Bewegungscoach an die Schule", so Steffan. Dieser verfügt über eine fachliche
und pädagogische Ausbildung. Er gestaltet Übungen und Spiele, die fit für den Alltag machen.
Der Bewegungscoach bildet auch die Brücke zum Vereinssport, empfiehlt Sportarten zum
Ausprobieren und unterstützt Lehrer.

Integrativer Unterricht

An jenem Tag, an dem der Stundenplan keine Bewegungs- und Sporteinheit vorsieht, wird
diese in andere Fächer integriert. Dabei vermitteln die Lehrer den Lehrinhalt in Kombination mit
körperlicher Aktivität. Das nennt sich dann "integrativer Unterricht". "An unserer Schule setzen
Lehrer gezielt Arbeitstechniken ein, die Bewegung im Unterricht beinhalten. Qigong am Morgen,
kinesiologische Übungen vor Schularbeiten, Laufspiele zur Festigung des Unterrichtstoffes und
bewegungsorientierte Sozialspiele bieten Abwechslung und verbessern die Merkfähigkeit durch
Freude am Lernen", sagt Martina Lehner, Leiterin der Neuen Mittelschule 2 in Gallneukirchen.
Zusätzlich stehen täglich bewegte Pausen am Plan.

Flächendeckend in OÖ

Auch in Altenberg wird seit Jahren besonders viel Wert auf Sport gelegt. Die Volksschule
trägt den Titel "Bewegte Schule". "Durch Bewegung lernen die Kinder viel leichter. Wir
verbinden beispielsweise Rechnen und Bewegung beim 1 x 1 auf dem Trampolin", so Heidrun
Hubinger, Lehrerin an der Volksschule Altenberg. Im vergangenen Jahr startete die Testphase
der TBuS im Burgenland. Mit dem Schulbeginn im Herbst dieses Jahres wurde die tägliche
Bewegungsstunde auch in allen anderen Bundesländern ausgerollt. Die Umsetzung ist nicht
verpflichtend, sondern ein freiwilliges Angebot, das die Schulen annehmen können. Damit sich
noch mehr Bildungseinrichtungen in Oberösterreich an der Initiative beteiligen, will Sportreferent
Landeshauptmann-Stellvertreter Michael Strugl weiterhin intensive Überzeugungsarbeit leisten.
"Wir wollen, dass flächendeckend in ganz Oberösterreich noch mehr Schüler in den Genuss von
Bewegungsstunden kommen. Sport ist für die gesunde Entwicklung enorm wichtig. In Zeiten von
PC, Spielkonsolen und Tablets muss Bewegung wieder selbstverständlich werden."

Bild: Bei der täglichen Bewegungs- und Sporteinheit können die Kinder ihren natürlichen Bewegungsdrang
ausleben.
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"Bezirksrundschau" Nr. 7 vom 15.02.2018 Seite: 4 Ressort: Mein Wels & Wels-Land BezirksRundschau Wels

ISZ: Politik wird aktiv

Anfang März wird eine Delegation aus Wels das Gespräch mit Landesschulratspräsident
Enzenhofer suchen.

LINZ/WELS (ph). Anfang Februar wurde dem Integrativen Schulzentrum Dr.-Schärf-Schule
(ISZ) mitgeteilt, dass der Schulversuch "Inklusive Klassen am Kompetenzzentrum" eingestellt
wird und ab dem Schuljahr 2018/2019 kein Antrag zur Führung derartiger Klassen genehmigt
werden kann. Die Alternative, die Klassen als ausgelagerte Klassen weiterzuführen, kam für
die Verantwortlichen am ISZ nicht in Frage – die BezirksRundschau berichtete. Als Folge
daraus sprachen sich Lehrer, Eltern sowie Vertreter der politischen Parteien vehement gegen die
Beendigung dieses seit mehr als 20 Jahren bestehenden Schulversuchs aus. Der Elternverein
konnte mit einer Online-Petition bereits mehr als 5.000 Unterschriften sammeln.

Delegation will verhandeln

Ein Schüler der "inklusiven Klassen" am ISZ ist Phyllyp. Der Junge leidet an einer Autismus-
Spektrum-Störung. Es fällt ihm sehr schwer, mit anderen Menschen in Kontakt zu treten. Durch
den Einsatz der Pädagogen und mithilfe der Gebärdensprache, konnte der Schüler im Laufe des
ersten Schuljahres den Anschluss an die Kinder der Kleingruppe finden. Schon am Ende des
Schuljahres konnte er stundenweise am Unterricht in der Volksschulklasse teilnehmen. Phyllyp
braucht immer wieder eine Auszeit. Dann kann er sich im Matschraum und im Sinnesraum
entspannen oder das therapeutische Angebot der Schule in Anspruch nehmen. Phyllyps Eltern
können das mögliche Aus des Schulversuches nicht nachvollziehen. Der Elternverein der Schule
will daher alles unternehmen, damit der Schulversuch in das Regelschulsystem übergeht.
Auch die Welser Politik ist weiter aktiv. Für 8. März wurde ein Gesprächstermin mit
Landesschulratspräsident Fritz Enzenhofer vereinbart. Mit ihm wird eine aus Bürgermeister
Andreas Rabl, den Stadträten Margarete Josseck-Herdt und Johann Reindl-Schwaighofer,
Landtagsabgeordnetem Gemeinderat Peter Csar, Pflichtschulinspektorin Karin Lang und ISZ-
Elternvereinsobmann Christian Steinhuber bestehende Delegation die weitere Vorgehensweise
besprechen.

Bild: Am ISZ Wels können Kinder neben anderen therapeutischen Möglichkeiten auch im Sinnesraum entspannen.
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25 iPads übergeben

Lernhilfen um fast 10.000 Euro wurden dank Spenden der BezirksRundschau-Leser angekauft.

LANGENSTEIN, BEZIRK PERG. Die BezirksRundschau bat im Zuge ihrer Christkind-Aktion um
Spenden für die Sonderschule Langenstein und das Zentrum für Inklusiv- und Sonderpädagogik
(ZIS) im Bezirk. Mit dem Geld wurden nun 25 iPads von McShark in Linz gekauft. Die Geräte
werden auf Schüler in Förderklassen im Bezirk aufgeteilt. Durch die Lernprogramme auf den iPads
erwerben die Kinder in ihrem eigenen Tempo Wissen: Hier finden sich zum Beispiel Übungen
zum Sätze Bilden, ein Buchstabenspielplatz, Rechenprogramme und vieles mehr. Die Inhalte
sind kindgerecht aufbereitet. Nicht ständig ist ein Lehrer erforderlich, der Feedback gibt. Direktor
Erich Pammer und e-Learning-Spezialistin Michaela Zeidler setzen auf digitales Lernen. "So ist
individuelles Lernen möglich, die Ergebnisse sieht man schnell", betont Pammer.

Bild: BezirksRundschau-Mitarbeiter Markus Mayr, Direktor Erich Pammer, Lehrerin Michaela Zeidler und
Chefredakteur Thomas Winkler.
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Um Schlichtung bemüht

Nach Bekanntgabe der Schließungspläne von mehreren oö. Berufsschulen hagelte es von vielen
Seiten Kritik.

BRAUNAU. Von derzeit 26 Berufsschulen (BS) in OÖ werden in der zweiten Jahreshälfte 2019
noch 22 existieren und diese sollen zu „hochqualitativen Kompetenzzentren“ werden. Noch
besser wolle man dort dann „punktgenau für die Wirtschaft ausbilden“, sagt Bildungslandesrätin
Christine Haberlander. Bei den Schließungen geht es um die Berufsschulen Steyr 2, #+Wels
2 und Gmunden – sie werden mit Ende des aktuellen Schuljahres geschlossen. Im Sommer
2019 wird die BS Braunau folgen. Die BS Gmunden wird zwar aufgelassen, jedoch wird das
Gebäude in Zukunft von der BS Vöcklabruck genutzt werden bzw. entsteht das Berufsschul-
Kompetenzzentrum Vöcklabruck-Gmunden. Die frei werdenden Räume in Wels und Steyr werden
künftig von den ohnehin in denselben Gebäudekomplexen untergebrachten Berufsschulen Steyr
1, Wels 1 und Wels 3 genutzt. Nur für das Braunauer Schulgebäude gebe es noch keine Pläne,
so Haberlander. „Die Qualität des Unterrichts ist das Um und Auf. Dafür braucht es optimale
Strukturen“, so Haberlander zu den Motiven der Schulschließungen. Denn angesichts sinkender
Schülerzahlen sei in den betroffenen Schulen schon jetzt kein zufriedenstellender Unterricht mehr
möglich.

Zahlenmäßig erklärt Landesschulinspektorin Gerlinde Pirc das am Beispiel Braunau: Die optimale
Schülerzahl gibt sie mit 1.000 an, 800 sei die kritische Größe – in Braunau werden derzeit gut 300
Lehrlinge unterrichtet, für manche Berufsgruppen gebe es nur vereinzelte Anmeldungen. Nach
deren Aufteilung auf Linz und Ried hätten 75 Prozent der Braunauer Berufsschüler einen kürzeren
Schulweg, sagt Pirc. Überhaupt dürften die Schließungen eher für die Lehrer zum Problem
werden. Zwar soll keine Lehrkraft den Arbeitsplatz verlieren, wie Landesschulratspräsident Fritz
Enzenhofer versichert – ob eine Vervielfachung des Arbeitsweges oder eine Unterbringung im
Internat für einen Lehrer zumutbar ist, ist eine andere Frage.

Bild: Die Berufsschule Braunau ist im Sommer Geschichte.
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BezirksRundschau Urfahr-Umgebung

Kräftige Veränderungen bei den oö. Berufsschulen

OÖ. Aus derzeit 26 Berufsschulen (BS) sollen bis Herbst 2019 22 „Kompetenzzentren“
werden. Die Schließungen der Berufsschulen Steyr 2, Wels 2, Gmunden (Sommer 2018) und
Braunau (Sommer 2019) sind dabei nur ein Teil des Konzepts. Um Synergien zu schaffen,
wechseln viele Berufe die Ausbildungsstätte. Arbeitsplätze sollen keine verloren gehen. Das
Gebäude in Gmunden sowie die frei werdenden Räume in Steyr und Wels werden künftig
von den nächstliegenden BS genutzt. Für Braunau gäbe es noch keine Pläne, so Landesrätin
Christine Haberlander. Einsparungen würden jedenfalls nicht im Vordergrund stehen, betont sie
ausdrücklich, es gehe allein um die Unterrichtsqualität. Angesichts sinkender Schülerzahlen sei in
den betroffenen Schulen schon jetzt kein zufriedenstellender Unterricht mehr möglich. Die ideale
Zahl gibt Landesschulinspektorin Gerlinde Pirc mit mindestens 800 Personen an – in Braunau
beispielsweise werden derzeit gut 300 Lehrlinge unterrichtet. Für 75 Prozent davon sei der
künftige Schulweg, etwa nach Ried, kürzer und sie seien dankbar dafür, so die Schulinspektorin.
40 bis 70 Lehrer werden bis zum Herbst 2019 ihren Arbeitsort wechseln müssen. Von ihnen könne
man aber durchaus Flexibilität verlangen, so Enzenhofer, es sei schließlich sinnvoller, ein Lehrer
fahre zu 30 Schülern als umgekehrt.

Die Unterrichtsqualität ist das Um und Auf – und dafür braucht es optimale Strukturen.
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AHS-Absolventen für Technik gefragt

BEZIRK. „Die Allgemeinbildenden Höheren Schulen Oberösterreichs und die Sparte Industrie
der Wirtschaftskammer Oberösterreich arbeiten seit Jahren vorbildlich zusammen“, sagte
Rudolf Mark, Bildungssprecher der Sparte Industrie beim Direktorentag der Allgemein
Höherbildenden Schulen. „Beispiele dafür sind der regelmäßige Gedankenaustausch mit den
Landesschulinspektoren und die jahrelange Kooperation beim Projekt Traumberuf Technik,
bei dem AHS-Schüler der sechsten und siebten Klassen für technische Studienrichtungen
motiviert werden sollten.“ Die oö. Industrie braucht noch mehr AHS-Absolventen, die ein
Studium im Bereich der MINT-Fächer beginnen: Davon ist Mark überzeugt. Befragungen von
Industriebetrieben untermauern auch, dass Maturanten mit technischer Ausbildung in den
Industrie sehr gefragt sind.
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Entlastung für Schulleiter darf nichts kosten

Landesweit werken bereits 52 Assistentinnen für Schuldirektoren. Land und Gemeinde teilen sich
die Kosten 50:50. Ein Modell, das Schule macht. Nur nicht in der Stadt Salzburg, wo man auch
nach der Ära Heinz Schaden die Kosten scheut.

Eugendorf/Salzburg Ein eingespieltes Team. Das sind Volksschuldirektorin Alexandra Uhl und
ihre Assistentin Petra Lovcik. Lovcik, selbst Eugendorferin, geht Uhl seit drei Jahren bei
administrativen Tätigkeiten zur Hand.

Dank ihrer Assistentin kann die Direktorin nun spürbar mehr Kraft und Zeit in die pädagogische
Arbeit mit Kindern, Lehrern und Eltern stecken. Auch die dienstrechtlichen Angelegenheiten, der
Supplierplan und die, bedingt durch den Zuzug, immer fordernderen Elterngespräche bleiben in
ihrer Hand.

Den Assistenten-Job, den Lovcik im Ausmaß von 25 Stunden erledigt, bezahlen Land und
Gemeinde im Schlüssel 50:50. „Wenn sich das Land weiter in der Form beteiligt, ist das für uns
verträglich“, bilanziert Bürgermeister Johann Strasser (ÖVP). Die Gemeinde mache das gern.
„Ist diese Entlastung gegeben, stellen sich auch wieder mehr gute Fachkräfte als Direktoren zur
Verfügung“, ist Strasser überzeugt. Generell müssten die Gemeinden aber aufpassen, dass ihnen
nicht immer noch mehr Aufgaben übertragen werden.

Genau diese Sorge plagt die Stadtpolitiker. „Man kann eine Gemeinde wie Eugendorf nicht mit
der Stadt vergleichen. Bei uns würde das im Endausbau 18 Vollzeitäquivalente bedeuten“, sagt
der für die Schulerhaltung ressortzuständige Vizebürgermeister Bernhard Auinger (SPÖ).

Der Knackpunkt: Man fürchtet, auf den Kosten sitzen zu bleiben, weil als ungewiss gilt, ob
die Landesförderzusage auf Dauer halte. Zumindest diese Sorge scheint unbegründet. Eine
Nachfrage im Büro von Landeshauptmann Wilfried Haslauer (ÖVP) ergibt, dass der Förderanteil
des Landes in Höhe von 50 Prozent per Regierungsbeschluss bis 2023 gesichert ist. In den
Landgemeinden macht das Modell Schule. In diesem Schuljahr sind bereits 52 Assistentinnen
in 74 Gemeinden an 177 von 284 Pflichtschulen tätig. Angestellt sind die Sekretariatskräfte über
den Verein „Frau & Arbeit“. Dort sieht man in ihnen ein Arbeitsmarktprojekt für Frauen, die nach
der Karenzzeit wieder arbeiten möchten. Bei Wiedereinsteigerinnen sind die Jobs begehrt. „Da
kriegen wir häufig Anfragen“, bestätigt Uhl.

In der Stadt Salzburg scheitert dieses Assistenzmodell seit Jahren an den Kosten. Bürgermeister
Heinz Schaden (SPÖ) hatte Zuschüsse stets mit der Begründung abgelehnt, die Gemeinde sei
Schulerhalter, was die Gebäude angehe. Das Personal dagegen gehöre zur Agenda des Landes.
„An dieser Position hat sich grundsätzlich nichts geändert“, erklärt der neue Bürgermeister Harald
Preuner (ÖVP). Darin waren sich im jüngsten Stadtratskollegium alle Fraktionen einig.

Dennoch erkennen auch die Stadtpolitiker die Notwendigkeit, Schuldirektoren zu entlasten.
Auinger kündigt Gespräche mit dem Land an. Zum einen geht es um die Frage, ob nicht auch
Lehrer als Administratoren freigestellt werden könnten. Zum anderen will Auinger die Idee des
Bundes prüfen lassen, auf Stadtgebiet neun Cluster-Schulen einzuführen. Würde diesem Prinzip
zufolge dann ein Schuldirektor mehrere Schulen leiten, bräuchte dieser ohnehin personelle
Entlastung. Mit dem für die Stadt entscheidenden Unterschied, dass der Bund dieses zusätzliche
Personal bezahlen würde.

Derweil in der Mozartstadt noch debattiert wird, entlastet Petra Lovcik in Eugendorf bereits die
Schulleitungen.

Ihre 25 Wochenstunden verteilt sie auf vier Schulen mit vier (!) Chefinnen: die Volksschule
Eugendorf, die beiden Kleinschulen Schwaighofen und Kraiwiesen sowie die Neue Mittelschule
Eugendorf. „Jede Direktorin braucht dich irgendwo anders, die Abläufe unterscheiden sich“, sagt
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Lovcik, die sich in Summe auf zirka 550 Schüler und 75 LehrerInnen einstellen muss. Das fordere
Flexibilität. Dazu kommt: „Bei Schulfeiern – vor Weihnachten oder zum Schulschluss – könnte
ich mich vierteilen.“

Lovcik war Bankangestellte – vor den Kindern. Heute sind sie 17 und 14 Jahre alt. Dass sie
gemeinsam mit ihnen alle Ferien frei hat, mache die Sache attraktiv, sagt sie: „Nur die Bezahlung
könnte besser sein.“

In ihrem Job bedient sie das Schulverwaltungsprogramm Sokrates, erhebt im Herbst die
Schülerdaten, macht zu Semester die Schuleinschreibung, kümmert sich um die Schülermatrik,
mittels der die Gemeinde die Schulpflicht ihrer jungen Bürger überprüft. Früher lag alles bei Uhl als
Direktorin, zum Teil verfolgte sie die Arbeit bis in die Ferien. Die beiden Frauen begegnen einander
auf Augenhöhe. Von der Zusammenarbeit profitierten alle, sagen sie. Das sieht der Eugendorfer
Bürgermeister ebenso: „Lovcik sitzt obendrein als Gemeindevertreterin im Schulausschuss. Sie
ist ein Lottosechser für uns.“ Umgekehrt streuen die Damen der Politik im Ort Rosen: „Wir fühlen
uns gut gehört.“ Sigrid Scharf
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Assistentin entlastet die Schulleiter

Landesweit werken bereits 52 Assistentinnen für Schuldirektoren an Pflichtschulen. Land und
Gemeinde teilen sich die Kosten. Ein Modell, das auch im Flachgau Schule macht, wie das
Beispiel Eugendorf zeigt.

Eugendorf, Salzburg Ein eingespieltes Team. Das sind Eugendorfs Volksschuldirektorin
Alexandra Uhl und ihre Assistentin Petra Lovcik. Lovcik, selbst Eugendorferin, geht Uhl seit drei
Jahren bei administrativen Tätigkeiten zur Hand.

„Sie bedient das Schulverwaltungsprogramm Sokrates, erhebt die Schülerdaten zu Schulbeginn,
macht zu Semester die Schuleinschreibung, kümmert sich um die Schülermatrik, mittels der die
Gemeinde die Schulpflicht ihrer jungen Bürger überprüft“, erklärt Uhl. Früher lag das alles bei ihr,
zum Teil verfolgte sie die Arbeit bis in die Ferien.

Jetzt teilen sich die beiden Frauen die Verwaltungsarbeiten, die Direktorin kann spürbar mehr
Kraft und Zeit in die pädagogische Arbeit mit Kindern, Lehrern und Eltern stecken. Auch die
dienstrechtlichen Angelegenheiten, der Supplierplan und die, bedingt durch den Zuzug, immer
fordernderen Elterngespräche bleiben in ihrer Hand.

Den Assistentenjob, den Lovcik im Ausmaß von 25 Stunden erledigt, bezahlen Land und
Gemeinde im Schlüssel 50:50. „Wenn sich das Land weiter in der Form beteiligt, ist das für
uns verträglich“, urteilt Bürgermeister Johann Strasser (ÖVP). Die Gemeinde mache das gern.
„Ist diese Entlastung gegeben, stellen sich auch wieder mehr gute Fachkräfte als Direktoren
zur Verfügung“, ist er überzeugt. Generell müssten die Gemeinden aber aufpassen, dass ihnen
nicht immer noch mehr Aufgaben übertragen werden. Das Modell macht Schule. In diesem
Schuljahr sind bereits 52 Assistentinnen in 74 Gemeinden an 177 von 284 Pflichtschulen im Land
tätig. Angestellt sind die Sekretariatskräfte über den Verein „Frau & Arbeit“. Dort sieht man in
ihnen ein Arbeitsmarktprojekt für Frauen, die nach der Karenzzeit wieder arbeiten möchten. Bei
Wiedereinsteigerinnen sind diese Jobs begehrt. „Da bekommen wir öfter Anfragen“, sagt Uhl.

Petra Lovcik war Bankangestellte – vor den Kindern, die heute 17 und 14 Jahre alt sind. Dass
sie gemeinsam mit ihnen alle Ferien frei hat, mache ihre jetzige Tätigkeit attraktiv, sagt sie:
„Nur die Bezahlung könnte besser sein.“ Die Aufgabe als Assistentin fordert ihr Flexibilität ab,
denn ihre 25 Wochenstunden verteilt sie auf vier Schulen mit vier (!) Chefinnen: die Volksschule
Eugendorf, die beiden Kleinschulen Schwaighofen und Kraiwiesen sowie die Neue Mittelschule
Eugendorf. „Jede Chefin braucht dich irgendwo anders, die Abläufe in den einzelnen Häusern
unterscheiden sich“, sagt Lovcik, die sich in Summe auf zirka 550 Schüler und 75 Lehrerinnen
und Lehrer einstellen muss. Das sei am Anfang herausfordernd gewesen, sagt sie. Und: „Bei den
Schulfeiern – vor Weihnachten oder zum Schulschluss – könnte ich mich vierteilen.“ Zumindest
befinden sich alle Schulen in derselben Gemeinde. Sich selbst sieht Lovcik als „Mittelsfrau“
zwischen den einzelnen Häusern. Uhl und Lovcik begegnen sich auf Augenhöhe. Von ihrer
Zusammenarbeit profitierten alle, sagen sie. Was Bürgermeister Strasser bestätigt: „Lovcik sitzt
bei uns obendrein als Gemeindevertreterin im Schulausschuss. Sie ist ein Lottosechser für uns.“
Umgekehrt streuen die Damen der Politik im Ort Rosen: „Wir fühlen uns gut gehört.“ In der
Stadt Salzburg scheiterte dieses Assistenzmodell bisher am Geld. Bürgermeister Heinz Schaden
(SPÖ) hatte Zuschüsse stets mit der Begründung abgelehnt, die Gemeinde sei Schulerhalter,
was die Gebäude angehe. Das Personal dagegen gehöre zur Agenda des Landes. „An dieser
Position hat sich grundsätzlich nichts geändert“, erklärt der neue Salzburger Bürgermeister Harald
Preuner (ÖVP). Darin waren sich alle politischen Fraktionen im jüngsten Stadtratskollegium einig.
„Man darf eine Gemeinde wie Eugendorf nicht mit der Stadt vergleichen. Bei uns würde das im
Endausbau 18 Vollzeitäquivalente bedeuten“, sagt der für die Schulerhaltung ressortzuständige
Vizebgm. Bernhard Auinger (SPÖ). Sigrid Scharf
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Wie geht es unseren Religionslehrern?
Die Berufszufriedenheit unserer Religionslehrer ist Thema einer großangelegten
Studie, die die Universität Paderborn in den kommenden Wochen im Auftrag des
Erzbischöflichen Amtes für Schule und Bildung durchführt.

Lehrer sind eine der am besten beforschten Berufsgruppen. Aber es hat sich noch nie jemand
gezielt mit der Frage beschäftigt, wie es Religionslehrerinnen und Religionslehrern in ihrem Beruf
geht. Das wollen wir nun ändern", sagt Birgit Moser-Zoundjiekpon, Leiterin der Rechtsabteilung
des Erzbischöflichen Amtes für Schule und Bildung: "Besonders spannend ist diese Frage, weil
unsere Religionslehrerinnen und -lehrer in einem doppelten Dienst stehen: Sie werden von der
Kirche in die Verkündigung gesendet und erfüllen damit eine wichtige pastorale Aufgabe. Zugleich
ist der Religionsunterricht Pflichtgegenstand an den österreichischen Schulen, und das bedeutet,
dass die Religionslehrer - so wie alle anderen Lehrerinnen und Lehrer - im System Schule tätig
sind."

Herausforderung Religionsunterricht

Gerade Religionslehrerinnen und Religionslehrer stehen deshalb beim Ausüben ihres Berufes
vor großen Herausforderungen, betont Beate Schleger-Wunsch. Sie ist Vorsitzende der
Berufsgemeinschaft der Laienkatecheten der Erzdiözese Wien und selbst Religionslehrerin an
der NMS St. Elisabeth: "Der gesellschaftliche Wandel drängt Religion, Kirche und somit auch
den entsprechenden Unterricht an den Rand. Das spüren die Pädagoginnen und Pädagogen
bei der Elternarbeit und in ihren Stunden mit den Kindern und Jugendlichen." Dabei bedeute
Religionsunterricht doch so viel mehr als "einfach nur" zu unterrichten. "Es bedeutet auch,
gemeinsam zu feiern, Gottesdienste oder Andachten zu gestalten. Doch gerade dieser Teil des
Berufes ist nicht einfach zu organisieren, wenn die Religionslehrerinnen und -lehrer alleine dafür
verantwortlich sind."

Aus Erfahrung weiß die Expertin, dass bei tragischen Ereignissen oder einem Todesfall die
Religionslehrerinnen und Religionslehrer diejenigen sind, die meist als Erste um Hilfe gebeten
werden, um mit den Schülern,

Eltern oder Lehrenden Gespräche zu führen. "Umso wichtiger ist es, dass das Schulamt bzw. die
Erzdiözese Wien diejenigen hört und nach ihren Bedürfnissen fragt, die für Kinder und Jugendliche
oft die erste und immer häufiger auch einzige Begegnung mit Kirche sind."

Ergebnisse sind erst der Anfang

Seit Wochen laufen nun schon die Vorbereitungen für die Studie. 1550 Lehrerinnen und Lehrer
werden in den kommenden Tagen den Fragebogen der Universität Paderborn erhalten, der mit
einem Brief von Kardinal Christoph Schönborn angekündigt wurde, in dem er die Lehrenden
darum bittet, sich zahlreich an dieser Studie zu beteiligen. "Wir möchten mit der Studie auf
die Religionslehrer flächendeckend "hinhören" können", sagt dazu Birgit Moser-Zoundjiekpon.
Deshalb wünschen sich Schulamt und Berufsgemeinschaft auch eine möglichst hohe Beteiligung:
"Wir werden mit den Ergebnissen der Studie das Berufsumfeld der Pädagoginnen und Pädagogen
noch besser kennen lernen. Gemeinsam mit den Religionslehrern können wir damit Maßnahmen
entwickeln, um auf die Bedürfnisse, die sich aus der Studie ergeben, gezielter reagieren zu
können." Das könne von Fortbildungsangeboten der

Kirchlichen Pädagogischen Hochschule (KPH) bis hin zu strategischen Vorentscheidungen
für politische Verhandlungen gehen. "Zeigt die Studie etwa belastende Momente auf, wird
Handlungsbedarf auf organisatorischer Ebene oder im Personalmanagement sichtbar, muss
rasch reagiert werden", sagt Beate Schleger-Wunsch: "Ebenso sollte gut hingehört werden, wie
die Religionslehrerinnen und Religionslehrer selbst ihr zukünftiges Berufsfeld sehen. Sehr wichtig
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ist es uns, die Ergebnisse mit den Religionslehrerinnen und -lehrern zu diskutieren und weitere
Schritte gemeinsam zu setzen."

Zukunftsbilder des Religionsunterrichts Mit der Studie beauftragt wurde der deutsche Priester und
Pastoralpsychologe Christoph Jacobs und sein Team von der deutschen Universität Paderborn,
die im Oktober und November 2016 in der Erzdiözese Wien bereits eine Studie zur Lebensund
Arbeitssituation unserer Seelsorger gemacht haben. Bei der Religionslehrerstudie wird es nun
zusätzlich auch noch um Th emen wie "Zukunftsbilder des Re-

ligionsunterrichts" gehen. "Die Teilnehmenden bleiben bei der Erhebung absolut anonym. Weder
Schulamt noch Berufsgemeinschaft bekommen Zugriff auf die einzelnen Daten und können damit
auch aus den Ergebnissen keine Rückschlüsse auf

einzelne Personen ziehen," unterstreicht Beate Schleger-Wunsch, "Die Forschungsgruppe aus
Deutschland bringt außerdem eine spannende, weil unvoreingenommene Außensicht ein und
kann so die Ergebnisse objektiv interpretieren."

Religionslehrerinnen und -lehrer sind oft die erste und immer häufiger auch einzige Begegnung mit Kirche.

Wichtiger Dienst: Religionslehrerinnen und -lehrer werden von der Kirche in die Verkündigung gesendet und
erfüllen damit auch eine pastorale Aufgabe.
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"TT Kompakt" vom 15.02.2018 Seite 22 Ressort: tt.com Von: pte

Hilft das Tablet in der Schule?

Baden - Noch nicht ganz einig sind sich Bildungsforscher, Medienpädagogen und Informatiker
darüber, ob und inwieweit digitale Medien im Unterricht den Lernerfolg der Kinder steigern.
Das Projekt "Learning Analytics" der Pädagogischen Hochschule Niederösterreich soll einen
Forschungsbeitrag dazu liefern.

Bei "Learning Analytics" arbeiten Schülerinnen und Schüler mit Tablets oder am Computer und
erhalten dort bestimmte Übungsaufgaben aus dem Bereich Mathematik. Im aktuellen Projekt sind
dies konkrete Aufgaben zum Thema Addition und Subtraktion mit Überschreiten. Im Hintergrund
protokolliert das System mit, welche Aufgaben gut gelöst werden konnten und welche nicht, wie
viele Rechnungen gerechnet wurden und vieles mehr. Das soll den Lehrern im Unterricht helfen.

"Wir wollen herausfinden, ob Lehrerinnen und Lehrer mit Daten, die sie über die Plattform
geliefert bekommen, einen Vorteil für ihre differenzierte Unterrichtsgestaltung haben", sagt der
Forschungsleiter. (pte)

Ob Tablets im Unterricht nützlich sind, ist noch umstritten. Ein Projekt soll bei der Klärung der Frage helfen.

Foto: iStock
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"Woman" Nr. 04/2018 vom 15.02.2018 Seite 40,41 Ressort: Real Life Von: ANDREA WIPPLINGER-PENZ

" Alle hängen an ihrem SMART-TROTTEL"
Niki Glattauer meldet sich wieder zu Wort. In seiner aktuellen Satire rechnet der
Schuldirektor und Autor humorvoll mit dem DIGITALEN ALLTAGSWAHNSINN AB. Bei
uns geht Glattauer nicht offline, sondern macht seinem Ärger richtig Luft

Wohin ich schaue, sehe ich nur Leute, die ihr Leben nicht mehr schaffen. Wir sind durch
die digitale Welt völlig überfordert", regt sich Niki Glattauer, 59, auf. Ob man an der Do-it-
yourself-Kassa die Scan-Vorrichtung nicht kapiert, mit dem Navi im Clinch liegt oder in der
Endlosschleife des Callcenters verhungert. Seinen Frust hat der Autor und Schuldirektor in
die Satire "Ende der Kreidezeit" (Brandstätter Vlg., € 24,90) verpackt, in der er eine Lehrerin
durch ihren vorprogrammierten Alltag stolpern lässt. Also, Herr Glattauer, was stört Sie denn am
Fortschritt?

"OHNE SMARTPHONE IST MAN NICHT GESELLSCHAFTSFÄHIG."

WOMAN: Sie sagen: Wir leben in einer digitalen Irrwitz-Gesellschaft. Was meinen Sie konkret?

GLATTAUER: Das Problem ist, dass die digitale Welt noch nicht funktioniert, aber die analoge
leider nicht mehr. Nehmen wir ein Beispiel: Man muss in der Bank heute eine Nummer ziehen
und dann eine Stunde warten, bis dir einer eh nicht erklären kann, warum es etwas kostet, wenn
man auf dem eigenen PC von seinem eigenen Geld etwas abhebt. Und dass du andererseits auf
der guten alten Post heute drei Stunden in der Schlange stehst, nur um einen eingeschriebenen
Brief aufzugeben.

WOMAN: Stört Sie der digitale Fortschritt?

GLATTAUER: Gar nicht, ich glaube ja auch, dass wir um die Digitalisierung nicht herumkommen.
Aber wir leben heute genau in diesem Zwischenstadium, in dem wir mehr Versuchskaninchen
sind als Nutznießer. Wir haben die Dinge nicht mehr im Griff, die Dinge haben uns im Griff.

WOMAN: Was zum Beispiel?

GLATTAUER: Fahren Sie mit Handy-Navi? Meine Frau schon, sie sagt, sie hat null Orientierung.
Ich sage, vergiss doch bitte das Navi, schau dir den Stadtplan an und dann folge der
Beschilderung. Aber sie fährt mit dem Navi. Und dann landen wir auf dem Weg vom 23. Bezirk in
den 10., wo wir wohnen, plötzlich in der Shopping-City-Süd. Oder anderes Beispiel: Telefonieren.
" dann wählen Sie bitte die Drei " Kennen Sie das? Du rufst jemanden an und kriegst auf eine
einfache Frage statt einer einfachen Antwort in einer Tour nur Wahlmöglichkeiten. Du hängst
stundenlang in der Warteschlange, und dann beenden die - nicht du, die! -das Gespräch, weil
deine Frage nicht dabei war.

WOMAN: In Ihrem Buch gibt es diese surreal überzeichnete Szene, in der die Kassierin bei der
Do-it-Yourself-Kassa zur Hilfe kommen muss. Sie schreiben, sie kommt "mit Warp-Antrieb aus
dem Wurmloch geschossen".

GLATTAUER: Die Mitarbeiterinnen stehen dort Gewehr bei Fuß, weil man das als Kunde allein ja
gar nicht hinkriegt. Überall stehen also die Damen, die früher Kassierinnen waren, und warten nur
darauf, dir bei diesen Kassomaten helfen zu können, weil die entweder aus deinen Radieschen
einen Joghurtbecher machen oder den Strichcode auf den Bananen nicht lesen können. Wer hätte
sich denn gedacht, dass es sogar die viel strapazierte Kassierin schon bald nicht mehr geben
wird. Nur noch Maschinen. Das ist doch verrückt.

WOMAN: Verschwinden dadurch zu viele Arbeitsplätze?

GLATTAUER: Ja, auf der einen Seite beklagen wir die steigende Arbeitslosigkeit, und dann
schauen wir nicht nur untätig dabei zu, wie sie wegrationalisiert werden. Wir helfen auch noch
kräftig mit. Heute erledigen wir den Job des Bankbeamten per Netbanking, den der Kassierin beim
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Kassomaten, statt Bodenpersonal am Flughafen gibt es Online-Check-in. Und alles zusätzlich zu
unserer eigentlichen Arbeit. Und dann wundern wir uns, dass wir überfordert sind, dass wir die
Nerven wegschmeißen.

WOMAN: Wechseln wir in Ihr angestammtes Terrain. Mit welchen Absurditäten werden Sie in
Ihrem Schulalltag konfrontiert?

GLATTAUER: Zum Beispiel damit, dass du heute als Lehrer vor lauter Evaluieren und
Dokumentieren und Archivieren und dazwischen Testen, Testen, Testen nicht mehr zum
Unterrichten kommst. Die Hälfte deines Tuns ist Verwaltung deiner Tätigkeiten. Das ist irre. Auch
als Schuldirektor bist du primär deine eigene Sekretärin. 80 Prozent deiner Zeit verbringst du mit
Bürokratie und Administration. Da rede ich nicht davon, dass du sinnvolle Entscheidungen triffst,
da rede ich vom Ausfüllen von Tabellen und Eintragen von Daten, und zwar doppelt. Zuerst digital
in ein Schulverwaltungsprogramm und parallel dazu auf Papier. Ununterbrochen kuvertieren oder
faxen wir Zeug, das wir digital eh schon bearbeitet haben. Wie gesagt, wir leben in der blödesten
aller Zeiten, nämlich in einer Übergangszeit zweier Kulturtechniken.

WOMAN: Welchen digitalen Service nutzen Sie am häufigsten, und worauf würden Sie gerne
verzichten?

GLATTAUER: Auf meinen Smart-Trottel würde ich gerne verzichten, aber das lässt das Umfeld
nicht mehr zu. Alle hängen daran. Die Dinger können heute so viel, dass du ohne einfach nicht
mehr gesellschaftsfähig bist. All diese Apps! Von Shazam oder Spotify angefangen über Scotty
bis Booking.com oder Amazon. Du kannst einfach alles überall schneller machen. Leider vor allem
das Konsumieren. Und nochmals: Ich bin kein Feind dieser Entwicklung. Es gibt sie, aus. Wir
sollten uns nur bewusst sein, dass das auch seinen Preis hat.

WOMAN: Ihre Tochter ist 15. Ist sie auch in der digitalen Welt zuhause?

GLATTAUER: Wenn sie nach Hause kommt und ihre Hausaufgaben gemacht hat, liest sie oder
hängt am Smart-Trottel: Manchmal, bevor sie ihre Hausübungen gemacht hat, manchmal auch
stattdessen. Sie redet nur noch ausnahmsweise mit uns. Okay, mit 15 haben wir früher mit
unseren Eltern auch nicht geredet. Ich bin in meinem Zimmer auf dem Bett gelegen und habe
stundenlang nur Musik gehört. Aber ich muss auch sagen: Sie verschlingt Bücher.

WOMAN: Ihre Tochter liest? Bücher?

GLATTAUER: Ja, sie ist eine echte Leseratte. Auch mein neunjähriger Sohn mittlerweile. Und
beide lesen lieber auf Englisch als auf Deutsch. Ich bin ja baff, was Kinder heute alles können.
Mir soll niemand kommen und sagen, dass Kinder heute weniger können als früher. Sie können
in Wirklichkeit mehr, als wir damals gekonnt haben.

WOMAN: Man greift also heute nach wie vor zum Buch. Welche Literatur sollte es denn
vorzugsweise sein?

GLATTAUER: Sie meinen, abgesehen von meinen Büchern und denen meines Bruders? (lacht)
Nein, im Ernst, man sollte lesen, weil es neue Welten schafft. Weil es Aktivität und Kreativität der
geistigen Art bedeutet. Aber wer sich diese Welten anderswo holen will, auf Netflix zum Beispiel -
auch okay. Es gibt da diesen Satz von Dieter Hildebrandt, den hab ich jetzt im Karikaturmuseum in
Krems zum ersten Mal gelesen: "Bildung kommt von Bildschirm und nicht von Buch, sonst würde
es ja Buchung heißen."

WOMAN: Smartphone, iPad oder Tablet halten Sie im Vergleich zum Buch für geistig weniger
aktiv und kreativ?

GLATTAUER: Jetzt haben Sie mich erwischt. Doch, den Gebrauch der digitalen Endgeräte halte
ich im Prinzip auch für kreativ. Wenn ich sehe, was mein Sohn beim Beobachten seiner Lieblings-
YouTuber lernt oder meine Tochter, die auf ihrem Handy zu 90 Prozent pintarestet. Das ist super,
das bringt was, da lernen die etwas. Es ist der Missbrauch, der mich stört. Die Menschen gehen
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ja nicht lesend durch die Straßen oder schauen in der Zeitung nach, ob es eh regnet, wenn sie
im Regen stehen. Mit ihren Handys tun sie aber genau das.

WOMAN: Und digitale Schulklassen, iPads statt Schulbücher - wie wichtig ist das für unser
Bildungssystem?

GLATTAUER: Wenn ich jetzt polemisch sein wollte, würde ich sagen, man schafft auch den
Führerschein, ohne vorher in der Schule auch nur eine Stunde darauf vorbereitet worden zu sein.
In meinem Buch kämpft die Lehrerin eher damit, dass ihre Kinder nicht im Halbschlaf oder gar
nicht in der Früh in der Schule antanzen, weil sie die halbe Nacht chatten, wischen oder idiotische
Videos schauen.

LAUFBAHN. Niki Glattauer ist Bestsellerautor & interimistischer Schuldirektor am Sonderpädagogischen Zentrum
im 12. Wiener Gemeindebezirk.
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Forschung

"Neues Volksblatt" vom 14.02.2018 Ressort: Wirtschaft Linz

Offener kommunizieren ...

... punktgenaue Fördermaßnahmen, höhere Gehälter und stabile rechtliche und ethische
Rahmenbedingungen sind die wesentlichen Maßnahmen, damit die österreichische
Forschungslandschaft international auf ein höheres Niveau gehoben werden kann. Diese
Eckpfeiler vertrat ein hochkarätig besetztes Podium bei einer Talkrunde in der voestalpine-
Stahlwelt in Linz. Zudem sei die Aufsplittung in Grundlagenforschung und angewandter
Forschung nicht mehr zeitgemäß. Henrietta Egerth, Geschäftsführerin der Österreichischen
Forschungsförderungsgesellschaft: „Jede Forschung kommt irgendwann zur Anwendung.
Vielleicht nicht sofort, aber vielleicht einmal in 50 Jahren. Und das schafft Wohlstand und
Arbeitsplätze.“ Auf dem Bild (v. l.) Rainer Nowak (Chefredakteur „Die Presse“), Hans Dieter
Pötsch (Aufsichtsratsvorsitzender VW AG), Wolfgang Eder (Vorstandsvorsitzender voestalpine
AG), Universitätsprofessor Markus Hengstschläger, Egerth und JKU-Rektor Meinhard Lukas

Foto: Fotokerschi.at
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Elementarpädagogik

"Salzburger Nachrichten" Nr. 38 vom 15.02.2018 Seite: L2 Ressort: thema

Kindergärten auch am Wochenende?

SALZBURG. Die Listenzweite der Neos, Andrea Klambauer, meldet sich beim Thema
Kinderbetreuungsplätze mit einem neuen Vorschlag zu Wort: „Wir brauchen sieben Tage die
Woche ganztägig geöffnete Kindergärten, nicht nur in der Stadt Salzburg, sondern auch am Land.
Die Kindergärten schließen im Schnitt fast 29 Tage im Jahr. Viele sperren vor 15 Uhr zu. Wie
sollen Familien hier Familie und Beruf, vor allem im Tourismus, unter einen Hut bringen?“
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"Vorarlberger Nachrichten" vom 15.02.2018 Ressort: VN-A

Neue Gesetze können auch Tücken haben

Feldkirch, Bregenz Das Vorarlberger Kindergartengesetz soll einer Novellierung unterzogen
werden. So lauten die Pläne im Landtag. Anlass dafür bildet der Mangel an
Kindergartenpädagoginnen und die sich zuspitzenden Probleme, Kindergartengruppen mit
den gesetzlich vorgeschriebenen Kindergartenpädagoginnen zu besetzen. Die Pläne der
Landespolitik stoßen nicht nur auf Zustimmung. In der Kinder- und Jugendanwaltschaft in
Feldkirch wird auf die Gefahr verwiesen, „dass damit die Einsatzmöglichkeiten von weniger
qualifiziertem Personal ausgeweitet werden und die Betreuungsqualität leiden wird“.

Fehlt Assistentinnen das Wissen?

Zum Hintergrund: Vor rund zwei Jahren ermöglichte der Gesetzgeber den Einsatz
von Kindergartenassistentinnen anstelle von Kindergartenpädagoginnen, allerdings nur für
Randzeiten. Durch die Möglichkeit einer Ausweitung auf Kernzeiten sieht der Kinder- und
Jugendanwalt Michael Rauch die Bildungs- und Betreuungsqualität infrage gestellt. Sowohl
Rauch als auch Experten weisen darauf hin, „dass Assistentinnen grundlegendes pädagogisches
Wissen zur eigenverantwortlichen Führung von Gruppen fehlt“. Rauch sieht die Chancen
der Kinder in Gefahr: „Jede Verschlechterung bei der personellen Ausstattung wirkt sich auf
Entwicklungs- und Bildungschancen von Kindern aus.“

Schlechtere Betreuungsqualität

Eine zusätzliche Verschlechterung der Qualität werde durch die beabsichtigte Reduktion der
einschlägigen Berufserfahrung von Kindergartenassistentinnen von fünf auf zwei Jahre erfolgen,
warnt Rauch. „Der angekündigte Einsatz von Personal aus anderen Berufsgruppen, wie etwa
der Sozialpädagogik oder einem fachverwandten Unistudium, ist dem Gesetzesentwurf nicht zu
entnehmen. Vielmehr soll neben Kindergartenassistentinnen auch der Einsatz von Tagesmüttern
oder Tagesvätern ermöglicht werden.“ Mit den Änderungen werde über eine Absenkung der
Qualifikationsanforderungen auf einen Mangel an qualifiziertem Betreuungspersonal reagiert.
Die Signalwirkung der Gesetzesänderung an alle im elementarpädagogischen Bereich tätigen
Pädagogen sollte laut Jugendanwalt nicht unterschätzt werden. Rauch regt daher an, „die
Rahmenbedingungen der Tätigkeit zu evaluieren, um die Attraktivität der Tätigkeit und den
Verbleib im Beruf deutlich zu steigern“.

Bild: Betreuungsqualität im Kindergarten droht sich offenbar wegen der Gesetzesnovelle zu verschlechtern. VN
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"Neue Vorarlberger Tageszeitung" vom 15.02.2018 Seite 23 Ressort: Vorarlberg

GESETZESÄNDERUNG

Einschnitte in Qualität der Betreuung befürchtet
Der Landtag beabsichtigt eine Änderung des Kindergartengesetzes. Kinder-und
Jugendanwalt hat Einwände.

Anlass für die vorgesehene Änderung ist der Mangel an Kindergartenpädagogen und so
zunehmende Probleme, Gruppen mit den gesetzlich vorgeschriebenen Fachkräften zu besetzen.
Kinder- und Jugendanwalt Michael Rauch weist darauf hin, dass damit die Einsatzmöglichkeiten
von weniger qualifiziertem Personal ausgeweitet und die Betreuungsqualität leiden werde.

Randzeiten. Im Jahr 2016 hatte der Gesetzgeber den Einsatz von Kindergartenassistenten
anstelle von -pädagogen, für Randzeiten zgelassen. Durch die Möglichkeit einer Ausweitung
in Kernzeiten sieht die Kinder- und Jugendanwaltschaft die Bildungs-und Betreuungsqualität
in Frage gestellt. "Jede Verschlechterung bei der personellen Ausstattung von Kindergärten
wirkt sich auf Entwicklungs- und Bildungschancen von Kindern aus", verdeutlicht Kinder-und
Jugendanwalt Michael Rauch die Problematik.

Eine zusätzliche Verschlechterung der Qualität werde durch die beabsichtigte Reduktion der
einschlägigen Berufserfahrung von Kindergartenassistenten von fünf auf zwei Jahre befürchtet.
Der angekündigte Einsatz von Vertretern anderer Berufsgruppen, wie etwa Sozialpädagogen
oder Personen mit einem fachverwandten Uniabschluss, sei dem Gesetzesentwurf nicht zu
entnehmen. Vielmehr solle neben Assistenten auch der Einsatz von Tagesmüttern oder -vätern
ermöglicht werden.

Durch die geplanten Änderungen im Kindergartengesetz werde auf einen Mangel an qualifiziertem
Betreuungspersonal mittels einer Absenkung der Qualifikationsanforderungen reagiert. Kinder
brauchten aber eine entwicklungs-und lernfördernde Umgebung. "Die Qualität muss stetig erhöht
und die gestiegenen Anforderungen angepasst werden, was in dieser Gesetzesänderung nicht
zum Ausdruck kommt", resümiert Rauch.

Die Kinder-und Jugendanwaltschaft regt an, die Rahmenbedingungen der Tätigkeit zu evaluieren,
um den Verbleib im Beruf deutlich zu steigern.

Kinder- und Jugendanwalt Rauch. NEUE/ARCHIV

Kinder-und Jugendanwalt befürchtet Einschränkungen in Betreuungsquali tät.

SHUTTERSTOCK
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Lösen Gebühren Abmeldewelle aus?

Die kostenpflichtige Nachmittagsbetreuung ist für viele Gemeinden und Eltern ein Problem.

BEZIRK (ph). Der im Jahr 2009 in Oberösterreich eingeführte Gratiskindergarten ist seit Anfang
Februar Geschichte. Seit 1. Februar müssen Eltern für die Betreuung ihres Nachwuchses nach
13.00 Uhr gemäß der sogenannten "Elternbeitragsverordnung" ein Entgelt entrichten. Generell
gilt: Bis zu einem Brutto-Haushaltseinkommen von 1.400 Euro ist der Mindestbeitrag von 42
Euro fällig, ab 3.700 Euro der Höchstbeitrag von 110 Euro. Viele Gemeinden haben wegen
der kurzfristigen Einführung der neuen Regelung die Gebührenordnung erst in letzter Minute
beschlossen und geben den Eltern noch etwas Zeit für die Entscheidung. Endgültige Zahlen
über An- und Abmeldungen liegen daher nur punktuell vor. Dennoch zeigt sich in Wels und
Wels-Land aber eine klare Tendenz. In Wels wurden seit Bekanntwerden der Gebühr 184
von 629 Kindern abgemeldet. Das entspricht fast einem Drittel der Kindergartenkinder in der
Stadt. Bezüglich Personalabbau gibt Bürgermeister Andreas Rabl (FPÖ) aber Entwarnung: "Am
Personalstand wird sich durch die Abmeldungen nichts ändern. Wir haben eine ausreichend hohe
Fluktuation. Sollten sich die Eltern zudem in ein paar Monaten wieder umentscheiden, fehlen uns
sonst die Leute. Wir werden die Entwicklung genau beobachten." Weißkirchens Bürgermeister
Norbert Höpoltseder (SPÖ) betrachtet die Entwicklungen in seiner Gemeinde weniger entspannt.
In Weißkirchen waren bis 31. Jänner 68 Kinder in der Nachmittagsbetreuung. Seit 1. Februar
sind es 44. Dadurch ergibt sich, dass eine Helferin gekündigt werden muss, bei drei weiteren
Pädagoginnen sind Stundenkürzungen notwendig. "Unterm Strich entschuldet sich das Land
beinhart über die Gemeinden, die Eltern und die Pädagoginnen. Das ist ein schwerwiegender
Eingriff in ein gut funktionierendes System", so Höpoltseder. Die Welser Landtagsabgeordnete
Petra Müllner (SPÖ) fürchtet um die Souveränität vieler Mütter: "Öffnungszeiten bis 13.00 Uhr
gehen an der Realität vorbei. Pendlern würde das in der Praxis nicht einmal Teilzeitarbeit
erlauben. Daher wird die schwarzblaue Kindergartensteuer viele Frauen zum Daheimbleiben
zwingen." Die zuständige Landesrätin Christine Haberlander (ÖVP) ist um Beschwichtigung
bemüht: "Genaue Zahlen zu den Entwicklungen bezüglich der Gruppen werden in den nächsten
Wochen erhoben. Die Sorgen einzelner Gemeinden und die Sorgen der Eltern sind mir bewusst
und ich nehme diese ernst. Daher wird bereits im Sommer eine Evaluierung vorgenommen
werden, wo die Daten genau analysiert werden." Die Landesrätin hält aber fest, dass bis auf Wien
auch in allen anderen Bundesländern ein Beitrag entrichtet werden muss.

In allen Bundesländern außer Wien ist für die Betreuung ein Beitrag zu entrichten.

Mit Ende des gebührenfreien Kindergartens droht Frauen ein Ende der Wahlfreiheit.

Bild: Durch die Abmeldungen müssen in manchen Wels-Land Gemeinden Kindergartengruppen aufgelöst werden.
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Kindergartengebühr: Neuhofen überrascht

Neuhofens Gemeinderatssitzungen sind oft konfliktreich. Bei der Kindergartengebühr herrscht
Konsens.

NEUHOFEN (red). „Es trifft die, die am wenigsten haben – 42 Euro Mindeststrafe. Da
kann man nicht zur Tagesordnung übergehen“, betont Neuhofens Bürgermeister Günter
Engertsberger. Deshalb hat seine SPÖ-Fraktion bei der letzten Gemeinderatssitzung einen
Dringlichkeitsantrag zum Thema Kindergartengebühr eingebracht. Der Vorschlag: Bis zu einem
Brutto-Familieneinkommen von 1.400 Euro ist die Nachmittagsbetreuung gratis. Das Land wollte
dies nur bei sehr geringem Einkommen erlauben. 29 der 31 Neuhofner Gemeinderäte stimmten
dem Antrag der SPÖ zu. „Es ist uns etwas Tolles gelungen. Es freut mich, dass die ÖVP auch
geschlossen mitstimmte. In Neuhofen gab es in einem Kindergarten elf Abmeldungen. Das waren
durchwegs Kinder, für die die Nachmittagsbetreuung wichtig ist, weil es auch um das Erlernen
der deutschen Sprache geht.“

„Es ist nicht fair“

Während auf Landesebene ÖVP und FPÖ die von ihnen beschlossene Kindergartengebühr für
die Nachmittagsbetreuung – mindestens 42 Euro und maximal 110 Euro – weiter verteidigen,
scheint das in den Gemeinden anders zu sein. „Wir sehen, dass es Fälle gibt, und es ist nicht
fair. Genau für das muss man in einer christlich-sozialen-Gemeinschaft einstehen“, begründete
ÖVP-Vizebürgermeister Reinhold Sahl die für viele erstaunliche Entscheidung der ÖVP Neuhofen
gegen die Linie der eigenen Landespartei. Für Sahl ist klar: „Auf der anderen Seite muss man
sagen, dass das Land OÖ wahrscheinlich eine Evaluierung vornehmen wird.“

Bild: Günter Engertsberger: „Sind ein positives Beispiel.“
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Für Bildung wichtig

Leserbrief zum Thema „Nachmittagsbetreuung im Kindergarten".

Für mich ist es nicht nachvollziehbar, dass ab 1. Februar ein Elternbeitrag für
den Nachmittagsbesuch im Kindergarten eingehoben wird. Der Kindergarten ist kein
Aufbewahrungsort, sondern eine Bildungseinrichtung. Bildung muss für alle kostenfrei zugänglich
sein. Kinder, für die nun ab 13 Uhr Deadline ist, sind mit einer gravierenden Änderung des
gewohnten Tagesablaufes konfrontiert. Der wertvolle Bildungsauftrag am Vormittag wird sich
drastisch ändern, da nun alles früher und rascher erledigt werden muss. Der Nachmittag
als Vertiefungszeit geht verloren. Besonders Alleinerziehende sind mit ungerechtfertigten
Zusatzkosten belastet und das pädagogische Personal muss mit Stundenkürzungen rechnen.
Den Gemeinden wird die Gruppenförderung reduziert. Die eingehobenen Elternbeiträge werden
kaum den Mehraufwand, der auf die Gemeinden zukommt, decken können.

Marieluise Metlagel,

Sozialstadträtin (SPÖ, Enns)
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Zu wenig Plätze für flexible Betreuung

Junge, berufstätige Mütter haben es im Pongau nach wie vor schwer. Nur etwa jede achte
Einrichtung bietet ein flexibles Angebot für die Kleinsten.

Maria Riedler Bischofshofen Stefanie Riedlecker-Virtudazo bringt ihre kleine Tochter Zoe bereits
seit über einem Jahr zur Betreuung in die Krabbelgruppe Park Bischofshofen. „Ich habe in
meiner Firma ein tolles Angebot für eine Teilzeitanstellung bekommen“, erzählt die 28-jährige
Bischofshofenerin. Die Assistentin bei einem Fernsehsender überlegte nicht lange, „leider ist auch
die Oma noch voll berufstätig und ebenso mein Mann. Deshalb war ich froh über den Platz in
der Krabbelgruppe. Das Angebot dort ist enorm flexibel; die unter Dreijährigen können täglich
von 7 bis 18 Uhr kommen, wann immer es für die berufstätigen Mütter nötig ist“, schwärmt sie.
Ursprünglich hatte sie Zoe zur Betreuung bei einer Tagesmutter, aber nachdem diese öfters
ausfiel, kam dieser konstante Betreuungsplatz für sie gerade zum richtigen Zeitpunkt. „Das
Angebot ist einfach vorbildlich, mehr kann man Kindern gar nicht bieten“, sagt sie und lobt die
engagierten Betreuerinnen.

Für Riedlecker-Virtudazo ist nicht nur der zusätzliche Verdienst wichtig, sondern auch die dadurch
resultierende Unabhängigkeit. „Außerdem arbeite ich sehr gerne“, betont sie. Viele Pongauer
Gemeinden bauten ihr Betreuungsangebot in den letzten Jahren aus, doch nur etwa 12,4 Prozent
der Einrichtungen betreuen im Pongau unter Dreijährige ganztägig. Der Rest wird zumeist mittags
abgeholt. Im Vergleich dazu: In der Stadt Salzburg sind 78 Prozent ganztägig betreut.

Insgesamt hätten Gemeinden und private Träger die Kinderbetreuung im letzten Jahr im
Pongau ausgebaut, heißt es aus dem Büro von Landesrätin Martina Berthold, der zuständigen
Ressortverantwortlichen im Land.

So wurden im Jahr 2017 insgesamt 57 neue Plätze geschaffen, davon allein 41 in Bischofshofen,
acht in St. Johann und acht in Großarl.

Nicht so einfach hat es Stefanie Buchsteiner. Die alleinerziehende Mutter einer heranwachsenden
Tochter jonglierte sich sowohl bei der Betreuung als auch finanziell in den vergangenen Jahren
im kritischen Bereich durch. Ihre jetzt 17-jährige Tochter Julia kam mit einem geistigen Handicap
zur Welt: „Für Mütter von Kindern mit Behinderung ist die Situation ungleich schwieriger. Auch
wenn meine Mutter immer wieder auf Julia aufpasst, habe ich während aller Ferienzeiten große
Probleme. Das Betreuungsangebot für Kinder mit Behinderung hält sich im Pongau generell in
Grenzen.“

Dazu kämen aber eben auch immer die finanziellen Probleme, sagt Buchsteiner, die als
Angestellte in Vollzeit arbeitet: „Nachdem Julia in einer Nachmittagsbetreuung ist, musste ich
unlängst auch noch das Pflegegeld für sie zurückzahlen“, klagt sie schwer betroffen.

Obwohl der Pongau laut Arbeitsmarktservice (AMS) Bischofshofen die niedrigste Teilzeitquote im
Bundesland hat, hinkt die Kinderbetreuung im Bezirk noch immer hinterher. Nur insgesamt 18,4
Prozent der Kinder werden im Pongau ganztägig betreut, im Vergleich sind es 58,1 Prozent in
der Stadt.

Teilzeit ist im Pongau mittlerweile im Steigen. Im Bundesland Salzburg arbeitet nahezu jede zweite
Frau in Teilzeit. „Im Bezirksvergleich weisen die Bezirke Tennengau und Flachgau die höchsten
Teilzeitquoten auf, die niedrigste Teilzeitquote ist im Pongau zu verzeichnen“, so der Leiter des
AMS Bischofshofen, Thomas Burgstaller.

Die große Nachfrage nach Teilzeitarbeitsplätzen sei eine Herausforderung, denn „wir haben ein
Vereinbarkeitsproblem der Arbeitszeiten, ob im Handel, in der Produktion oder im Tourismus“,
meint Burgstaller. So flexible Öffnungszeiten der Kinderbetreuungsplätze wie in Bischofshofen
sind nach wie vor rar, vor allem für die Jüngsten.

Copyright: APA-DeFacto GmbH - Seite 138



Probe 15 - BM für Bildung, Wissenschaft und Forschung - Pressespiegel

Im Pongau sind 71,1 Prozent der Betreuungseinrichtungen ganztägig geöffnet, im Vergleich dazu
sind es in der Stadt Salzburg 96,2 Prozent. „Knapp jede zweite Salzburger Frau (49,3 Prozent)
ist teilzeitbeschäftigt, hingegen nur 8,1 Prozent der Männer. Es zeigt sich deutlich, dass die
allgemein steigende Teilzeitquote hauptsächlich aus weiblicher Teilzeitbeschäftigung resultiert“,
sagt Burgstaller.

Viele Jobs sind im Pongau deshalb nicht zu besetzen, die Nachfrage nach Teilzeitjobs ist
beim AMS größer. Bei einem Wiedereinstieg nach der Karenz kommen viele Frauen allerdings
nicht mehr in die Positionen, die sie früher in einer Firma hatten, oder müssten in klassische
Teilzeit-Branchen wechseln. Aber viele Frauen wollen auch, bedingt durch die Umstände, lieber
Teilzeit als Vollzeit arbeiten. Als Grund für diese Nachfrage werden häufig auch fehlende
Betreuungsangebote angegeben.

Seit einigen Jahren verzeichnet das Arbeitsmarktservice einen starken Anstieg der sogenannten
Kinderbetreuungshilfe. Im Jahr 2017 wurden dafür im Pongau 120.000 Euro ausgegeben.

„Die Kinderbetreuungsbeihilfen haben sich in den letzten drei Jahren verdoppelt“, sagt Thomas
Burgstaller. Diese österreichweite Hilfe steht Bewerberinnen zu – es bewerben sich dafür zumeist
Frauen -, deren Gehalt 2300 Euro nicht übersteigt. Die Frauen müssen entweder aus der
Arbeitslosigkeit kommen oder einen Kurs besuchen. Wenn sich trotz bestehender Berufstätigkeit
nach einer Scheidung etwa die Einkommenssituation verschlechtert, können sie ebenso die Hilfe
für die Betreuung ihrer Kinder beantragen.

In Salzburg sind die Kosten hierfür mit Abstand am höchsten und beliefen sich auf 1,9 Millionen
Euro (Ö: 8,4 Mio.) für das Bundesland. 2014 betrugen sie noch 528.000 Euro (Ö: 4,7 Mio.). Die
Förderung wird bis maximal drei Jahre gewährt. Im besten Fall – bei einem Einkommen von bis zu
1600 Euro brutto – beträgt sie 90 Prozent der Betreuungskosten (maximal 300 Euro monatlich).
Bei Einkommen bis zu 1900 Euro beläuft sie sich auf 75, bis zu 2300 Euro auf 50 Prozent der
anfallenden Betreuungskosten.

Eine Unterstützung, die vor allem beim beruflichen Wiedereinstieg für Frauen wichtig sei, meint
Thomas Burgstaller. Derzeit sei im Pongau vor allem der Bedarf an Tagesmüttern hoch. Im
Pongau gibt es gut 75 institutionelle Kinderbetreuungseinrichtungen, davon 36 Kindergärten, 15
Kinderkrippen und 24 altersgemischte Einrichtungen.

Trotz des laufenden Ausbaus des Angebots an elementaren Bildungseinrichtungen gibt es gerade
im Bereich der Kleinkindbetreuung erhebliche Defizite: Mit einer institutionellen Betreuungsquote
von 19,1 Prozent liegt Salzburg nicht nur hinter dem Bundesschnitt von 25,5 Prozent, sondern
auch hinter dem „Barcelona-Ziel“, nach dem es bereits im Jahr 2010 für 33 Prozent der unter
Dreijährigen einen institutioneller Betreuungsplatz geben hätte müssen.
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auFReGeR

Kindergarten-Gebühren sorgen im Bezirk für Aufregung
und zahlreiche Reaktionen
uRFaHR-uMGeBunG. Die Einführung der Gebühren für die Nachmittagsbetreuung in den
OÖ Kindergärten zeigte erste Auswirkungen. Abmeldungen, Stundenreduzierungen und
viel Aufregung unter den Eltern sind die Folge.

"Die Gemeinden waren gezwungen, die neue Elternbeitragsverordnung des Landes OÖ zu
beschließen. Gleichzeitig wurden die bislang dafür vorgesehenen Mittel vom Land gekürzt.
Ein Vorgang, der an Erpressung grenzt", sagt Helmut Mitter, Fraktionsobmann der SPÖ
Walding. Franz Allerstorfer, Bürgermeister von Feldkirchen, war von Anfang an ein großer
Gegner der Gebühren: "Hier wird auf dem Rücken von Alleinerziehern und jungen Familien
Budgetkonsolidierung betrieben. Die Maßnahme führt dazu, dass Frauen wieder vermehrt
gezwungen sein werden, zu Hause zu bleiben. Die, die es sich nicht richten können, müssen die
Gebühren schlucken. Das ist Politik aus dem letzten Jahrhundert, daher hat der Gemeinderat in
Feldkirchen auch umgehend eine Resolution an das Land übermittelt, in der die Zurücknahme
der Gebühren gefordert wird. Eine Resolution, bei der von allen Parteien im Gemeinderat
zumindest teilweise Zustimmung kam!" Aus den Gemeinden des Bezirks kommen klare Zahlen:
Die Abmeldungen von Kindern ab 13 Uhr liegen durchwegs über den Erwartungen. In Feldkirchen
sind es 15 Kinder, in Engerwitzdorf acht, auch aus Gramastetten und anderen Gemeinden
kommen ähnliche Berichte. In Walding hat sich die Anzahl der Betreuungsstunden am Nachmittag
um rund 25 Prozent reduziert, da viele Eltern Kosten sparen wollen und ihr Kind nur mehr an zwei
oder drei statt an bisher fünf Tagen im Kindergarten belassen. "Das kann auf Dauer ohne einen
Personalabbau nicht funktionieren", ist sich Mitter sicher.

unverständliche Maßnahme "Auf diese Weise wird der ohnehin unterbezahlte Beruf der
Kindergartenpädagogin noch mehr Teilzeitkräfte hervorbringen. Denn wenn in manchen kleineren
Gemeinden der Kindergarten nur noch am Vormittag aufsperrt, ist schon rein rechnerisch eine
Beschäftigung über 30 Stunden unmöglich", stellt Beverley Allen-Stingeder aus Puchenau als
Bezirksfrauenvorsitzende der SPÖ fest. "Es ist völlig unverständlich, wie man eine Maßnahme
beschließen kann, die einerseits kaum budgetwirksame Entlastungen bringt, aber andererseits
viele Familien unter großen Druck setzt. Ein sofortiger Stopp ist die einzige Lösung, die es
geben kann", fordern der Vizebürgermeister von Engerwitzdorf, Mario Moser-Luger, und der
Fraktionsobmann der SPÖ Zwettl, Herbert Enzenhofer.

Fraktionsobmann SPÖ Walding Helmut Mitter, SPÖ Bezirksfrauenvorsitzende Beverley Allen-Stingeder und der
Bürgermeister von Feldkirchen Franz Allerstorfer
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Bildungsthemen Ausland

"Frankfurter Allgemeine Zeitung" Nr. 39 vom 15.02.2018 Seite: 4 Ressort: Politik

Änderung der Studienzulassung für Medizin per
Staatsvertrag
Nach Kritik aus Karlsruhe / Bislang kein Beschluss

oll. BERLIN, 14. Februar. Die Bundesländer wollen die Zulassung zum Medizinstudium durch
eine Änderung des bestehenden Staatsvertrags regeln. Sie wollen damit auf das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts über die Studienzulassung vom Dezember letzten Jahres reagieren.
Wie aus der Kultusministerkonferenz zu hören ist, planen die Länder eine Anpassung des
bestehenden Staatsvertrags zum frühstmöglichen Zeitpunkt. Unklar ist, ob der Bund die
Neuzulassung zusätzlich durch eine Änderung des Hochschulrahmengesetzes regeln will. Die
Feststellung im Koalitionsvertrag der möglichen großen Koalition sieht den Handlungsbedarf
zunächst bei den Ländern: "Der Bund will die Länder bei der Novellierung der Hochschulzulassung
zum Medizinstudium begleiten, die im Zuge des Bundesverfassungsgerichtsurteils notwendig
geworden ist." Ursprünglich war dem Bund eine aktivere Rolle zugedacht worden, die
im Laufe der Koalitionsverhandlungen jedoch zugunsten der Länder abgeschwächt wurde.
Das Bundesverfassungsgericht hatte die Vergabe von Medizin-Studienplätzen als teilweise
verfassungswidrig bezeichnet und bis Ende 2019 eine Neuregelung gefordert. Bei einem Treffen
der Amtschefs der Bildungsministerien der Länder am Donnerstag wollte die Arbeitsgruppe
einen Bericht mit Vorschlägen zum weiteren Verfahren und Handlungsoptionen vorlegen, hieß
es. Entscheidungen seien noch nicht geplant. Die Richter hatten die Rechtsmäßigkeit der
Zulassungsbeschränkung durch einen strengen Numerus clausus grundsätzlich bestätigt, aber
ein ergänzendes, nicht schulnotenbasiertes Auswahlkriterium eingefordert. Da dieses in einem
standardisierten und transparenten Verfahren überprüft werden soll, reicht es nicht, wenn
die Universitäten jeweils eigene Auswahlverfahren etablieren. Dazu müssen landesrechtliche
Regelungen zu den Auswahlverfahren überarbeitet werden. Das gilt auch für Bayern, wo einige
Hochschulen eigene Auswahlverfahren eingerichtet hatten, die vom Bundesverfassungsgericht
ausdrücklich kritisiert wurden und nun landesrechtlich abgesichert werden müssen. Bayerns
Kultusminister Ludwig Spaenle (CSU), ein entschiedener Fürsprecher der Staatsverträge, sagte
dieser Zeitung, die Arbeitsgruppe der Amtschefkonferenz, die am Donnerstag wieder in Berlin
zusammenkam, werde sorgfältig, aber zügig an einer Lösung arbeiten. Schließlich habe die
Kultusministerkonferenz (KMK) mit dem Staatsvertrag zur Akkreditierung schon im vergangenen
Jahr gezeigt, dass sie durchaus imstande sei, "solch einen Staatsvertrag in einem Vierteljahr
zu verabschieden", so Spaenle. Seit der Ankündigung im Koalitionsvertrag, einen Nationalen
Bildungsrat einzurichten, ist die KMK sichtlich bemüht, ihre eigene Aktionsfähigkeit unter Beweis
zu stellen.
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"Neue Zürcher Zeitung" vom 15.02.2018 Seite: 17 Ressort: Meinung und Debatte International

Lehrplan-Abstimmungen

Ein unnötiges und unehrliches Störmanöver

Ob die vorgeschlagenen Massnahmen die richtigen sind, um die Unternehmenssteuern zu
reformieren oder ob das Kantonsspital Winterthur in eine Aktiengesellschaft umgewandelt werden
soll: Worüber haben sich die Zürcher und Schweizer nicht alles an der Urne geäussert im letzten
Jahr. Selbst dazu, ob zwei Fremdsprachen auf Primarstufe nicht zu viel seien. Warum also sollte
das Volk nicht auch über den Lehrplan entscheiden? Schliesslich ist Bildung ein teures Gut.
«Lehrplan vors Volk», rufen die Zürcher Initianten deshalb, und ihre Berner Gesinnungsgenossen
stimmen mit ein. In beiden Kantonen entscheiden die Wahlberechtigten im März, ob nicht das
Volk das letzte Wort in Lehrplanfragen haben müsste.

Genau genommen müsste der Schlachtruf aber «Lehrplan vors Parlament» heissen, denn das
ist es, was die Initianten in erster Linie fordern: In Zürich müsste neu der Kantonsrat, in Bern
der Grosse Rat die kantonalen Lehrpläne für die Volksschule genehmigen. Dies, nachdem diese
wie bisher von einem Expertengremium erlassen würden. Erst im Falle eines Referendums dürfte
sich das Volk dazu äussern.

Parlamente sind in unserem Staat dazu da, Gesetze zu beraten und zu verabschieden. Im
Schulbereich sollen sie über Grundlegendes entscheiden, indem sie per Volksschulgesetz
Organisationsformen und Kompetenzen festlegen und mittels Haushaltsplanung finanzielle
Leitplanken setzen. «Ein Lehrplan ist ein Bildungskompass, kein Gesetzbuch», sagen die
Befürworter des neuen Lehrplans, der bald in allen 21 deutsch- und mehrsprachigen Kantonen
gelten soll. Obwohl sie damit in erster Linie die Freiheit von Lehrerinnen und Lehrern
herausstreichen wollen, den Unterricht zu gestalten, treffen sie mit dieser Formulierung den Nagel
auf den Kopf: Die Inhalte eines Lehrplans sind viel zu detailliert, als dass sie wie Paragrafen
behandelt werden könnten. Der Lehrplan 21 ist ein 516 Seiten starkes Regelwerk. Müsste das
Parlament darüber befinden, müsste es Sondersessionen einberufen – und niemand aus dem
Volk wünschte sich im Falle eines Referendums mehr als die neun Seiten Abstimmungstext bei
der USR III.

Wenn es um Lehrpläne geht, müssen wir auf das Fachwissen von Experten vertrauen
können. Der Bildungsrat, der in Zürich Lehrpläne erlässt, ist vom Kantonsrat gewählt. Im
neunköpfigen Gremium sind nicht bloss Pädagogen von der Lehrerin bis zum Professor vertreten,
sondern auch ein Bäckermeister, eine Bankangestellte und ein pensionierter Lehrgangsleiter der
Berufsunteroffiziersschule. Sie achten darauf, dass der Lehrplan ausgewogen bleibt. Spielen
hingegen Parlamente mit wechselnden politischen Mehrheiten oder Laien mit Lehrplänen, drohen
Verzerrungen. Zu welchen Absurditäten das führen kann, zeigt das Beispiel Handarbeit: Es
ist aufgrund einer angenommenen Volksinitiative in Zürich als einziges Fach mit Lektionenzahl
gesetzlich verankert.

Selbst wenn der Bildungsrat einmal übers Ziel hinausschiessen sollte wie jüngst beim
ersten Entwurf zur neuen Lektionentafel, können Betroffene wie der Lehrerverband oder die
Schulgemeinden über eine breite Vernehmlassung Einfluss nehmen. Ihren Rückmeldungen ist
es etwa zu verdanken, dass der Bildungsrat beim Halbklassenunterricht zurückgerudert ist und
diesen nicht abgebaut hat. Heute stehen sämtliche Verbände hinter dem neuen Lehrplan –
inhaltlich ist die Diskussion also längst gelaufen. Bloss die konservativsten Lehrplangegner fanden
dabei offensichtlich kein Gehör. Dass sie nun unter dem Vorwand der Demokratieförderung ein
letztes Störmanöver inszenieren, ist weder hilfreich noch ehrlich. Denn eigentlich kennen sie nur
ein Ziel: den Lehrplan 21 zu verhindern.
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Das bringt der neue Lehrplan in Zürich
Ein neues Fach Medien und Informatik sowie zwei Lektionen mehr für Erstklässler – und
Kompetenzstufen statt fachliche Jahresziele

Nach den Sommerferien werden die Zürcher Kindergärtler und Primarschüler der ersten fünf
Klassen nach dem Lehrplan 21 unterrichtet. Ein Jahr später folgen die Sechstklässler und die
Sekundarschüler. Wir stellen die wichtigsten Neuerungen vor.

Grundlage: Erstmals wurde ein gemeinsamer Lehrplan für die 21 deutsch- und mehrsprachigen
Kantone ausgearbeitet. Er soll den seit 2006 geltenden Verfassungsauftrag umsetzen, die Ziele
der Schule zu harmonisieren – und die Mobilität von Schülern und Lehrern erleichtern. Dabei
berücksichtigt er die 2011 erlassenen nationalen Bildungsstandards für die obligatorische Schule,
die sogenannten Grundkompetenzen.Inhalt: Der Lehrplan 21 orientiert sich neu an Kompetenzen
statt an Stufenzielen: Er stellt neben dem Wissen das Anwenden von Kenntnissen, Fähigkeiten
und Fertigkeiten in den Vordergrund. Im Unterschied zum bisherigen kantonalen Lehrplan von
1991 wird etwa die Reflexion über das Gelernte stärker gewichtet. Wo dieser beschrieb, was
im Unterricht getan werden soll, beschreibt der neue, was von den Schülern konkret erwartet
wird. Dieses Unterrichtsverständnis wird in der Aus- und Weiterbildung von Lehrern seit längerem
vermittelt. Der Zürcher Kindergarten-Lehrplan und die kantonalen Fremdsprachenlehrpläne sowie
neue Lehrmittel sind bereits kompetenzorientiert.Struktur: Der Lehrplan teilt die elf Schuljahre vom
Kindergarten bis zur Sekundarstufe unabhängig von kantonalen (Stufen-)Schulstrukturen in drei
Zyklen mit Lernzielen zu deren Ende ein. An den Zeugnissen ändert sich vorläufig nichts; lediglich
die Fachbereiche werden angepasst.

Lektionenzahl: Schüler der 1. Klasse haben neu 24 statt 22 Lektionen obligatorisch Schule – was
je nach Gemeindemodell einen zusätzlichen Nachmittag Unterricht bedeuten kann. Danach steigt
die Zahl der Wochenlektionen auf Primarstufe kontinuierlich an; jene der 5. und 6. Klassen bleibt
gleich. Insgesamt werden Teamteaching- und Halbklassenunterricht nicht abgebaut (Ausnahme:
6. Klasse im Übergangsjahr ab Sommer).Sprachen: Der Englischunterricht beginnt neu ein Jahr
später, in der 3. Klasse. Der Einstieg ins Fremdsprachenlernen wird mit drei statt zwei Lektionen
intensiviert. In der 2. Klasse wird eine Lektion mehr Deutsch erteilt.Mint (Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaft, Technik): Neu wird ab der 5. Klasse das Fach Medien und Informatik mit einer
Wochenlektion unterrichtet. Das Fach Natur, Mensch, Gesellschaft erhält auf der Sekundarstufe
eine zusätzliche Lektion.Musische Fächer: Über die gesamte Primarstufe werden die Lektionen
im Fachbereich Gestalten von 27 auf 24 reduziert. Der Fachbereich umfasst das bildnerische
sowie das textile und technische Gestalten (Handarbeit). Letzteres ist in erster Linie vom
Abbau betroffen, beginnt neu aber bereits in der 1. Klasse.Berufseinstieg: In der 2. Klasse der
Sekundarstufe steht neu eine Lektion in beruflicher Orientierung zur Verfügung, in der 3. Klasse
als Wahlfach. Die Haushaltskunde wird um Inhalte zu Wirtschaft und Arbeit ergänzt.Weiteres:
Auf Sekundarstufe stehen in der 3. Klasse neu zwei statt drei Lektionen Projektunterricht zur
Verfügung. Das bisherige Fach Religion und Kultur wird mit Ethik ergänzt. len.
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Zürich macht sich für den Lehrplan 21 fit
Die Verantwortlichen kämpfen mit fehlenden Unterrichtsmitteln und schwankenden
Pensen der Lehrer

Unabhängig davon, wie sich die Zürcher Stimmbürger am 4. März hinsichtlich Mitsprache in
Lehrplanfragen entscheiden: Der neue Bildungskompass wird nach den Sommerferien eingeführt.

Lena Schenkel

Es ist ein dicker weisser Ordner, der bei Nora Bussmann auf dem Pult liegt: 516 Seiten,
bedruckt mit Tabellen in allerlei Farben und Formen. «Lehrplan 21» steht auf dem Rücken.
Dass die Schulleiterin der Primarschule Im Birch in Zürich Oerlikon ihn ausgedruckt hat, ist nicht
selbstverständlich. Nicht nur, weil er bloss noch elektronisch vorliegt. «Den Lehrplan behandelt
man in der Ausbildung», sagt die gelernte Primarlehrerin, «danach bleibt er meist im Regal.»
Wichtiger seien die daraus erarbeiteten Lehrmittel, die Mathematik- oder Französischbücher, mit
denen die Lehrer ihren Unterricht hauptsächlich gestalteten.

Bussmann ist an ihrer Schule federführend für die Umsetzung des neuen Lehrplans, der im Kanton
Zürich nach den Sommerferien eingeführt wird. «Es wird nicht alles anders», sagt sie in Hinblick
auf die Neuerungen (siehe Zweittext). Lediglich die Perspektive habe sich ein wenig verändert. Die
Lernziele nach Kompetenzen der Schüler auszurichten, entspreche in der Aus- und Weiterbildung
aber längst dem Standard. Dass Lehrer laut Gegnern des Lehrplans 21 zu «Coachs» degradiert
würden, empfindet sie nicht so. Es entspreche einem modernen Verständnis, dass der Unterricht
nicht mehr derart lehrerzentriert sei; dass Schüler ihre Lernwege vermehrt selber gehen, sei
pädagogisch sinnvoll.

«Das schliesst Frontalunterricht ja nicht aus», sagt sie; die Ausbilder seien weiterhin frei
in der Wahl ihrer Methoden. Die Lehrer dennoch gemeinsam auf Kurs zu bringen, ist die
Aufgabe Bussmanns. Inhaltliche Überzeugungsarbeit muss sie dafür nicht leisten: «In meinem
Team trauert niemand dem alten Lehrplan nach.» Für die Unterrichtsplanung sei dieser
von geringem Nutzen gewesen. Nachdem Bussmann letzten Sommer wie alle Schulleiter im
Kanton einen Weiterbildungstag besuchte, sind nun die Lehrerinnen und Lehrer dran. Neben
individuellen Kursen schenkt der Kanton jeder Schule insgesamt drei interne, unterrichtsfreie
Weiterbildungstage und einen an der Pädagogische Hochschule Zürich (PHZH), um sich in
Themen wie Beurteilung oder kompetenzorientierten Unterricht zu vertiefen – sofern sie zuvor
selbstorganisiert entsprechende Online-Einheiten bearbeitet haben.

Bereits hätten sich 80 Prozent aller Schulen dafür angemeldet, sagt PHZH-Rektor Heinz Rhyn auf
Anfrage. Es ist eines von derzeit 17 Angeboten, welche die Hochschule rund um den Lehrplan
21 bietet – von der Informationsveranstaltung über punktuelle stundenweise Unterstützung bis
zu mehrtägigen Kursen, die wiederum durch Selbststudium ergänzt werden. Der Kanton bezahlt
den teilnehmenden Lehrern sechs davon. So können etwa Haushaltskunde-Lehrer kostenlos
ihre Kenntnisse auffrischen, damit sie für das Unterrichten des neuen Fachs Wirtschaft, Arbeit,
Haushalt gewappnet sind. Jene, die Religion und Kultur unterrichten, können ihr Ethik-Wissen
vertiefen.

Um den Ansturm auf die Weiterbildungen abzufedern, beschäftigt die PHZH während anderthalb
Jahren bis zu vier Personen zusätzlich. Insgesamt aber würden die Ressourcen vor allem anders
verteilt. Den Vorwurf, von einem neuen Lehrplan profitiere in erster Linie die Bildungsindustrie,
lässt Rektor Rhyn deswegen nicht gelten: «Wir leisten eher mehr mit denselben Mitteln», sagt er.
Obwohl seine Hochschule dabei durchaus an Grenzen stosse, sei es ihm aus seiner Sicht lieber,
dass die Einführung zügig über die Bühne gehe.
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Trotzdem mussten etwa die Ausbildungsplätze für das neue Fach Medien und Informatik
kontingentiert werden: in der Regel auf ein oder zwei Lehrer pro Schulhaus und Jahr. Bis zum
Sommer werden rund 600 Ausbilder den Kurs absolviert haben. Einige, bisher 44, erhalten die
Unterrichtsberechtigung ohne Kurs; weil sie eine entsprechende Vorbildung haben. Alle erhielten
bereits Auszüge aus dem neuen Lehrmittel «Connected», das laut Rhyn im Juni vorliegen soll.

«Das glaube ich erst, wenn ich es in den Händen halte», sagt darauf Primarlehrerin Katrin Meier,
die im Verband des Personals öffentlicher Dienste (VPOD) der Sektion Lehrberufe vorsteht. Die
meisten Lehrer könnten sich wohl erst in den Sommerferien vorbereiten. Für Ethik fehle das
Lehrmittel ganz – noch bis 2020. Nicht ideal findet sie überdies, dass viele Schüler während der
Übergangszeit von einem zusätzlichen Lehrer im neuen Fach Medien und Informatik unterrichtet
werden müssen. Einerseits liessen sich viele Inhalte sinnvollerweise auch in anderen Fächern
unterbringen, andererseits sei es pädagogischer Konsens, dass möglichst wenige Lehrer an einer
Klasse unterrichteten.

Meier versuchte erfolglos, die Einführung des neuen Lehrplans mit einer Einzelinitiative im
Kantonsrat zu stoppen. Nicht weil sie inhaltlich dagegen gewesen wäre – im Gegenteil: Sie findet,
er werde übereilt und dadurch zu wenig konsequent umgesetzt. So müssten Lehrer ihrer Meinung
nach auch im Zeugnis Kompetenzen beurteilen, statt Noten zu vergeben: «Würden diese zum
Beispiel als Linie oder Karte gezeigt», erklärt sie, «bewegten sich selbst schwache Schüler immer
vorwärts.» Das sei motivierender als eine ungenügende Note. Und für Arbeitgeber sei es statt
einer 4,5 in Mathematik sinnvoller zu wissen, dass ein potenzieller Lehrling gut im Kopfrechnen,
aber schlecht in Geometrie sei.

In dieselbe Kerbe schlägt der Zürcher Lehrerverband: Nicht nur seien die Zeugnisse nicht
kompetenzorientiert – sie seien auch nicht harmonisiert; ebenso wenig wie die kantonalen
Stundentafeln. «Wir spüren erst einen Hauch von Harmonisierung», sagt Präsident Christian
Hugi. Gleichwohl versteht er, dass man den Lehrplan angesichts des immer noch schwelenden
Widerstands nicht unnötig überladen und damit gefährden wollte. Vielleicht habe die kantonale
Volksinitiative (siehe Zusatz) sogar zum überhöhten Tempo geführt.

Schulleiterin Bussmann beschäftigen derweil konkretere Probleme: Weit mehr als der Lehrplan
stellt sie die neue Stundentafel vor organisatorische Herausforderungen. Weil sich die
Lektionenzahl innerhalb derselben Stufe neu stärker unterscheidet, schwanken auch die Pensen
von Lehrern von Schuljahr zu Schuljahr. Zum Glück seien ihre Kollegen sehr flexibel. Bussmann
hilft nach, indem sie die betroffenen Ausbilder in anderen Bereichen einsetzt. Immerhin dafür
biete der neue Berufsauftrag, mit dem Schulen Lehrer nicht mehr nach Lektionen, sondern nach
Beschäftigungsgrad anstellen, Vorteile. Generell sorge dieser aber für weit mehr Unruhe in den
Lehrerzimmern als der neue Lehrplan.
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Europas ärmste Unis // In vielen Ländern sind die Folgen
der Finanzkrise für die Hochschulen bis heute nicht
überwunden

Erst in diesem Winter gingen Studierende in Irland wieder auf die Straße. Zu Tausenden
demonstrierten sie in Dublin: Gegen überfüllte Seminare und Vorlesungen, gegen fehlende
Wohnheimplätze - und vor allem gegen steigende Kosten für Studiengebühren und
Studienkredite. Ziel des Protests: Die Regierung, die die staatlichen Zuschüsse für das
Hochschulsystem immer weiter kürzt. Um mehr als ein Drittel sind diese seit dem Jahr 2010
gesunken. Abgewälzt wurden die Kosten vor allem auf die Studierenden, die seitdem mit immer
höheren Gebühren die Unis finanzieren.

Für die "European University Association" (EUA), den Zusammenschluss der europäischen
Hochschulen, gehört Irland damit zu den Ländern, deren Hochschulsysteme ernsthaft "in Gefahr"
sind: Dazu zählt die EUA in einem jüngst veröffentlichten Überblick über die europäischen
Hochschulfinanzen jene Staaten, die seit Jahren drastisch ihre Ausgaben senken, obwohl
gleichzeitig sogar die Studierendenzahlen steigen. Ähnlich sieht es in Ungarn, Spanien,
Tschechien und auch Italien aus. Besonders dramatisch bleibt die Lage in Griechenland, das
seinen Unis seit dem Jahr 2010 mehr als 60 Prozent der Zuschüsse streichen musste.

Der Überblick, den die EUA seit Beginn der Finanzkrise 2008 jährlich herausbringt, zeigt bei
den Hochschulen eine europäische Zweiklassengesellschaft, deren Spaltung immer größer wird.
Hier reiche Länder wie Deutschland, Österreich, einige Länder Skandinaviens oder die Schweiz,
die systematisch mehr Geld in die Wissenschaft investieren können - und dort ärmere Länder,
deren Abstand zur Spitze immer mehr wächst. Während Deutschland etwa seit 2010 rund 30
Prozent mehr für seine Hochschulen ausgegeben hat, haben Irland und Spanien um genau diese
Marge gekürzt. Eine Lehre ist laut EUA, dass in letzteren Ländern die tiefen Einschnitte durch die
Finanzkrise fast nirgendwo wettgemacht werden konnten, sondern bis heute nachwirken. "Eine
Angleichung der Lebensverhältnisse in Europa wird so verhindert", heißt es.

Denn die Unterschiede vertiefen sich auch in jüngster Zeit weiter. Griechenland kürzte 2016
erneut um 16 Prozent, Slowenien um neun Prozent - wie es überhaupt in weiten Teilen Süd-
und Osteuropas kaum vorangeht. Allerdings verzeichnet die EUA mancherorts auch positive
Tendenzen. Frankreich hat bei den Universitäten wieder zurück zu seinem Expansionskurs
gefunden, den es 2015 kurzzeitig verlassen hatte. Und auch Spanien verkündete 2017 erstmals
seit Jahren wieder einen Anstieg der Ausgaben - und zwar um 5,1 Prozent. Den massiven Abbau
in den Vorjahren gleicht das indes noch lange nicht aus. Tilmann Warnecke

Sparzwang. Irlands Unis - hier die in Dublin - wurden die Zuschüsse seit

2010 um 30 Prozent gekürzt. Foto: AFP
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